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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse 

 der Mitglieder der Staatsregierung

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglie-
der der Staatsregierung in der in der Bayerischen Rechts-
sammlung (BayRS 1102-1-F) veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 24. April 
2017 (GVBl. S. 81) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.	 Der Überschrift werden die Wörter „(Bayerisches 
Ministergesetz – BayMinG)“ angefügt.

2.	 Art. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Rechtsstellung“.

b)	 Im Wortlaut wird die Fußnote 1 gestrichen.

3.	 In Art. 2 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Vereidigung“.

4.	 In Art. 3 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Tätigkeitsbeschränkungen“.

5.	 In Art. 3a wird folgende Überschrift eingefügt:

„Nebentätigkeit in Gesellschaftsorganen“.

6.	 In Art. 3b wird folgende Überschrift eingefügt:

„Vergütung aus  
Nebentätigkeiten und Rückgriffshaftung“.

7.	 Art. 3c wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Ausschluss bei Interessenskollision“.

b)	 In Satz 1 werden die Wörter „in der jeweils gel-
tenden Fassung“ gestrichen.

c)	 In Satz 2 werden die Buchst. a und b die Nrn. 1 
und 2.

8.	 In Art. 4 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Erholungsurlaub“.

9.	 In Art. 5 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Verschwiegenheitspflicht“.

10.	 In Art. 6 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Zeugenaussage und Gutachtenerstattung“.

11.	 Art. 7 wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Amtspflichtverletzung und Amtshaftung“.

b)	 In Abs.  1 Satz 1 werden die Wörter „Art.  59 in 
Verbindung mit Art.  61 Abs.  2 der Verfassung1) 
sowie nach Art. 31 bis 43 des Gesetzes über den 
Verfassungsgerichtshof2)“ durch die Wörter „den 
Art. 59 der Verfassung in Verbindung mit Art. 61 
Abs. 2 der Verfassung sowie nach den Art. 31 bis 
43 des Gesetzes über den Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshof“ ersetzt.

12.	 In Art. 8 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Ende des Amtsverhältnisses  
des Ministerpräsidenten“.

13.	 In Art. 9 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Ende des Amtsverhältnisses  
der Staatsminister und Staatssekretäre“.

14.	 Art. 10 wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

Gesetz 
zur Änderung 

personalaktenrechtlicher und weiterer 
dienstrechtlicher Vorschriften

vom 18. Mai 2018



287Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2018

„Amtsbezüge“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 1 werden die Spiegelstriche 1 bis 3 die 
Buchst. a bis c.

bb)	 In Nr.  2 wird die Angabe „Art.  36 Abs.  4 
BayBesG“ durch die Wörter „Art. 36 Abs. 1 
Satz 2 bis 4 BayBesG“ ersetzt.

cc)	 In Nr. 3 werden die Spiegelstriche 1 bis 4 die 
Buchst. a bis d.

c)	 In Abs. 5 Satz 2 werden die Wörter „Art. 14 oder 
15 des Abgeordnetenstatuts des Europäischen 
Parlaments (Beschluss 2005/684/EG, Euratom 
des Europäischen Parlaments vom 28. Septem-
ber 2005 zur Annahme des Abgeordnetensta-
tuts des Europäischen Parlaments – ABl L 262 
S. 1; im Folgenden: Abgeordnetenstatut)“ durch 
die Wörter „Art.  14 oder Art.  15 des Beschlus-
ses 2005/684/EG des Europäischen Parlaments 
(Abgeordnetenstatut)“ ersetzt.

15.	 In Art. 11 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Erkrankung“.

16.	 In Art. 12 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Entschädigung für Umzugs-  
und Reisekosten, Verordnungsermächtigung“.

17.	 In Art. 13 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Versorgung“.

18.	 In Art. 14 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Übergangsgeld“.

19.	 In Art. 15 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Ruhegehalt“.

20.	 In Art. 16 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Hinterbliebenenversorgung“.

21.	 In Art. 16a wird folgende Überschrift eingefügt:

„Überbrückungsgeld für Hinterbliebene“.

22.	 In Art. 17 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Hinterbliebenenunfallfürsorge“.

23.	 In Art. 18 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Zusammentreffen  
von Übergangsgeld und Ruhegehalt“.

24.	 Art. 19 wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Ehrensold und Unterhaltsbeitrag“.

b)	 In Abs. 1 Satz 2 wird die Fußnote 3 gestrichen.

25.	 In Art. 20 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Rechtsstellung von Beamten und Richtern“.

26.	 In Art. 21 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Einkommen  
aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst“.

27.	 Art. 22 wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Anrechnung anderer Bezüge“.

b)	 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Für ehemalige Mitglieder der Staats-
regierung und ihre Hinterbliebenen gelten die 
Art. 85 und 86 BayBeamtVG sinngemäß.“

28.	 In Art. 23 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Durchführungsvorschriften“.

29.	 In Art. 24 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Übergangsregelungen“.

30.	 Art. 25 wird wie folgt geändert: 

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Übergangsregelungen zu  
dem bis zum 30. Juni 1993 geltenden Recht“.

b)	 In Abs. 4 werden nach den Wörtern „des Fünf-
ten Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtli-
cher Vorschriften“ die Wörter „vom 28. Mai 1990 
(BGBl. I S. 967)“ eingefügt.

31.	 In Art. 25a wird folgende Überschrift eingefügt:

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Juli 1998 geltenden Recht“.

32.	 In Art. 25b wird folgende Überschrift eingefügt:
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„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Dezember 1998 geltenden Recht“.

33.	 In Art. 25c wird folgende Überschrift eingefügt:

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Dezember 2002 geltenden Recht“.

34.	 In Art. 25d wird folgende Überschrift eingefügt:

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Dezember 2003 geltenden Recht“.

35.	 In Art. 25e wird folgende Überschrift eingefügt:

„Übergangsregelungen  
zu dem bis 31. Dezember 2010 geltenden Recht“.

36.	 Art. 26 wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Inkrafttreten“.

b)	 Im Wortlaut wird die bisherige Fußnote  4 die 
Fußnote 1.

§ 2

Änderung  
des Bayerischen Beamtengesetzes

Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) vom 29. Juli 
2008 (GVBl. S. 500, BayRS 2030-1-1-F), das zuletzt durch 
§ 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 362) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 Art. 1 Abs. 3 wird aufgehoben.

3.	 In Art. 47 Abs. 3 wird das Wort „(mindestens)“ durch 
das Wort „mindestens“ ersetzt.

4.	 In Art.  67 Abs.  1 wird das Wort „(amts-)ärztliche“ 
durch das Wort „ärztliche“ ersetzt.

5.	 Art. 75 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 75

Bekleidung, äußeres Erscheinungsbild“.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Soweit es das Amt erfordert, kann die 

oberste Dienstbehörde nähere Bestimmungen 
über das Tragen von Dienstkleidung und das 
während des Dienstes zu wahrende äußere Er-
scheinungsbild der Beamten und Beamtinnen 
treffen. 2Dazu zählen auch Haar- und Barttracht 
sowie sonstige sichtbare und nicht sofort ableg-
bare Erscheinungsmerkmale.“

6.	 Dem Art. 89 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) 1Soweit die Zulassungs-, Ausbildungs- und 
Prüfungsordnungen dies vorsehen, kann Beamten 
und Beamtinnen auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
aus den in Abs. 1 genannten Gründen eine Teilzeit-
beschäftigung mit mindestens der Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit bewilligt werden, wenn dienstli-
che Belange nicht entgegenstehen, die Struktur der 
Ausbildung dies zulässt und den unverzichtbaren 
Erfordernissen der Ausbildung Rechnung getragen 
wird. 2Die Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 3Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für die Beamten und Be-
amtinnen nach Art. 125.“

7.	 In Art. 91 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „(Plan-)Stellen“ 
durch das Wort „Stellen“ und das Wort „(Plan-)Stelle“ 
durch das Wort „Stelle“ ersetzt.

8.	 Art. 95 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben.

9.	 In Art. 100 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „beauftragt“ 
durch das Wort „betraut“ ersetzt.

10.	 Die Überschrift des Teils 4 Abschnitt 8 wird durch fol-
gende Überschriften ersetzt:

„Abschnitt 8

Personalakten  
und Einsatz automatisierter Verfahren

Unterabschnitt 1

Verarbeitung personenbezogener Daten“.

11.	 Die Art. 102 und 103 werden durch folgenden Art. 103 
ersetzt:

„Art. 103

Verarbeitung personenbezogener Daten

1Der Dienstherr darf personenbezogene Daten 
über Bewerber und Bewerberinnen sowie aktive und 
ehemalige Beamte und Beamtinnen verarbeiten, so-
weit dies

1.	 zur Durchführung organisatorischer, personeller 
und sozialer Maßnahmen, insbesondere zu Zwe-
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cken der Personalverwaltung oder Personalwirt-
schaft erforderlich ist, 

2.	 zusätzlich bei der Verarbeitung besonderer Ka-
tegorien personenbezogener Daten Art. 8 Abs. 1 
Nr. 2, 3 und 5 sowie Abs. 2 des Bayerischen Da-
tenschutzgesetzes (BayDSG) erlaubt

und nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 2Die 
Verarbeitung darf nur durch Beschäftigte erfolgen, 
die vom Dienstherrn mit der Bearbeitung von Per-
sonalangelegenheiten betraut sind. 3Unbeschadet 
der Sätze 1 und 2 dürfen Daten nach Satz 1 auch 
zu Zwecken der Rechnungsprüfung verarbeitet wer-
den.“

12.	 Vor Art. 104 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Unterabschnitt 2

Personalakten“.

13.	 Art. 104 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 104

Führung der Personalakte“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „und in Teilen 
oder vollständig elektronisch geführt“ gestri-
chen.

bb)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Eine Beschäftigungsbehörde, die nicht 
zugleich personalverwaltende Behörde ist, 
oder weitere personalverwaltende Behörden 
dürfen eine weitere Personalakte (Nebenak-
te) aus Unterlagen führen, die sich auch in 
der Grundakte oder Teilakten befinden, so-
weit deren Kenntnis für die Erledigung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist.“

cc)	 Satz 5 wird aufgehoben.

c)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Die Personalakte kann in Teilen (Hy-
bridakte) oder vollständig elektronisch geführt 
werden. 2Gehen elektronische Unterlagen auf 
die Erfassung papiergebundener Unterlagen zu-
rück, darf auch die ursprüngliche Papierfassung 
gesondert zu Beweiszwecken aufbewahrt wer-
den. 3Im Übrigen gelten für die Papierfassung 
die personalaktenrechtlichen Vorschriften ent-

sprechend. 4Bei der Erfassung ist entsprechend 
dem Stand der Technik sicherzustellen, dass die 
elektronischen Dokumente mit den Papierdoku-
menten bildlich und inhaltlich übereinstimmen, 
wenn sie lesbar gemacht werden. 5Bei Hybridak-
ten ist im Verzeichnis nach Abs. 1 Satz 4 anzuge-
ben, welche Aktenteile in welcher Form geführt 
werden.“

d)	 Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

14.	 Art. 105 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz  3 werden in Halbsatz  1 die Wörter „in 
einer von der übrigen Personalverwaltung ge-
trennten Organisationseinheit“ durch die Wörter 
„nur von Beschäftigten einer von der übrigen 
Personalverwaltung getrennten Organisations-
einheit oder der zuständigen Rechnungsprü-
fung“ ersetzt und Halbsatz 2 wird gestrichen.

b)	 In Satz 4 werden nach dem Wort „Beihilfezwe-
cke“ die Wörter „und Zwecke der Rechnungsprü-
fung“ eingefügt.

c)	 In Satz 5 werden die Wörter „vom 22. Dezember 
2010 (BGBl I S. 2262, 2275)“ gestrichen.

15.	 Art. 107 wird wie folgt gefasst:

„Art. 107

Auskunft an Beamte und Beamtinnen

(1) 1Während und nach Beendigung des Beam-
tenverhältnisses können Beamte und Beamtinnen 
Auskunft aus ihrer Personalakte und aus anderen 
Akten, die personenbezogene Daten über sie enthal-
ten und für das Dienstverhältnis verarbeitet werden, 
in Form der Einsichtnahme verlangen. 2Im Übrigen 
bestimmt die personalaktenführende Behörde, wie 
die Auskunft gewährt wird.

(2) Nicht der Auskunft unterliegen:

1.	 Feststellungen über den Gesundheitszustand, 
soweit zu befürchten ist, dass die betroffene Per-
son bei Kenntnis des Befunds weiteren Schaden 
an der Gesundheit nimmt,

2.	 Sicherheitsakten,

3.	 in Form der Einsichtnahme Daten einer betroffe-
nen Person, die mit Daten Dritter oder geheim-
haltungsbedürftigen nicht personenbezogenen 
Daten derart verbunden sind, dass ihre Tren-
nung nicht oder nur mit unverhältnismäßig gro-
ßem Aufwand möglich ist.
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(3) 1Auf Verlangen wird eine vollständige oder 
teilweise Kopie zur Verfügung gestellt, sofern dies kei-
nen unverhältnismäßigen zeitlichen oder personellen 
Aufwand verursacht. 2Für die Erteilung einer zweiten 
und jeder weiteren Kopie werden Schreibauslagen 
nach Art. 10 Abs. 2 des Kostengesetzes erhoben.“

16.	 Art. 108 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 108

Übermittlung von Personalakten  
und Auskunft an nicht betroffene Personen“.

b)	 Abs. 1 wird durch die folgenden Abs. 1 bis 3 er-
setzt:

„(1) Eine Übermittlung oder eine Auskunft 
aus der Personalakte an Behörden eines an-
deren Dienstherrn ist für die in Art. 103 Satz 1 
genannten Zwecke nur mit Einwilligung des Be-
amten oder der Beamtin zulässig.

(2) Ohne Einwilligung des Beamten oder der 
Beamtin darf die Personalakte den zuständigen 
Behörden oder anderen Stellen übermittelt wer-
den, soweit dies erforderlich ist

1.	 zur Erstellung ärztlicher Gutachten im Auf-
trag der personalverwaltenden Behörde 
oder der Pensionsbehörde,

2.	 für die Festsetzung, Berechnung und Rück-
forderung der Besoldung, der Versorgung 
oder für die Prüfung der Kindergeldberech-
tigung,

3.	 für die Prüfung und Durchführung der Bu-
chung von Einzahlungen von den Betroffe-
nen oder von Auszahlungen an die Betroffe-
nen oder

4.	 für die Durchführung von Auswertungen für 
anonymisierte Statistik- und Berichtszwecke 
und deren Abruf.

(3) 1Die Verarbeitung von Personalakten-
daten im Auftrag der personalverwaltenden 
Behörde im Sinn des Art.  28 der Verordnung 
(EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) 
ist nur zulässig, soweit sie als unterstützende 
Dienstleistung im Rahmen der überwiegend 
automatisierten Erledigung von Aufgaben der 
Behörde zur Vermeidung von Störungen im Ge-
schäftsablauf des Dienstherrn oder zur Realisie-
rung erheblich wirtschaftlicherer Arbeitsabläufe 
erforderlich ist. 2Die Beauftragung einer nicht 

öffentlichen Stelle als Auftragsverarbeiter setzt 
voraus, dass die mit der Verarbeitung von Per-
sonalaktendaten befassten Beschäftigten nach 
dem Verpflichtungsgesetz zur Wahrung der Da-
ten verpflichtet werden.“

c)	 Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4.

d)	 Der bisherige Abs.  3 wird Abs.  5 und wird wie 
folgt geändert: 

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und wird wie folgt 
geändert:

aaa)	 Vor Nr. 1 wird folgende Nr. 1 eingefügt:

„1.	zu den in Abs.  2 genannten Zwe-
cken,“.

bbb)	 Die bisherige Nr. 1 wird Nr. 2.

ccc)		 Die bisherige Nr.  2 wird Nr.  3 und es 
wird das Wort „zwingend“ angefügt.

ddd)	 Im Satzteil nach Nr.  3 wird das Wort 
„zwingend“ gestrichen.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Soweit eine Auskunft für die in Abs. 2 ge-
nannten Zwecke ausreichend ist, unterbleibt 
eine Übermittlung.“

e)	 Der bisherige Abs.  4 wird Abs.  6 und wird wie 
folgt gefasst:

„(6) 1Übermittlung und Auskunft sind auf den 
jeweils erforderlichen Umfang zu beschränken. 
2Ein automatisierter Datenabruf durch andere 
Behörden ist unzulässig, soweit durch besonde-
re Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.“

17.	 In Art. 109 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „Der Neu-
beginn der Verjährung tritt nicht ein,“ durch die Wör-
ter „Satz 2 gilt nicht,“ ersetzt.

18.	 Art. 110 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird das Wort „Aussonderung“ 
durch die Wörter „Aufbewahrung und Vernich-
tung“ ersetzt.

b)	 Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Kann der nach Satz 2 Nr. 2 maßgebliche Zeit-
punkt nicht festgestellt werden, ist Art. 10 Abs. 3 
Satz 3 des Bayerischen Archivgesetzes entspre-
chend anzuwenden.“
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c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  2 werden die Wörter „Unterlagen, 
aus denen die Art der Erkrankung ersichtlich 
ist, sind“ durch die Wörter „Sofern aus ihnen 
die Art der Erkrankung ersichtlich ist, sind 
sie“ ersetzt.

bb)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„3Elektronisch gespeicherte Beihilfebelege 
sind spätestens ein Jahr nach Ablauf des 
Jahres, in dem die Unterlagen elektronisch 
erfasst wurden, zu löschen, sofern sie nicht 
darüber hinaus für die Bearbeitung oder auf 
Grund sonstiger gesetzlicher Vorschriften 
benötigt werden.“

cc)	 Der bisherige Satz  3 wird Satz  4 und wird 
wie folgt gefasst:

„4Arzneimittelverordnungen im Sinn des § 1 
des Gesetzes über Rabatte für Arzneimit-
tel sind zur Geltendmachung von Rabatten 
nach diesem Gesetz nicht zurückzugeben.“

dd)	 Es wird folgender Satz 5 angefügt:

„5Die Vernichtung dieser Arzneimittelverord-
nungen erfolgt unverzüglich, sobald sie für 
die dort geregelten Zwecke nicht mehr be-
nötigt werden, spätestens jedoch zehn Jah-
re nach Ablauf des Jahres, in dem die Arz-
neimittelverordnungen elektronisch erfasst 
wurden.“

d)	 Abs. 5 wird aufgehoben.

19.	 Nach Art. 110 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Unterabschnitt 3

Einsatz automatisierter Verfahren“.

20.	 Art. 111 wird wie folgt gefasst:

„Art. 111

Einsatz automatisierter Verfahren

(1) 1Für die in Art. 103 genannten Zwecke dür-
fen automatisierte Verfahren eingesetzt werden, in 
denen auch Personalaktendaten verarbeitet werden 
dürfen. 2Werden Personalaktendaten verarbeitet, 
sind insoweit die Art. 103 sowie 108 bis 110 entspre-
chend anzuwenden. 3Personalaktendaten im Sinn 
des Art.  105 dürfen zudem nur im Rahmen ihrer 
Zweckbestimmung und nur von den übrigen Perso-
naldateien technisch und organisatorisch getrennt 
verarbeitet werden.

(2) 1Eine beamtenrechtliche Entscheidung darf 
nur dann auf einer ausschließlich automatisierten 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten be-
ruhen, wenn einem vorausgegangenen Antrag des 
Beamten oder der Beamtin vollständig entsprochen 
wird. 2Die Kürzung auf Grund der Regelung in Art. 96 
Abs. 3 Satz 5 ist insofern unschädlich. 3Dem Beam-
ten oder der Beamtin sind die über ihn oder sie in 
einem automatisierten Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 
gespeicherten Daten auf Verlangen mitzuteilen. 4Die 
Verarbeitungs- und Nutzungsformen automatisierter 
Personalverwaltungsverfahren sind zu dokumentie-
ren und einschließlich des jeweiligen Verwendungs-
zwecks sowie der regelmäßigen Empfänger und des 
Inhalts automatisierter Datenübermittlung allgemein 
bekanntzugeben.“

21.	 Art. 117 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 2 wird das Wort „Beauftragten“ durch das 
Wort „Vertretern“ ersetzt.

b)	 In Satz 3 wird das Wort „Beauftragte“ durch das 
Wort „Vertreter“ ersetzt.

22.	 In Art. 121 Abs. 4 werden in Halbsatz 1 die Wörter 
„oder die Landesbeauftragte“ gestrichen und werden 
in Halbsatz  2 die Wörter „Art.  29 des Bayerischen 
Datenschutzgesetzes“ durch die Angabe „Art.  19 
BayDSG“ ersetzt.

§ 3

Änderung des HföD-Gesetzes

Das HföD-Gesetz (HföDG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9.  Oktober 2003 (GVBl. S. 818, 
BayRS 2030-1-3-F), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes 
vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 354) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Art. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b)	 In Abs.  1 Satz  2 wird das Wort „Verordnung“ 
durch das Wort „Rechtsverordnung“ ersetzt.

2.	 In Art. 6 Abs. 4 wird die Angabe „und 3“ gestrichen.

3.	 Art. 6a wird wie folgt gefasst:

„Art. 6a

Vertretung des Präsidenten

(1) 1Der ständige Vertreter des Präsidenten wird 
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durch das Staatsministerium ernannt und bestellt. 
2Im Übrigen gilt Art. 6 Abs. 1 und 4 entsprechend.

(2) 1Der ständige Vertreter unterstützt den Prä-
sidenten bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach 
Art. 6 Abs. 2 und 3 und vertritt ihn bei Verhinderung. 
2Der Präsident kann dem ständigen Vertreter be-
stimmte Aufgaben zur selbstständigen Erledigung 
übertragen.“

4.	 In Art. 7 Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe „Art. 2 Abs. 2“ 
durch die Angabe „Art. 2 Satz 3“ ersetzt.

5.	 Art. 9 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b)	 In Abs. 2 Satz 3 wird vor der Angabe „Nr. 1“ die 
Angabe „Satz 2“ eingefügt.

6.	 In Art.  10 Abs.  3 werden die Wörter „Verordnung 
über die Errichtung der Fachbereiche (Art. 9 Abs. 1 
Satz  3)“ durch die Wörter „Rechtsverordnung nach 
Art. 9 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

7.	 Art. 22 wird aufgehoben.

8.	 In den Art. 3, 14, 18, 19 wird der Überschrift jeweils 
das Wort „ , Verordnungsermächtigung“ angefügt.

§ 4

Änderung  
des Leistungslaufbahngesetzes

Das Leistungslaufbahngesetz (LlbG) vom 5. August 
2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GVBl. S. 162) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 Halbsatz 1 und 2 
wird jeweils das Wort „Hauptschulabschluss“ durch 
die Wörter „Hauptschul- oder Mittelschulabschluss“ 
ersetzt.

2.	 In Art. 14 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „nur“ gestri-
chen.

3.	 In Art. 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b wird das Wort 
„Wehrpflichtgesetz“ durch das Wort „Soldatengesetz“ 
ersetzt.

4.	 Art. 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 3 werden die Nrn. 2 bis 4 durch die fol-
genden Nrn. 2 und 3 ersetzt:

„2.	vor Ablauf einer Erprobungszeit von drei Mo-
naten auf einem höher bewerteten Dienst-
posten,

3.	 vor Ablauf einer Dienstzeit von

a)	 zwei Jahren bis zu einem Amt der Be-
soldungsgruppe A 9 mit Amtszulage,

b)	 drei Jahren ab einem Amt der Besol-
dungsgruppe A 10

nach der letzten Beförderung oder nach 
Dienstzeitbeginn bei Einstellung in einem 
Beförderungsamt.“

b)	 Es wird folgender Satz 4 angefügt: 

„4Satz 3 Nr. 3 gilt nicht, wenn das bisherige Amt 
nicht durchlaufen zu werden brauchte oder wenn 
ein einer höheren Besoldungsgruppe angehö-
rendes Eingangsamt oberhalb derselben Qualifi-
kationsebene oder ein Eingangsamt der nächst-
höheren Qualifikationsebene nach Erwerb der 
Qualifikation gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 
oder Nr. 5 übertragen wird.“ 

5.	 In Art.  18 Abs.  4 Satz  1 werden die Wörter „eine 
Staatsanwältin“ durch die Wörter „einer Staatsanwäl-
tin“ ersetzt.

6.	 In Art.  22 wird der Überschrift das Wort „  , Verord-
nungsermächtigung“ angefügt.

7.	 In Art. 27 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort „(Hospita-
tion)“ gestrichen.

8.	 In Art. 29 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Aushän-
digung (Zustellung)“ durch das Wort „Zustellung“ er-
setzt.

9.	 In Art. 34 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „(handwerkli-
chen)“ gestrichen.

10.	 In Art.  49 Abs.  2 Satz  1 wird das Wort „Qualifikati-
onserwerbs“ durch das Wort „Qualifikationserwerb“ 
ersetzt.

11.	 In Art. 66 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „(Anpassungs-
fortbildung)“ gestrichen.

12.	 In Art. 67 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 67

Verordnungsermächtigung“.

13.	 In Art.  68 wird der Überschrift das Wort „  , Verord-
nungsermächtigung“ angefügt.
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14.	 In Anlage 1 Spalte 1 „Fachlaufbahn“ Stichpunkt „Na-
turwissenschaft und Technik“ wird in Spalte 2 „Fach-
licher Schwerpunkt“ der Nr. 1 das Wort „ , Informatik“ 
angefügt.

§ 5

Änderung  
des Bayerischen Disziplinargesetzes

Das Bayerische Disziplinargesetz (BayDG) vom 
24. Dezember 2005 (GVBl. S. 665, BayRS 2031-1-1-F), 
das zuletzt durch Art.  73a Abs.  5 des Gesetzes vom  
22. März 2018 (GVBl. S. 118) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 Dem Art. 18 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) In den Fällen der Abs. 4 und 5 werden die 
einem anderen Rechtsträger entstehenden Kosten 
des Verfahrens vom Dienstherrn erstattet.“

§ 6

Änderung  
des Bayerischen Besoldungsgesetzes

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) vom 
5. August 2010 (GVBl. S. 410, 764, BayRS 2032-1-1-F), 
das zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 22. März 2018 
(GVBl. S. 162) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 Art. 31 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 2 Buchst. b wird das Wort „Wehrpflicht-
gesetz“ durch das Wort „Soldatengesetz“ er-
setzt.

bb)	 In Nr. 4 werden die Wörter „oder einer“ ge-
strichen.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze 3 und 
4 ersetzt:

„3Die für die Ausnahme nach Art. 14 Abs. 1 
Satz 3 LlbG herangezogenen Beschäfti-
gungszeiten werden nicht anerkannt. 4Für 
die darüber hinausgehenden Zeiten sind in 

diesen Fällen die Besonderheiten des Ein-
zelfalls zu berücksichtigen.“

bb)	 Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden die 
Sätze 5 und 6.

c)	 In Abs. 6 wird die Angabe „Abs. 1, 2 Satz 3“ durch 
die Angabe „Abs. 1, 2 Satz 3 und 4“ ersetzt.

3.	 Art. 35 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 2 werden die Wörter „des § 64 oder 65 
EStG oder des § 3 oder 4 BKGG“ durch die Wör-
ter „des § 64 oder § 65 EStG oder des § 3 oder 
§ 4 BKGG“ ersetzt.

b)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Art. 36 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 6 gelten entspre-
chend.“

4.	 Art. 36 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Nr. 3 werden die Wörter „ , der frü-
heren Ehegattin, dem früheren Lebenspart-
ner oder der früheren Lebenspartnerin im 
Sinn des § 1 des Lebenspartnerschaftsge-
setzes“ durch die Wörter „oder dem frühe-
ren Lebenspartner im Sinn des § 1 des Le-
benspartnerschaftsgesetzes“ ersetzt.

bb)	 Die Sätze 2 bis 5 werden wie folgt gefasst:

„2Der Beamte oder die Beamtin erhält den 
Betrag der Stufe 1 des maßgebenden Fami-
lienzuschlags zur Hälfte, wenn der Ehegatte

1.	 in einem Beamten-, Richter-, Soldaten- 
oder Arbeitnehmerverhältnis im öffentli-
chen Dienst steht oder 

2.	 auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst eine Versorgungsberechtigung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
hat 

und dem Ehegatten ebenfalls der Famili-
enzuschlag der Stufe  1 oder einer der fol-
genden Stufen oder eine entsprechende 
Leistung in Höhe von mindestens der Hälfte 
des Höchstbetrags der Stufe  1 des Famili-
enzuschlags zustehen würde. 3Dies gilt auch 
für die Zeit, für die die Ehefrau des Beam-
ten Mutterschaftsgeld bezieht. 4Art. 6 findet 
auf den Betrag keine Anwendung, wenn ei-
ner der Ehegatten vollbeschäftigt oder nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen versor-
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gungsberechtigt ist oder beide Ehegatten in 
Teilzeit beschäftigt sind und dabei zusam-
men mindestens die regelmäßige Arbeits-
zeit bei Vollbeschäftigung erreichen. 5Die 
Sätze  2 bis 4 gelten entsprechend für Be-
amte und Beamtinnen in einer Lebenspart-
nerschaft.“

b)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Zur Stufe 1 gehören auch Beamte und 
Beamtinnen, die

1.	 ein Kind, für das ihnen Kindergeld nach dem 
Einkommensteuergesetz oder nach dem 
Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne 
Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG 
oder des § 3 oder § 4 BKGG zustehen wür-
de, 

2.	 einen nach ärztlichem Gutachten pflegebe-
dürftigen nahen Angehörigen oder

3.	 eine andere Person, deren Hilfe sie aus ge-
sundheitlichen Gründen bedürfen,

nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufge-
nommen haben. 2Beanspruchen mehrere nach 
Satz 1 Anspruchsberechtigte, Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen im öffentlichen Dienst oder 
auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
Versorgungsberechtigte einen Familienzuschlag 
der Stufe  1 oder eine entsprechende Leistung 
wegen der Aufnahme

1.	 einer Person oder mehrerer Personen im 
Sinn des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 in die gemein-
sam bewohnte Wohnung oder 

2.	 derselben Person in jeweils ihre Wohnun-
gen,

wird der Betrag der Stufe 1 des für den Berech-
tigten oder die Berechtigte maßgebenden Fa-
milienzuschlags nach der Zahl der Berechtigten 
anteilig gewährt.“

c)	 Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und in Satz 1 
werden die Wörter „des § 64 oder 65 EStG oder 
des § 3 oder 4 BKGG“ durch die Wörter „des § 64 
oder § 65 EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG“ er-
setzt.

d)	 Der bisherige Abs.  3 wird Abs.  4 und wird wie 
folgt gefasst:

„(4) 1Beamte und Beamtinnen, die nicht zur 
Stufe 1 gehören und denen Kindergeld nach 
dem Einkommensteuergesetz oder dem Bun-

deskindergeldgesetz zusteht oder ohne Berück-
sichtigung des §  64 oder §  65 EStG oder des 
§  3 oder §  4 BKGG zustehen würde, erhalten 
zusätzlich zum Grundgehalt den Unterschieds-
betrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe des 
Familienzuschlags, der der Anzahl der berück-
sichtigungsfähigen Kinder entspricht. 2Abs.  3 
Satz 3 und Abs. 6 gelten entsprechend.“

e)	 Der bisherige Abs.  3a wird Abs.  5 und die An-
gabe „Abs. 2 und 3“ wird durch die Wörter „Die 
Abs. 3 und 4“ ersetzt.

f)	 Der bisherige Abs. 4 wird aufgehoben.

g)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6 und in Satz 1 
Halbsatz 2 wird die Angabe „Abs. 3a“ durch die 
Angabe „Abs. 5“ ersetzt.

h)	 Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7 und in Satz 1 
Halbsatz 1 wird die Angabe „Abs.  1, 4 und 5“ 
durch die Angabe „Abs. 1, 2 und 6“ ersetzt.

i)	 Der bisherige Abs. 7 wird Abs. 8 und die Angabe 
„(Abs.  6)“ wird durch die Angabe „(Abs.  7)“ er-
setzt.

5.	 In Art. 38 Satz 2 wird die Angabe „§ 54 Abs. 3 Satz 
3 Halbsatz 2“ durch die Angabe „§ 54 Abs. 4 Satz 4 
Halbsatz 2“ ersetzt.

6.	 In Art. 70 Abs. 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Blei-
be-Leistungsbezüge“ die Wörter „nach Abs. 2 Satz 1 
und 2“ eingefügt.

7.	 Art. 94 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 3 wird aufgehoben.

b)	 Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

c)	 Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:

„4Art. 6 ist auf den Grenzbetrag, den Kinder-
grenzbetrag und den Anwärtergrenzbetrag ent-
sprechend anzuwenden.“

8.	 Art. 108 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

b)	 Die bisherigen Abs. 4 bis 9 werden die Abs. 3 bis 
8.

c)	 Der bisherige Abs. 10 wird Abs. 9 und wie folgt 
geändert:

aa)	 Satz 1 wird aufgehoben.
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bb)	 Die Satznummerierung im bisherigen Satz 2 
wird gestrichen.

d)	 Der bisherige Abs. 11 wird Abs. 10 und in Satz 1 
werden die Wörter „oder der jeweiligen Le-
benspartnerin“ gestrichen.

e)	 Der bisherige Abs. 12 wird Abs. 11.

f)	 Nach Abs. 11 wird folgender Abs. 12 angefügt:

„(12) Berechtigten, denen am 30. Juni 2018 
ein Familienzuschlag der Stufe 1 nach Art. 36 
Abs.  1 Satz 2 bis 4 in der an diesem Tag gel-
tenden Fassung zustand, wird dieser Zuschlag 
weitergewährt, solange seine Tatbestandsvor-
aussetzungen vorliegen.“

9.	 Art. 111 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr. 2 wird die Angabe „Art. 108 Abs. 12“ durch 
die Angabe „Art. 108 Abs. 11“ ersetzt.

b)	 Nach Nr. 2 wird folgende Nr. 3 eingefügt:

„3.	 Art.  108 Abs.  12 mit Ablauf des 30.  Juni 
2022.“

c)	 Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4.

§ 7

Änderung  
des Bayerischen Umzugskostengesetzes

Das Bayerische Umzugskostengesetz (BayUKG) 
vom 24.  Juni 2005 (GVBl. S.  192, BayRS 2032-5-1-F), 
das zuletzt durch Art.  73a Abs.  8 des Gesetzes vom 
22. März 2018 (GVBl. S. 118) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 In Art. 2 Abs. 2 werden die Wörter „(Lebenspartner 
und Lebenspartnerin im Sinn des § 1 des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes)“ gestrichen.

2.	 In Art. 10 werden die Wörter „Gesetzes über die Um-
zugskostenvergütung für die Bundesbeamten, Rich-
ter im Bundesgebiet und Soldaten“ durch das Wort 
„Bundesumzugskostengesetzes“ und die Wörter 
„Verordnung über die Umzugskostenvergütung bei 
Auslandsumzügen (Auslandsumzugskostenverord-
nung – AUV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. November 2003 (BGBl I S. 2360), zuletzt ge-
ändert durch Art. 14 des Gesetzes vom 26. Mai 2005 
(BGBl I S. 1418)“ durch das Wort „Auslandsumzugs-
kostenverordnung“ ersetzt.

3.	 Art. 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Sätze 1 und 2 werden durch folgenden  
Satz 1 ersetzt:

„1Wurde auf die Zusage der Umzugskostenver-
gütung verzichtet, erhalten Berechtigte für die 
durchgeführten Fahrten von ihrer Wohnung zur 
neuen Dienststelle, soweit die Wegstrecke zur 
bisherigen Dienststelle überschritten wird, bei 
Nutzung

1.	 ihres privaten Kraftfahrzeugs 0,20 € pro Ki-
lometer oder bei Vorliegen triftiger Gründe 
0,30 € pro Kilometer, höchstens jedoch für 
eine einfache Wegstrecke von 100 Kilome-
tern oder

2.	 regelmäßig verkehrender Beförderungsmit-
tel eine Fahrtkostenerstattung nach Maß-
gabe des Art 5 Abs. 1 des Bayerischen 
Reisekostengesetzes, höchstens jedoch bis 
zu den notwendigen Jahresfahrtkosten der 
zweiten Klasse.“

b)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 2, die Wörter „der 
Sätze  1 und 2“ werden durch die Wörter „des 
Satzes 1“ und die Angabe „250 €“ durch die An-
gabe „300 €“ ersetzt.

c)	 Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden die Sätze 3 
und 4.

4.	 Nach Art. 15 wird folgender Art. 15a eingefügt:

„Art. 15a

Übergangsregelung

Für Fahrten, die bis einschließlich 31. Dezember 
2017 durchgeführt wurden, wird Auslagenersatz ge-
mäß Art. 12 in der bis zum 31. Dezember 2017 gel-
tenden Fassung gewährt.“

5.	 Art. 16 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 16

Inkrafttreten“.

b)	 Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

§ 8

Änderung  
des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes

Das Bayerische Beamtenversorgungsgesetz  
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(BayBeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 528, 
764, BayRS 2033-1-1-F), das zuletzt durch Art.  73a 
Abs. 9 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GVBl. S. 118) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 In Art. 2 Abs. 1 Nr. 6 wird die Angabe „(Art.  69 bis 
74)“ durch die Angabe „(Art. 69 bis 74, 114a Abs. 2)“ 
ersetzt.

3.	 In Art. 5 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2 werden die Wörter 
„der Europäischen Union“ durch die Wörter „des ein-
heitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums Single Euro 
Payment Area (SEPA)“ und die Angabe „§ 59“ durch 
die Angabe „§ 67“ ersetzt.

4.	 In Art. 9 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 9

Festsetzung, Zuständigkeit,  
Verordnungsermächtigung“.

5.	 In Art. 13 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 1 werden nach dem 
Wort „schriftlicher“ die Wörter „ , aber nicht elektroni-
scher“ eingefügt.

6.	 Art. 22 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 und 3 
ersetzt:

„2Als ruhegehaltfähig kann auch die für die Pro-
motion benötigte Zeit bis zu zwei Jahren be-
rücksichtigt werden. 3Als Promotionszeit gilt der 
unmittelbar vor der abschließenden Prüfung lie-
gende Zeitraum, sofern kein abweichender Zeit-
raum ab der Zulassung zum Promotionsverfah-
ren nachgewiesen wird.“

b)	 Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sätze 4 
und 5.

c)	 Der bisherige Satz 5 wird Satz 6 und die Angabe 
„Satz 4“ wird durch die Angabe „Satz 5“ ersetzt.

7.	 In Art. 24 Abs. 4 werden die Wörter „Art. 19, 20 und 
22 Sätze 3 bis 5“ durch die Wörter „den Art. 19, 20 
und 22 Satz 2 bis 6“ ersetzt.

8.	 In Art. 50 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 50

Heilverfahren, Verordnungsermächtigung“.

9.	 Art. 83 Abs. 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Nicht als Erwerbseinkommen gelten:

1.	 Aufwandsentschädigungen, 

2.	 Unfallausgleich (Art. 52), 

3.	 steuerfreie Leistungen zur Grundpflege oder 
hauswirtschaftlichen Versorgung,

4.	 Leistungsbezüge im öffentlichen Dienst im Sinn 
der Art. 66 und 67 BayBesG und vergleichbare 
tarifliche Leistungen im öffentlichen Dienst,

5.	 Jubiläumszuwendungen im Sinn des Art. 101 
BayBG und

6.	 Einkünfte aus Tätigkeiten im Sinn des Art.  82 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayBG.“

10.	 Art. 85 wird wie folgt geändert: 

a)	 Der Überschrift werden die Wörter „oder Alters-
geld“ angefügt.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Als Renten gelten 

1.	 Renten aus den gesetzlichen Renten-
versicherungen,

2.	 Renten aus einer zusätzlichen Alters- 
oder Hinterbliebenenversorgung für An-
gehörige des öffentlichen Dienstes,

3.	 Renten nach dem Gesetz über die Al-
terssicherung der Landwirte,

4.	 Renten aus der gesetzlichen Unfallversi-
cherung, wobei ein dem Unfallausgleich 
(Art.  52) entsprechender Betrag unbe-
rücksichtigt bleibt; bei einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit um 20 v. H. bleiben 
zwei Drittel der Mindestgrundrente nach 
dem Bundesversorgungsgesetz, bei ei-
ner Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
10 v. H. ein Drittel der Mindestgrundren-
te nach dem Bundesversorgungsgesetz 
unberücksichtigt,

5.	 Leistungen aus einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung oder aus einer 
befreienden Lebensversicherung, zu 
denen der Arbeitgeber auf Grund eines 
Beschäftigungsverhältnisses im öffentli-
chen Dienst mindestens die Hälfte der 
Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe 
geleistet hat.“
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bb)	 In Satz 5 werden die Wörter „Satz 2 Nrn. 5 
und 6“ durch die Angabe „Satz 2 Nr. 5“ er-
setzt.

c)	 Es wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) 1Beziehen Versorgungsberechtigte Al-
tersgeld oder Hinterbliebenenaltersgeld nach 
dem Altersgeldgesetz des Bundes oder nach 
vergleichbarem Landesrecht, so ruhen die Ver-
sorgungsbezüge in Höhe des jeweiligen Betrags 
dieser Leistungen. 2Abs. 3 gilt entsprechend.“

11.	 Art. 90 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 3 wird nach der Angabe „Art. 85“ die An-
gabe „Abs. 1 bis 6“ eingefügt.

b)	 In Abs. 5 werden die Wörter „Art. 83 bis Art. 85 
und 87“ durch die Wörter „Art. 83 bis 85 Abs. 1 
bis 6 und Art. 87“ ersetzt.

c)	 Es wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Der Ruhensbetrag nach Art. 85 Abs. 7 
ist von den nach Anwendung der Art. 83 bis 85 
Abs. 1 bis 6, Art. 86 und 87 verbleibenden Ver-
sorgungsbezügen abzuziehen.“

12.	 In Art. 92 Abs. 4 wird die Angabe „Art. 105 Abs. 2“ 
durch die Angabe „Art. 105 Abs. 3“ ersetzt.

13.	 In Art.  96 Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „Staats-
vertrag über die Verteilung von Versorgungslasten bei 
bund- und länderübergreifenden Dienstherrenwech-
seln (Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag)“ durch 
das Wort „Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag“ 
ersetzt.

14.	 Nach Art. 99 wird folgender Art. 99a eingefügt:

„Art. 99a

Wechsel in einen  
Mitgliedstaat der Europäischen Union

(1) 1Auf Antrag erhalten nachzuversichernde

1.	 Beamte und Beamtinnen auf Lebenszeit, die 
nach Erfüllung der Wartezeit nach Art. 11 Abs. 1 
Nr. 1 oder 

2.	 Beamte und Beamtinnen auf Zeit, die nach einer 
Dienstzeit von mindestens zehn Jahren

auf Antrag entlassen wurden, eine ergänzende 
Versorgungsabfindung, wenn sie im unmittelbaren 
Anschluss eine im Inland herkömmlich in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ausgeübte 

Beschäftigung im öffentlichen Dienst eines Mitglied-
staates der Europäischen Union aufnehmen. 2Die 
Unmittelbarkeit wird vermutet, wenn zwischen der 
Beendigung des Dienstverhältnisses und dem Be-
ginn des Beschäftigungsverhältnisses im Ausland 
nicht mehr als drei Monate vergangen sind. 3Art. 10 
Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(2) Der Anspruch auf eine ergänzende Versor-
gungsabfindung besteht nicht, wenn das Beamten-
verhältnis ohne den Antrag durch Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis oder wegen einer vor Been-
digung des Beamtenverhältnisses begangenen Tat 
durch den Verlust der Beamtenrechte geendet hätte.

(3) 1Die ergänzende Versorgungsabfindung be-
misst sich nach dem Unterschiedsbetrag der um 
einen Abschlag von 15  v.  H. verminderten Versor-
gungsanwartschaft und der durch Nachversicherung 
begründeten Anwartschaft zum Zeitpunkt der Be-
endigung des Beamtenverhältnisses. 2Art. 97 findet 
mit Ausnahme des Art. 97 Abs. 2 Satz 3 und mit der 
Maßgabe entsprechende Anwendung, dass Zeiten, 
für die Ansprüche nach dem Altersgeldgesetz des 
Bundes oder nach vergleichbarem Landesrecht er-
worben wurden, nicht als Dienstzeiten gelten. 3Der 
Unterschiedsbetrag wird in einen Barwert umgerech-
net, dem die gesetzliche Altersgrenze nach Art.  62 
Satz 1 BayBG und die statistische Lebenserwartung 
zu Grunde liegt. 4Er erhöht sich um einen pauschalen 
Aufschlag von 40 v. H., wenn die ergänzende Versor-
gungsabfindung der inländischen Steuerpflicht un-
terliegt. 5Die für die Barwertermittlung notwendigen 
Berechnungsgrundlagen gibt das Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat be-
kannt.

(4) 1Bei erneuter Berufung in ein Beamtenver-
hältnis wird die ergänzende Versorgungsabfindung in 
entsprechender Anwendung von Art. 85 auf die Ver-
sorgungsbezüge angerechnet. 2Die Anrechnung un-
terbleibt, wenn die um die allgemeinen Anpassungen 
nach Art. 4 erhöhte oder verminderte ergänzende 
Versorgungsabfindung innerhalb eines Jahres nach 
der erneuten Berufung vollständig an den Dienst-
herrn zurückgezahlt wird. 3Art. 85 Abs. 4 Satz 3 findet 
keine Anwendung.“

15.	 Art. 101 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz  1 werden die Wörter „Art.  85 Abs.  1 
Satz 2 Nrn. 3, 5 und 6“ durch die Angabe „Art. 85 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3“ ersetzt.

b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

c)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

16.	 In Art. 112 Satz 2 Halbsatz 1 und 2 wird jeweils die 
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Angabe „Art. 131“ durch die Angabe „Artikel 131“ er-
setzt.

17.	 In Art. 113 Abs. 2 wird die Satznummerierung gestri-
chen.

18.	  Art. 113a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2.	 § 6 Abs. 6 Satz 1 der Bayerischen Hochschulleis-
tungsbezügeverordnung in der bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2010 geltenden Fassung,“.

19.	 Art. 115 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Folgende Vorschriften dieses Gesetzes fin-
den entsprechende Anwendung:

1.	 die Vorschriften der Ehe auf Lebenspartner-
schaften, 

2.	 die Vorschriften über Ehegatten auf Lebenspart-
ner,

3.	 die Vorschriften über Witwer und Witwen auf hin-
terbliebene Lebenspartner und

4.	 die Vorschriften über die Eheschließung auf die 
Begründung einer Lebenspartnerschaft.“

§ 9

Änderung  
des Bayerischen Personalvertretungsgesetzes

Das Bayerische Personalvertretungsgesetz 
(BayPVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11.  November 1986 (GVBl. S. 349, BayRS 2035-1-F), 
das zuletzt durch Art.  73a Abs.  10 des Gesetzes vom 
22. März 2018 (GVBl. S. 118) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 In Art. 10 Abs. 1 Satz 2 Satzteil vor Nr. 1 wird die An-
gabe „Art. 88“ durch die Angabe „Art. 93“ ersetzt.

3.	 In Art. 20 Abs. 1 Satz 5 werden die Wörter „Art. 31 
Abs. 2 und Art. 33 Abs. 2 des Bayerischen Schulfi-
nanzierungsgesetzes privaten Volks- und Förder-
schulen“ durch die Wörter „den Art.  31 Abs.  5 und 
Art. 33 Abs. 2 des Bayerischen Schulfinanzierungs-
gesetzes privaten Grund-, Mittel- und Förderschulen“ 
ersetzt.

4.	 In Art. 27a Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „Verordnung“ 
durch das Wort „Rechtsverordnung“ ersetzt.

5.	 Art. 53 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Abs. 1 werden die folgenden Sätze 4 und 5 
angefügt:

„4Für die Gesamtheit der der Aufsicht einer Re-
gierung unterstehenden Förderschulen und 
Schulen für Kranke ist die Regierung nicht Mittel-
behörde im Sinn dieser Vorschrift. 5Das Landes-
amt für Schule ist Mittelbehörde im Sinn dieser 
Vorschrift, soweit es für die Personalverwaltung 
der Beschäftigten an den Schulen zuständig ist.“

b)	 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr.  1 wird das Wort „Fachoberschulen“ 
durch die Wörter „Beruflichen Oberschulen“ 
ersetzt.

bb)	 Nach Nr. 1 wird folgende Nr. 2 eingefügt:

„2.	 für die Bildung des Bezirkspersonalrats 
beim Landesamt für Schule jeweils die 
Lehrer an Gymnasien, Realschulen und 
beruflichen Schulen,“.

cc)	 Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 3 und nach dem 
Wort „Realschulen“ wird das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt.

dd)	 Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4.

6.	 Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2.	 Dienstanfänger, Beamte im Vorbereitungsdienst 
oder Auszubildende sind.“

7.	 Art. 60 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „ab der regelmäßi-
gen Jugend- und Auszubildendenvertretungs-
wahl 2011“ gestrichen.

b)	 In Satz  5 wird die Angabe „und Art.  27a bis 
31“ durch die Angabe „  , Art. 27a bis 29 Abs. 1 
Buchst. d und f bis Art. 31“ ersetzt.

c)	 Satz 6 wird aufgehoben.

8.	 In Art. 70 Abs. 2 Satz 1 und 5, Abs. 3 und 5 Satz 4, 
Art. 70a Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 3 Satz 1, Art. 71 
Abs. 2 Satz 3 wird jeweils das Wort „schriftlich“ durch 
die Wörter „auf einem dauerhaften Datenträger“ er-
setzt.

9.	 Art. 72 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz  1 wird das Wort „schriftlich“ durch die 
Wörter „auf einem dauerhaften Datenträger“ er-
setzt.
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b)	 In Satz 2 werden die Wörter „schriftliche Mittei-
lung“ durch die Wörter „Mitteilung auf einem dau-
erhaften Datenträger“ ersetzt.

10.	 Art. 78 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Buchst. a wird Nr. 1.

bb)	 Buchst. b wird Nr. 2 und wie folgt gefasst:

„2.	 Lehrpersonen an Einrichtungen der 
Lehrer-, Fachlehrer- und Förderlehrer-
ausbildung;“.

cc)	 Die Buchst. c bis f werden die Nrn. 3 bis 6.

dd)	 Buchst. g wird Nr. 7 und die Nrn. 1 bis 3 wer-
den die Buchst. a bis c.

b)	 In Abs.  3 werden die Wörter „des Absatzes  1 
Buchst.  d bis g“ durch die Wörter „des Abs.  1 
Nr. 4 bis 7“ ersetzt.

11.	 Die Art. 80a bis 85 werden die Art. 81 bis 89.

12.	 Der bisherige Art. 86 wird Art. 90 und in Nr. 3 wird die 
Angabe „(Art.  88)“ durch die Angabe „(Art.  93)“ er-
setzt.

13.	 Der bisherige Art. 86a wird Art. 91.

14.	 Der bisherige Art. 87 wird Art. 92 und in Nr. 2 wird die 
Angabe „Art. 81“ durch die Angabe „Art. 82“ ersetzt.

15.	 Der bisherige Art. 88 wird Art. 93 und in Abs. 5 Satz 2 
wird die Angabe „Art. 81“ durch die Angabe „Art. 82“ 
ersetzt.

16.	 Der bisherige Art. 90 wird Art. 94 und in Abs. 2 Satz-
teil vor Buchst. a wird die Angabe „85“ durch die An-
gabe „89“ ersetzt.

17.	 Der bisherige Art. 91 wird aufgehoben.

18.	 Der bisherige Art. 92 wird Art. 95.

19.	 Der bisherige Art.  93 wird Art.  96 und wie folgt ge-
fasst:

„Art. 96

1Solange dem Landesamt für Schule die Zustän-
digkeit für Beschäftigte eines Gymnasiums, einer 
Realschule oder einer Beruflichen Oberschule nicht 
übertragen ist, ist die jeweilige Regierung Mittelbe-
hörde im Sinn des Art. 53 für die Arbeitnehmer dieser 

Schule. 2Der Bezirkspersonalrat beim Landesamt für 
Schule ist erstmals bei den regelmäßigen Personal-
ratswahlen 2021 zu wählen. 3Ab Zuständigkeitsüber-
tragung und bis zum Tag vor der Wahl, beteiligt das 
Landesamt für Schule in Angelegenheiten der Be-
schäftigten nach Satz 1 den Bezirkspersonalrat bei 
der jeweiligen Regierung, im Übrigen den Personal-
rat der jeweiligen Schule.“

20.	 Der bisherige Art. 95 wird aufgehoben.

21.	 In Art. 24 Abs. 2 Satz 2, Art. 43 Abs. 3, Art. 46 Abs. 2 
Satz 1, Art. 50 Abs. 1 Satz 2, Art. 75 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 wird jeweils das Wort „Dienstbezüge“ durch das 
Wort „Besoldung“ ersetzt.

§ 10

Änderung des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen

In Art. 85 Abs. 1 Satz 6, Art. 113a Abs. 5 und Art. 113b 
Abs. 12 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31.  Mai 2000 (GVBl. S.  414, 632, 
BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch Art. 39b Abs. 15 
des Gesetzes vom 15.  Mai 2018 (GVBl. S.  230) geän-
dert worden ist, wird jeweils die Angabe „Art. 102 bis 111“ 
durch die Angabe „Art. 103 bis 111“ ersetzt.

§ 11

Änderung  
des Kommunal-Wahlbeamten-Gesetzes

Das Kommunal-Wahlbeamten-Gesetz (KWBG) vom 
24. Juli 2012 (GVBl. S. 366; 2014 S. 20, BayRS 2022-1-I), 
das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 22. März 2018 
(GVBl. S. 145) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 Art. 35 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift werden die Wörter „und Einsatz 
automatisierter Verfahren“ angefügt.

b)	 Im Wortlaut werden nach dem Wort „Personalak-
ten“ die Wörter „und den Einsatz automatisierter 
Verfahren“ eingefügt.

3.	 Art. 52 Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BayBeamtVG fin-
det keine Anwendung.“
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§ 12

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1 treten in Kraft:

1.	 § 8 Nr. 14 mit Wirkung vom 13. Juli 2016,

2.	 §  8 Nr.  10 Buchst.  b und Nr.  15 mit Wirkung vom 
6. Dezember 2017 und

3.	 § 1 Nr. 14 Buchst. b sowie § 6 Nr. 4, 8 Buchst. f, Nr. 9 
Buchst. b und c am 1. Juli 2018.

München, den 18. Mai 2018

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des Polizeiaufgabengesetzes

Das Polizeiaufgabengesetz (PAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. September 1990 (GVBl. S. 397, 
BayRS 2012-1-1-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes 
vom 24. Juli 2017 (GVBl. S. 388) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu Art. 16 wird wie folgt gefasst:

„Art. 16	� Platzverweis, Kontaktverbot, Aufent-
halts- und Meldeanordnung“.

b)	 Die Angaben zu den Art. 26 bis 28 werden wie 
folgt gefasst:

„Art. 26	 Verwahrung sichergestellter Sachen

Art. 27	� Verwertung und Vernichtung sicherge-
stellter Sachen

Art. 28	� Beendigung der Sicherstellung, Kos-
ten“.

c)	 Die Angaben zum III. Abschnitt werden wie folgt 
gefasst:

„III. Abschnitt

Datenverarbeitung

Art. 30	 Allgemeine Grundsätze

1. Unterabschnitt

Datenerhebung

Art. 31	 Grundsätze der Datenerhebung

Art. 32	 Datenerhebung

2. Unterabschnitt

Besondere Befugnisse  
und Maßnahmen der Datenerhebung

Art. 33	 Offene Bild- und Tonaufnahmen

Art. 34	 Elektronische Aufenthaltsüberwachung

Art. 35	 Postsicherstellung

Art. 36	 Besondere Mittel der Datenerhebung

Art. 37	 Einsatz Verdeckter Ermittler

Art. 38	 Einsatz von Vertrauenspersonen

Art. 39	� Automatisierte Kennzeichenerkennungs-
systeme

Art. 40	� Ausschreibung zur polizeilichen Beob-
achtung

Art. 41	� Einsatz technischer Mittel in Wohnun-
gen

Art. 42	� Eingriffe in den Telekommunikationsbe-
reich

Art. 43	� Mitwirkungspflichten der Diensteanbie-
ter

Art. 44	� Besondere Verfahrensregelungen für 
Maßnahmen nach den Art. 42 und 43

Art. 45	� Verdeckter Zugriff auf informationstech-
nische Systeme

Art. 46	 Rasterfahndung

Art. 47	� Einsatz von unbemannten Luftfahrtsys-
temen

Art. 47a	Überwindung besonderer Sicherungen

Gesetz  
zur Neuordnung des bayerischen Polizeirechts  

(PAG-Neuordnungsgesetz)1

vom 18. Mai 2018

1	 Dieses Gesetz dient zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2016/680.
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Art. 48	� Weiterverarbeitung von Daten, Daten-
übermittlung, Kennzeichnung und Si-
cherung

Art. 49	� Schutz von Berufsgeheimnisträgern und 
des Kernbereichs privater Lebensge-
staltung

Art. 50	 Benachrichtigungspflichten

Art. 51	� Protokollierung, Kontrolle durch den 
Landesbeauftragten für den Daten-
schutz

Art. 52	� Parlamentarische Kontrolle, Unterrich-
tung der Öffentlichkeit

3. Unterabschnitt

Datenspeicherung, -übermittlung  
und sonstige Datenverarbeitung

Art. 53	� Allgemeine Regeln der Datenspeiche-
rung und sonstigen Datenverarbeitung

Art. 54	� Speicherung, Veränderung und Nut-
zung von Daten

Art. 55	� Allgemeine Regelungen der Datenüber-
mittlung

Art. 56	� Übermittlung an öffentliche Stellen im 
Inland

Art. 57	� Übermittlung an öffentliche Stellen der 
Mitgliedstaaten und an Organisationen 
der Europäischen Union

Art. 58	� Übermittlung an öffentliche Stellen in 
Drittstaaten und an internationale Orga-
nisationen

Art. 59	 Übermittlung an nichtöffentliche Stellen

Art. 60	 Datenempfang durch die Polizei

Art. 61	 Datenabgleich innerhalb der Polizei

Art. 62	� Berichtigung, Löschung und Verarbei-
tungseinschränkung von Daten

Art. 63	 Automatisiertes Abrufverfahren

Art. 64	� Errichtungsanordnung für Dateien, Da-
tenschutz-Folgenabschätzung

Art. 65	 Auskunftsrecht

4. Unterabschnitt

Anwendung des  
Bayerischen Datenschutzgesetzes

Art. 66	� Anwendung des Bayerischen Daten-
schutzgesetzes“.

d)	 Die Angaben zu den bisherigen Art.  50 bis 73 
werden die Angaben zu den Art. 67 bis 90.

e)	 Die Angabe zum bisherigen Art.  74 wird durch 
die folgenden Angaben zu den Art. 91 und 92 er-
setzt:

„Art. 91	 Einschränkung von Grundrechten

 Art. 92	� Verfahren und Zuständigkeit für gericht-
liche Entscheidungen, Wegfall der An-
ordnungsvoraussetzungen“.

f)	 Die Angabe zum bisherigen Art. 76 wird die An-
gabe zu Art. 93 und wird wie folgt gefasst:

„Art. 93	� Verhältnis zum Kostengesetz, Verord-
nungsermächtigung“.

g)	 Die Angabe zum bisherigen Art.  77 wird durch 
die folgenden Angaben zu den Art. 94 und 94a 
ersetzt:

„Art. 94	 Opferschutzmaßnahmen

Art. 94a	Übergangsbestimmungen“.

h)	 Die Angabe zum bisherigen Art. 78 wird die An-
gabe zu Art. 95 und wird wie folgt gefasst:

„Art. 95	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“.

2.	 Art. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 werden die Wörter „Der Schutz privater 
Rechte obliegt der Polizei“ durch die Wörter „Im 
Rahmen ihrer Aufgabe nach Abs.  1 obliegt der 
Polizei der Schutz privater Rechte“ ersetzt.

b)	 In Abs. 3 wird die Angabe „(Art. 50 bis 52)“ durch 
die Angabe „(Art. 67 bis 69)“ ersetzt.

3.	 In Art. 7 Abs. 2 Satz 2 wird nach den Wörtern „Bürger-
lichen Gesetzbuchs“ die Angabe „(BGB)“ eingefügt.

4.	 Art. 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung und wer-
den die Wörter „(Gebühren und Auslagen)“ ge-
strichen.
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b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

5.	 In Art. 11 Abs. 1 und 3 Satz 1 Satzteil nach Nr. 2 wird 
jeweils die Angabe „Art. 12 bis 48“ durch die Angabe 
„Art. 12 bis 65“ ersetzt.

6.	 Art. 14 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung gestri-
chen und die Nrn. 1a bis 3 werden die Nrn. 2 
bis 4.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

b)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

c)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2.

d)	 Es werden die folgenden Abs. 3 bis 6 angefügt:

„(3) 1Die Polizei kann dem Betroffenen zu-
dem Körperzellen entnehmen und diese zur 
Feststellung des DNA-Identifizierungsmusters 
molekulargenetisch untersuchen, wenn dies 
zur Abwehr einer Gefahr für ein bedeutendes 
Rechtsgut erforderlich ist und andere erken-
nungsdienstliche Maßnahmen nicht hinreichend 
sind. 2Ein körperlicher Eingriff darf dabei nur von 
einem Arzt vorgenommen werden. 3Die entnom-
menen Körperzellen sind unverzüglich nach der 
Untersuchung zu vernichten, soweit sie nicht 
nach anderen Rechtsvorschriften aufbewahrt 
werden dürfen. 4Eine Maßnahme nach Satz  1 
darf nur durch den Richter angeordnet werden, 
bei Gefahr im Verzug auch durch die in Art. 36 
Abs. 4 Satz 2 und 3 genannten Personen.

(4) 1Die molekulargenetische Untersuchung 
darf sich allein auf das DNA-Identifizierungsmus-
ter erstrecken. 2Anderweitige Untersuchungen 
oder anderweitige Feststellungen sind unzuläs-
sig.

(5) Sind die Voraussetzungen nach Abs.  1 
oder Abs. 3 entfallen, sind die erkennungsdienst-
lichen Unterlagen unverzüglich zu vernichten.

(6) Für Maßnahmen nach den Abs. 1 und 3 
gilt Art. 13 Abs. 2 Satz 3 entsprechend.“

7.	 Art. 15 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Nr. 2 werden nach dem Wort „Maßnah-
men“ die Wörter „oder einer elektronischen Auf-
enthaltsüberwachung“ eingefügt.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 1 werden nach dem Wort „Gefahr“ die 
Wörter „oder einer drohenden Gefahr“ ein-
gefügt.

bb)	 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2.	 zur Durchführung der in Abs. 1 Nr. 2 ge-
nannten Maßnahmen.“

8.	 Art. 16 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 16

Platzverweis, Kontaktverbot,  
Aufenthalts- und Meldeanordnung“.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Unter den in Satz  1 Nr.  1 genannten Vo-
raussetzungen kann sie eine Person auch 
verpflichten, in bestimmten zeitlichen Ab-
ständen bei einer Polizeidienststelle persön-
lich zu erscheinen (Meldeanordnung).“

bb)	 Die bisherigen Sätze  2 und 3 werden die 
Sätze 3 und 4.

9.	 In Art.  17 Abs.  1 Nr.  5 wird die Angabe „Art.  32a“ 
durch die Angabe „Art. 34“ ersetzt.

10.	 Art. 18 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 wird die Angabe „Art.  14 Abs.  1 
Satz 2“ durch die Angabe „Art. 14 Abs. 5“ er-
setzt.

bb)	 Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze 2 
bis 5 eingefügt:

„2Die richterliche Entscheidung kann ohne 
persönliche Anhörung der in Gewahrsam 
genommenen Person ergehen, wenn die-
se rauschbedingt nicht in der Lage ist, den 
Gegenstand der persönlichen Anhörung 
durch das Gericht ausreichend zu erfassen 
und in der Anhörung zur Feststellung der 
entscheidungserheblichen Tatsachen bei-
zutragen. 3In diesen Fällen wird die richter-
liche Entscheidung mit Erlass wirksam und 
bedarf hierzu nicht der Bekanntgabe an die 
in Gewahrsam genommene Person. 4Dauert 
die Freiheitsentziehung länger als bis zum 
Ende des Tages nach dem Ergreifen, ist in 
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den Fällen des Satzes 2 unverzüglich eine 
erneute richterliche Entscheidung herbeizu-
führen. 5Ist eine Anhörung hierbei nicht mög-
lich, hat sich das Gericht einen persönlichen 
Eindruck von der in Gewahrsam genomme-
nen Person zu verschaffen.“

cc)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 6 und nach 
dem Wort „Herbeiführung“ wird das Wort 
„der“ durch das Wort „einer“ ersetzt.

b)	 In Abs.  2 Satz 2 werden die Wörter „nach Ab-
satz 3 Satz 2 zuständigen Amtsgericht“ durch die 
Wörter „zuständigen Gericht“ ersetzt.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Für Gerichtskosten gelten die Vorschrif-
ten des Gerichts- und Notarkostengesetzes ent-
sprechend, soweit durch Rechtsvorschrift nichts 
anderes bestimmt ist.“

11.	 Art. 19 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Art. 14 Abs. 1 
Satz 2“ durch die Angabe „Art. 14 Abs. 5“ ersetzt.

b)	 In Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „Art. 32 Abs. 2 
Satz 2“ durch die Angabe „Art. 33 Abs. 6“ ersetzt.

12.	 Art. 22 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefasst:

„6.	 es sich um eine bewegliche Sache handelt, 
die sich an einer Kontrollstelle nach Art. 13 
Abs. 1 Nr. 4 befindet.“

b)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Betrifft die Durchsuchung ein elektro-
nisches Speichermedium, können auch vom 
Durchsuchungsobjekt räumlich getrennte Spei-
chermedien durchsucht werden, soweit von die-
sem aus auf sie zugegriffen werden kann. 2Per-
sonenbezogene Daten dürfen darüber hinaus 
nur dann weiterverarbeitet werden, wenn dies 
gesetzlich zugelassen ist.“

c)	 Der bisherige Abs.  2 wird Abs.  3 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „von Sachen“ 
durch die Wörter „vor Ort“ ersetzt.

bb)	 Satz 3 wird aufgehoben.

d)	 Es wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Dem Inhaber der tatsächlichen Gewalt 
ist auf Verlangen eine Bescheinigung über die 
Durchsuchung und ihren Grund zu erteilen.“

13.	 Art. 23 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3.	 das zur Abwehr einer dringenden Gefahr für 
ein bedeutendes Rechtsgut erforderlich ist.“

b)	 In Abs. 2 werden die Wörter „Absatzes 1 nur zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person oder für Sa-
chen von bedeutendem Wert“ durch die Wörter 
„Abs. 1 nur zur Abwehr einer gegenwärtigen Ge-
fahr für ein bedeutendes Rechtsgut“ ersetzt.

14.	 Art. 24 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung gestri-
chen.

bb)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

b)	 In Abs.  2 Satz  2 werden die Wörter „oder ein 
erwachsener Angehöriger, Hausgenosse oder 
Nachbar“ durch die Wörter „  , ein erwachsener 
Angehöriger oder ein nicht beteiligter Zeuge“ er-
setzt.

15.	 Art. 25 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Abs. 1 und Nr. 1 wird wie folgt 
gefasst:

„1.	 zur Abwehr

a)	 einer gegenwärtigen Gefahr oder

b)	 einer Gefahr oder einer drohenden Ge-
fahr für ein bedeutendes Rechtsgut,“.

b)	 Es werden die folgenden Abs. 2 und 3 angefügt:

„(2) 1Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 
kann die Polizei durch Pfändung auch eine 
Forderung sowie sonstige Vermögensrechte 
sicherstellen. 2Die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung (ZPO) über die Zwangsvollstreckung in 
Forderungen und andere Vermögensrechte sind 
sinngemäß anzuwenden.

(3) 1Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 
kann die Polizei auch Daten sicherstellen und 
erforderlichenfalls den weiteren Zugriff auf diese 
ausschließen, wenn andernfalls die Abwehr der 
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Gefahr, der Schutz vor Verlust oder die Verhin-
derung der Verwendung aussichtslos oder we-
sentlich erschwert wäre. 2Art. 22 Abs. 2 Satz 1 
sowie Art. 48 Abs. 5 bis 7 und Art. 49 Abs. 5 gel-
ten entsprechend. 3Daten, die nach diesen Vor-
schriften nicht weiterverarbeitet werden dürfen, 
sind zu löschen, soweit es sich nicht um Daten 
handelt, die zusammen mit dem Datenträger 
sichergestellt wurden, auf dem sie gespeichert 
sind; Löschungen sind zu dokumentieren. 4Die 
Bestimmungen in den Art.  26, 27 Abs.  4 und 
Art. 28 Abs. 2 hinsichtlich Verwahrung, Benach-
richtigung, Vernichtung und Herausgabe gelten 
unter Berücksichtigung der unkörperlichen Natur 
von Daten sinngemäß.“

16.	 Die Überschrift zu Art. 26 wird wie folgt gefasst:

„Art. 26

Verwahrung sichergestellter Sachen“.

17.	 Art. 27 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 27

Verwertung und Vernichtung  
sichergestellter Sachen“.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 Halbsatz  2 werden die Wörter 
„§  979 Abs.  1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs“ durch die Angabe „§ 979 Abs. 1 bis 
1b BGB“ ersetzt.

bb)	 Es wird folgender Satz 5 angefügt:

„5Bei der Verwertung von Datenträgern ist 
sicherzustellen, dass zuvor personenbezo-
gene Daten dem Stand der Technik entspre-
chend gelöscht wurden.“

c)	 In Abs.  4 Satz  2 wird die Angabe „Absatz  2“ 
durch die Angabe „Abs. 2“ ersetzt.

18.	 Art. 28 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 28

Beendigung der Sicherstellung, Kosten“.

b)	 Abs. 1 wird durch die folgenden Abs. 1 bis 3 er-
setzt:

„(1) Die Sicherstellung ist zu beenden, so-
bald ihre Voraussetzungen entfallen sind.

(2) 1Sachen sind an denjenigen herauszuge-
ben, bei dem sie sichergestellt wurden. 2Ist das 
nicht möglich, können sie an jeden herausgege-
ben werden, der eine Berechtigung an der Sache 
glaubhaft macht. 3Die Herausgabe ist ausge-
schlossen, wenn dadurch erneut die Vorausset-
zungen für eine Sicherstellung eintreten würden.

(3) 1Die Sicherstellung im Sinn des Art.  25 
Abs. 2 darf nicht länger als ein Jahr aufrechter-
halten werden. 2Kann das Vermögensrecht nicht 
freigegeben werden, ohne dass die Vorausset-
zungen der Sicherstellung erneut eintreten, kann 
die Sicherstellung mit gerichtlicher Zustimmung 
um jeweils ein weiteres Jahr verlängert werden.“

c)	 Der bisherige Abs.  2 wird Abs.  4 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „die“ durch das Wort 
„sichergestellte“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „Bürgerlichen 
Gesetzbuchs“ durch die Angabe „BGB“ er-
setzt.

d)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 5 und in Satz 1 
werden die Wörter „(Gebühren und Auslagen)“ 
gestrichen.

e)	 Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 6 und die Wörter 
„des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ werden durch 
die Angabe „BGB“ ersetzt.

19.	 Art. 29 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„Zur Wahrnehmung grenzpolizeilicher Aufgaben 
kann die Polizei“.

b)	 Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Nimmt die Polizei grenzpolizeiliche Aufga-
ben wahr, hat sie auch diejenigen Befugnisse, 
die hierzu durch Bundesrecht speziell einer mit 
der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschrei-
tenden Verkehrs beauftragten Behörde einge-
räumt werden.“

20.	 Die Überschrift des III. Abschnitts wird wie folgt ge-
fasst:

„III. Abschnitt

Datenverarbeitung“.
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21.	 Nach der Überschrift des III. Abschnitts wird folgen-
der Art. 30 eingefügt: 

„Art. 30

Allgemeine Grundsätze

(1) Vorbehaltlich abweichender Regelung gelten 
die Vorschriften dieses Abschnitts für alle Datenver-
arbeitungen der Polizei nach diesem Gesetz, unab-
hängig davon, ob diese in Akten, Dateien oder ande-
rer Form erfolgen.

(2) 1Die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten ist zulässig,

1.	 soweit andernfalls die Erfüllung polizeilicher Auf-
gaben, insbesondere die Verhütung oder Unter-
bindung von Straftaten, gefährdet oder wesent-
lich erschwert ist,

2.	 zur Abwehr von

a)	 Gefahren oder

b)	 drohenden Gefahren für ein bedeutendes 
Rechtsgut,

3.	 wenn der Betroffene der Datenverarbeitung 
schriftlich zugestimmt hat und die Daten nur 
für den Zweck verarbeitet werden, zu dem die 
Zustimmung erteilt wurde; vor Erteilung der Zu-
stimmung ist der Betroffene über den Zweck der 
Verarbeitung sowie darüber aufzuklären, dass er 
die Zustimmung verweigern sowie jederzeit wi-
derrufen kann,

4.	 wenn der Betroffene sie bereits offensichtlich öf-
fentlich gemacht hat oder

5.	 wenn dies zu Zwecken der Eigensicherung erfor-
derlich ist.

2Solche Daten sollen besonders gekennzeichnet und 
der Zugriff darauf besonders ausgestaltet werden, 
wenn und soweit dies der Schutz des Betroffenen 
erfordert.

(3) Soweit möglich soll erkennbar werden, ob 
Daten auf Tatsachen oder persönlichen Einschätzun-
gen beruhen.

(4) Bei einer Datenverarbeitung im Zusammen-
hang mit einer begangenen oder drohenden Straftat 
soll nach Möglichkeit unterschieden werden, ob die 
Daten

1.	 Verdächtige,

2.	 Verurteilte,

3.	 Opfer oder

4.	 andere Personen 

betreffen.“

22.	 Der bisherige Art. 30 wird Art. 31 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Polizei darf personenbezogene Da-
ten nur erheben, soweit dies durch Rechtsvor-
schrift zugelassen ist.“

b)	 In Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „Personenbe-
zogene Daten des Betroffenen können auch bei 
Behörden, öffentlichen Stellen“ durch die Wörter 
„Sie können auch bei Behörden, sonstigen öf-
fentlichen Stellen“ ersetzt.

c)	 In Abs. 3 wird Satz 2 durch die folgenden Sätze 2 
und 3 ersetzt:

„2Die Polizei informiert in allgemeiner und jeder-
mann zugänglicher Form über

1.	 die Zwecke, zu denen personenbezogene 
Daten verarbeitet werden,

2.	 den Namen und die Kontaktdaten der erhe-
benden Stelle und des behördlichen Daten-
schutzbeauftragten,

3.	 das Recht, sich an den Landesbeauftragten 
für den Datenschutz (Landesbeauftragter) 
zu wenden sowie dessen Kontaktdaten und

4.	 die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Lö-
schung und Einschränkung der Verarbeitung 
personenbezogener Daten.

3Die Polizei informiert auf Verlangen darüber hi-
naus in geeigneter Weise über die Rechtsgrund-
lage der Datenerhebung sowie eine im Einzelfall 
bestehende gesetzliche Auskunftspflicht oder die 
Freiwilligkeit der Auskunft.“

d)	 Die Abs. 4 und 5 werden wie folgt gefasst:

„(4) 1Eine Datenerhebung, die nicht als po-
lizeiliche Maßnahme erkennbar sein soll, ist zu-
lässig, wenn

1.	 die Erfüllung polizeilicher Aufgaben auf an-
dere Weise gefährdet oder wesentlich er-
schwert würde oder
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2.	 anzunehmen ist, dass dies überwiegenden 
Interessen oder Belangen des Betroffenen 
oder Dritter dient.

2Die Information nach Abs.  3 Satz  3 kann in 
diesen Fällen zunächst unterbleiben. 3Sind die 
Voraussetzungen für eine Datenerhebung im 
Sinn des Satzes  1 entfallen, ist der Betroffene 
zu benachrichtigen und sind unterbliebene Infor-
mationen unverzüglich zu erteilen. 4Dies kann in 
den Fällen des Satzes 1 auch auf Dauer unter-
bleiben, wenn es sich nur um einen kurzfristigen 
Eingriff handelt, an den sich keine Folgemaß-
nahmen anschließen. 5Die Benachrichtigung hat 
zumindest die Angaben nach Abs. 3 Satz 2, die 
Rechtsgrundlage der Datenerhebung und gege-
benenfalls der weiteren Verarbeitung, Informatio-
nen über die mutmaßliche Dauer der Datenspei-
cherung oder, falls diese Angabe nicht möglich 
ist, Kriterien hierfür sowie gegebenenfalls über 
die Kategorien der Empfänger der Daten zu 
enthalten. 6Bezieht sich die Benachrichtigung 
auf die Herkunft personenbezogener Daten von 
oder deren Übermittlung an Verfassungsschutz-
behörden des Bundes oder der Länder, den 
Bundesnachrichtendienst oder den Militärischen 
Abschirmdienst, ist sie nur nach Zustimmung 
dieser Stellen zulässig.

(5) Die Vorschriften des 2.  Unterabschnitts 
über besondere Befugnisse und Maßnahmen 
der Datenerhebung bleiben unberührt.“

23.	 Der bisherige Art. 31 wird Art. 32 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und wird wie folgt geän-
dert:

aa)	 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1.	 zur Gefahrenabwehr (Art. 2 Abs. 1), ins-
besondere

a)	 zur vorbeugenden Bekämpfung von 
Straftaten sowie

b)	 zu Zwecken des Personenschut-
zes, soweit sich die diesbezügliche 
Gefahrenabwehr auf ein in Art.  11 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 bis 3 oder Nr. 5 
genanntes bedeutendes Rechtsgut 
bezieht,“.

bb)	 Im Satzteil nach Nr.  4 wird die Angabe 
„Art. 11 bis 48“ durch die Angabe „Art. 11 bis 
65“ ersetzt.

b)	 Es werden die folgenden Sätze 2 bis 4 angefügt:

„2Im Fall des Satzes  1 Nr.  1 kann die Daten-
erhebung durch die molekulargenetische Un-
tersuchung aufgefundenen Spurenmaterials 
unbekannter Herkunft zum Zwecke der Feststel-
lung des DNA-Identifizierungsmusters, des Ge-
schlechts, der Augen-, Haar- und Hautfarbe, des 
biologischen Alters und der biogeographischen 
Herkunft des Spurenverursachers erfolgen, 
wenn die Abwehr der Gefahr auf andere Weise 
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 
3Bei der Untersuchung dürfen andere Feststel-
lungen als die in Satz 2 genannten nicht getrof-
fen werden. 4Hierauf gerichtete Untersuchungen 
sind unzulässig.“

24.	 Nach Art. 32 wird folgende Überschrift eingefügt:

„2. Unterabschnitt

Besondere Befugnisse  
und Maßnahmen der Datenerhebung“.

25.	 Der bisherige Art. 32 wird Art. 33 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 33

Offene Bild- und Tonaufnahmen“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Polizei kann bei oder im Zusam-
menhang mit öffentlichen Veranstaltungen oder 
Ansammlungen personenbezogene Daten offen

1.	 auch durch den Einsatz technischer Mittel 
zur Anfertigung von Bild- und Tonaufnah-
men oder -aufzeichnungen über die für eine 
Gefahr Verantwortlichen erheben, wenn tat-
sächliche Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass dabei Ordnungswidrigkeiten 
von erheblicher Bedeutung oder Straftaten 
begangen werden, oder

2.	 mittels

a)	 Bildaufnahmen oder Übersichtsaufnah-
men oder

b)	 Übersichtsaufzeichnungen

erheben, wenn dies wegen der Größe oder 
Unübersichtlichkeit der Örtlichkeit erforder-
lich ist; die gezielte Feststellung der Identität 
einer auf der Übersichtsaufzeichnung abge-
bildeten Person ist nur unter den Vorausset-
zungen der Nr. 1 zulässig.“
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c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Die Satznummerierung wird gestri-
chen.

bbb)	 In Nr.  3 werden nach dem Wort „Be-
deutung“ die Wörter „oder Straftaten“ 
eingefügt.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

d)	 In Abs. 3 wird nach den Wörtern „genannten Ob-
jekten“ das Wort „offen“ eingefügt.

e)	 Nach Abs. 3 werden die folgenden Abs. 4 bis 7 
eingefügt:

„(4) 1Die Polizei kann bei Maßnahmen der 
Gefahrenabwehr an öffentlich zugänglichen Or-
ten Personen offen mittels automatisierter Bild- 
und Tonaufzeichnung, insbesondere auch mit 
körpernah getragenen Aufnahmegeräten, kurz-
fristig technisch erfassen, wenn dies zum Schutz 
von Polizeibeamten oder Dritten erforderlich ist. 
2Verarbeitungsfähige Aufzeichnungen dürfen ge-
fertigt werden, wenn dies nach den Umständen 
zum Schutz von Polizeibeamten oder eines Drit-
ten vor Gefahren für ein bedeutendes Rechtsgut 
erforderlich ist. 3In Wohnungen dürfen Maßnah-
men nach diesem Absatz nur zur Abwehr einer 
dringenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder 
Freiheit einer Person erfolgen, sofern damit nicht 
die Überwachung der Wohnung verbunden ist. 
4In Wohnungen darf zudem keine kurzfristige 
technische Erfassung ohne unverzügliche Fer-
tigung verarbeitungsfähiger Aufzeichnungen 
erfolgen. 5Es ist sicherzustellen, dass im Falle 
einer kurzfristigen technischen Erfassung im 
Sinn von Satz 1, an die sich keine unverzügliche 
Fertigung verarbeitungsfähiger Aufzeichnungen 
anschließt, die betroffenen personenbezogenen 
Daten unverzüglich gelöscht werden.

(5) Bei Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 3 
dürfen Systeme zur automatischen Erkennung 
und Auswertung von Mustern bezogen auf Ge-
genstände einschließlich der automatischen 
Systemsteuerung zu diesem Zweck verwendet 
werden, soweit dies die jeweilige Gefahrenlage 
auf Grund entsprechender Erkenntnisse erfor-
dert. 

(6) 1Die Polizei weist bei Maßnahmen nach 
den Abs. 1 bis 4 in geeigneter Weise auf die Bild- 
und Tonaufnahmen und -aufzeichnungen hin, 
soweit diese nicht offenkundig sind oder Gefahr 
im Verzug besteht. 2Auf die Verwendung von 

Systemen im Sinn von Abs. 5 ist dabei gesondert 
hinzuweisen.

(7) Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 5 dür-
fen auch dann durchgeführt werden, wenn Dritte 
unvermeidlich betroffen werden.“

f)	 Der bisherige Abs.  4 wird Abs.  8 und wird wie 
folgt gefasst:

„(8) 1Bild- und Tonaufnahmen oder -auf-
zeichnungen und daraus gefertigte Unterlagen 
sind spätestens zwei Monate nach der Daten-
erhebung zu löschen oder zu vernichten, soweit 
diese nicht benötigt werden

1.	 zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
von erheblicher Bedeutung oder Straftaten,

2.	 zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit der 
polizeilichen Maßnahme, wenn eine solche 
Überprüfung zu erwarten steht, oder

3.	 zum Zwecke der Benachrichtigung gemäß 
Art. 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, wenn die Erhe-
bung nach Abs. 5 Satz 2 erfolgt ist.

2Die Löschung ist zu dokumentieren.“

g)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 9.

26.	 Der bisherige Art. 32a wird Art. 34 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Maßnahmen nach Abs. 1 Satz 1 dürfen nur 
durch den Richter angeordnet werden, bei 
Gefahr im Verzug auch durch die in Art. 36 
Abs. 4 Satz 2 genannten Personen.“

bb)	 Die Sätze 5 und 6 werden aufgehoben.

b)	 Die Abs. 4 und 5 werden aufgehoben.

c)	 Der bisherige Abs.  6 wird Abs.  4 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die nach Abs.  1 erhobenen Daten sind 
spätestens zwei Monate nach Beendigung 
der Maßnahme zu löschen, soweit sie nicht 
zulässigerweise für andere Zwecke verar-
beitet werden.“

bb)	 Die Sätze 3 bis 5 werden aufgehoben.
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27.	 Nach Art. 34 wird folgender Art. 35 eingefügt: 

„Art. 35

Postsicherstellung

(1) 1Die Polizei kann ohne Wissen des Betroffe-
nen Postsendungen sicherstellen, wenn sich diese 
im Gewahrsam von Personen oder Unternehmen 
befinden, die geschäftsmäßig Post- oder Telekom-
munikationsdienste erbringen oder daran mitwirken 
(Postdienstleister), und von einer Person versandt 
wurden oder an eine Person gerichtet sind,

1.	 die für eine Gefahr oder eine drohende Gefahr 
für ein in Art. 11 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, 2 oder Nr. 5 
genanntes bedeutendes Rechtsgut verantwort-
lich ist, oder

2.	 bei der bestimmte Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass sie für eine Person nach Nr. 1 be-
stimmte oder von dieser herrührende Postsen-
dungen entgegennimmt oder weitergibt und sie 
daher in Zusammenhang mit der Gefahrenlage 
steht, ohne diesbezüglich das Recht zur Ver-
weigerung des Zeugnisses nach den §§ 53, 53a 
StPO zu haben,

sofern die Abwehr der Gefahr auf andere Weise 
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 2Post-
dienstleister haben die Sicherstellung zu ermögli-
chen und unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
der Polizei auf Verlangen Auskünfte über derzeit oder 
ehemals in ihrem Gewahrsam befindliche oder ange-
kündigte Postsendungen zu erteilen.

(2) Maßnahmen nach Abs.  1 dürfen nur durch 
den Richter angeordnet werden, bei Gefahr im Ver-
zug auch durch die in Art. 36 Abs. 4 Satz 2 genannten 
Personen.

(3) 1In der schriftlichen Anordnung sind einzel-
fallabhängig anzugeben:

1.	 der Adressat der Maßnahme, möglichst mit Na-
men und Anschrift,

2.	 die Dauer,

3.	 eine möglichst genaue Bezeichnung des Aus-
kunftsverlangens und der der Sicherstellung un-
terliegenden Postsendungen sowie

4.	 die wesentlichen Gründe.

2Die Maßnahme ist auf höchstens drei Monate zu be-
fristen und kann um jeweils längstens drei Monate 
verlängert werden.

(4) 1Die Öffnung der ausgelieferten Postsendun-
gen steht dem Gericht zu. 2Es kann diese Befugnis 
widerruflich auf die Polizei übertragen, soweit dies in 
zeitlicher Hinsicht erforderlich ist. 3Bestehen Zweifel 
hinsichtlich der Verwertbarkeit der erlangten Erkennt-
nisse, hat die Entscheidung hierüber im Benehmen 
mit der in Art. 41 Abs. 5 Satz 1 genannten Stelle zu 
erfolgen. 

(5) 1Ist eine Übertragung nach Abs.  4 Satz  2 
nicht erfolgt, legt die Polizei die ihr ausgelieferten 
Postsendungen unverzüglich ohne vorherige inhaltli-
che Kenntnisnahme und ungeöffnet dem Gericht vor. 
2Dieses entscheidet unverzüglich über die Öffnung.

(6) Postsendungen sind unverzüglich an den 
vorgesehenen Empfänger weiterzuleiten, soweit

1.	 ihre Öffnung nicht angeordnet wurde oder

2.	 nach der Öffnung die Zurückbehaltung zur Ge-
fahrenabwehr nicht mehr erforderlich ist.“

28.	 Der bisherige Art. 33 wird Art. 36 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Buchst. a wird das Komma durch die 
Wörter „außerhalb von Wohnungen, 
auch unter Verwendung von Systemen 
zur automatischen Erkennung und 
Auswertung von Mustern im Sinn von 
Art. 33 Abs. 5 und zum automatischen 
Datenabgleich,“ ersetzt.

bbb)	 In Buchst.  c werden nach dem Wort 
„des“ die Wörter „außerhalb von Woh-
nungen“ eingefügt und wird das Kom-
ma durch einen Punkt am Ende er-
setzt.

bb)	 Nr. 3 wird aufgehoben.

b)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

c)	 Der bisherige Abs.  3 wird Abs.  2 und wird wie 
folgt gefasst:

„(2) Die Polizei kann zur Abwehr einer Ge-
fahr oder einer drohenden Gefahr für ein bedeu-
tendes Rechtsgut personenbezogene Daten mit 
den besonderen Mitteln nach Abs.  1 erheben 
über

1.	 die hierfür Verantwortlichen,
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2.	 Kontakt- und Begleitpersonen, wenn be-
stimmte Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass sie mit der Gefahrenlage in 
Zusammenhang stehen oder

3.	 unter den Voraussetzungen des Art. 10 über 
die dort genannten Personen,

wenn andernfalls die Erfüllung polizeilicher Auf-
gaben gefährdet oder wesentlich erschwert wür-
de.“

d)	 Der bisherige Abs.  4 wird Abs.  3 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „den 
Absätzen 2 und 3“ werden durch die Angabe 
„Abs. 2“ ersetzt.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Bei dem Einsatz von Mitteln nach Abs.  1 
Nr.  2 Buchst.  b gelten, soweit dieser nicht 
ausschließlich zum Schutz der bei einem 
polizeilichen Einsatz tätigen Personen er-
folgt (Personenschutzmaßnahme), Art.  34 
Abs.  2 Satz  2 und 3, Abs.  3 Satz 3 sowie 
Art. 49 Abs. 4 entsprechend.“

e)	 Der bisherige Abs.  5 wird Abs.  4 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird durch die folgenden Sätze 1 und 
2 ersetzt:

„1Maßnahmen unter Einsatz besonderer 
Mittel der Datenerhebung nach Abs. 1 Nr. 1 
und 2 Buchst. c dürfen nur durch den Rich-
ter angeordnet werden. 2Bei Gefahr im Ver-
zug dürfen die Maßnahmen auch durch den 
Leiter des Landeskriminalamts oder eines 
Präsidiums der Landespolizei angeordnet 
werden.“

bb)	 Der bisherige Satz  2 wird Satz  3 und das 
Wort „Die“ wird durch das Wort „Diese“ er-
setzt.

cc)	 Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden durch 
die folgenden Sätze 4 und 5 ersetzt:

„4In der schriftlichen Anordnung sind Adres-
sat und Art sowie einzelfallabhängig Umfang 
und Dauer der Maßnahme zu bestimmen 
und die wesentlichen Gründe anzugeben. 
5Die jeweilige Maßnahme ist auf höchstens 
drei Monate zu befristen und kann um je-
weils längstens drei Monate verlängert wer-
den.“

f)	 Die bisherigen Abs.  6 und 7 werden durch fol-
genden Abs. 5 ersetzt:

„(5) 1Maßnahmen unter Einsatz besonderer 
Mittel der Datenerhebung nach

1.	 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a, soweit sie nicht auf 
die Fertigung von Bildaufnahmen beschränkt 
sind, sowie

2.	 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b

dürfen nur durch die in Abs.  4 Satz  2 und 
3 genannten Personen angeordnet werden. 
2Der verdeckte Einsatz technischer Mittel 
nach Abs. 1 Nr. 2 als Personenschutzmaß-
nahme darf durch die in Abs. 4 Satz 2 und 
3 genannten Personen, bei Gefahr im Ver-
zug auch durch einen vom Leiter des Lan-
deskriminalamts oder eines Präsidiums der 
Landespolizei bestellten Beauftragten der 
Behörde oder den verantwortlichen Einsatz-
leiter angeordnet werden. 3Abs. 4 Satz 4 und 
5 gilt entsprechend.“

29.	 Nach Art. 36 werden die folgenden Art. 37 bis 40 ein-
gefügt: 

„Art. 37

Einsatz Verdeckter Ermittler

(1) 1Die Polizei kann personenbezogene Daten 
unter den Voraussetzungen und nach Maßgabe des 
Art. 36 Abs. 2 durch den Einsatz von Polizeibeamten 
unter einer Legende (Verdeckte Ermittler) erheben. 
2Derartige Datenerhebungen dürfen auch erfolgen, 
wenn Dritte unvermeidbar betroffen sind.

(2) 1Richtet sich der Einsatz eines Verdeckten 
Ermittlers gegen eine bestimmte Person oder soll 
eine nicht allgemein zugängliche Wohnung betreten 
werden, dürfen die Maßnahmen nur durch den Rich-
ter angeordnet werden. 2Art. 36 Abs. 4 Satz 2 bis 4 
gilt entsprechend. 3Die Anordnung ist auf höchstens 
sechs Monate zu befristen und kann um jeweils 
längstens sechs Monate verlängert werden.

(3) 1In anderen als den in Abs. 2 Satz 1 genann-
ten Fällen dürfen die Maßnahmen nur durch die in 
Art.  36 Abs.  4 Satz  2 und 3 genannten Personen 
angeordnet werden. 2Art. 36 Abs. 4 Satz 4 gilt ent-
sprechend. 3Die Anordnung ist auf höchstens sechs 
Monate zu befristen und kann um jeweils längstens 
sechs Monate verlängert werden.

(4) 1Soweit es für den Aufbau und die Aufrecht-
erhaltung der Legende erforderlich ist, dürfen ent-
sprechende Urkunden hergestellt, verändert oder 
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gebraucht werden. 2Ein Verdeckter Ermittler darf mit 
Einverständnis des Berechtigten unter der Legende 
dessen Wohnung betreten. 3Er darf zur Erfüllung sei-
nes Auftrages unter der Legende am Rechtsverkehr 
teilnehmen. 4Die Sätze 1 und 3 gelten entsprechend 
für

1.	 das Auftreten und Handlungen eines Verdeckten 
Ermittlers in elektronischen Medien und Kommu-
nikationseinrichtungen sowie

2.	 die polizeilichen Führungspersonen eines Ver-
deckten Ermittlers, soweit dies zur Vorbereitung, 
Durchführung, Lenkung oder Absicherung von 
dessen Einsatz erforderlich ist.

5Im Übrigen richten sich die Befugnisse eines Ver-
deckten Ermittlers nach den sonstigen Bestimmun-
gen dieses Gesetzes und der StPO.

Art. 38

Einsatz von Vertrauenspersonen

(1) 1Die Polizei kann personenbezogene Daten 
unter den Voraussetzungen und nach Maßgabe des 
Art. 36 Abs. 2 durch den Einsatz von Privatpersonen 
erheben, deren Zusammenarbeit mit der Polizei Drit-
ten nicht bekannt ist (Vertrauenspersonen), wenn dies 
im Einzelfall zur Gefahrenabwehr erforderlich ist. 2Ein 
solcher Einsatz liegt nicht vor, soweit sich eine, auch 
wiederkehrende, polizeiliche Datenerhebung auf die 
Erlangung von bei dieser Person bereits vorhande-
nen und von dieser angebotenen Daten beschränkt. 
3Datenerhebungen nach Satz 1 dürfen auch erfolgen, 
wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(2) 1Richtet sich der Einsatz einer Vertrauens-
person gegen eine bestimmte Person oder soll eine 
nicht allgemein zugängliche Wohnung betreten wer-
den, dürfen die Maßnahmen nur durch den Richter 
angeordnet werden. 2Die Art. 36 Abs. 4 Satz 2 bis 4 
und Art. 37 Abs. 2 Satz 3 gelten entsprechend. 3Die 
Anordnung kann insbesondere auch nähere Maßga-
ben zur Führung der Vertrauensperson enthalten.

(3) 1In anderen als den in Abs. 2 Satz 1 genann-
ten Fällen dürfen die Maßnahmen nur durch die in 
Art.  36 Abs.  4 Satz  2 und 3 genannten Personen 
angeordnet werden. 2Die Art. 36 Abs. 4 Satz 4 und 
Art. 37 Abs. 3 Satz 3 gelten entsprechend.

(4) Vertrauenspersonen dürfen insbesondere 
nicht eingesetzt werden, um

1.	 in einer Person, die nicht zur Begehung von 
Straftaten bereit ist, den Entschluss zu wecken, 
solche zu begehen,

2.	 eine Person zur Begehung einer über ihre er-
kennbare Bereitschaft hinausgehenden Straftat 
zu bestimmen oder

3.	 Daten mit Mitteln oder Methoden zu erheben, die 
die Polizei nicht einsetzen dürfte.

(5) Als Vertrauensperson darf nicht eingesetzt 
werden, wer

1.	 nicht voll geschäftsfähig, insbesondere minder-
jährig ist,

2.	 an einem Aussteigerprogramm teilnimmt,

3.	 Mitglied des Europäischen Parlaments, des 
Deutschen Bundestages, eines Landesparla-
ments oder diesbezüglicher Mitarbeiter eines 
solchen Mitglieds ist oder

4.	 im Bundeszentralregister mit einer Verurteilung 
als Täter eines Totschlags (§§  212, 213 des 
Strafgesetzbuchs – StGB) oder einer allein mit 
lebenslanger Haft bedrohten Straftat eingetra-
gen ist.

(6) 1Eine Vertrauensperson ist fortlaufend auf 
ihre Zuverlässigkeit zu überprüfen. 2Die von der 
Vertrauensperson bei einem Einsatz gewonnenen 
Informationen sind unverzüglich auf ihren Wahrheits-
gehalt zu prüfen. 3Ergeben sich begründete Zweifel 
an der Zuverlässigkeit, ist der Einsatz nicht durchzu-
führen oder zu beenden. 4Bei der Prüfung der Zuver-
lässigkeit ist insbesondere zu berücksichtigen, ob die 
einzusetzende Vertrauensperson

1.	 von den Geld- und Sachzuwendungen für die 
Tätigkeit auf Dauer als überwiegende Lebens-
grundlage abhängen würde oder

2.	 im Bundeszentralregister mit einer Verurteilung 
wegen eines Verbrechens oder zu einer Frei-
heitsstrafe, deren Vollstreckung nicht zur Bewäh-
rung ausgesetzt wurde, eingetragen ist.

(7) Art. 37 Abs. 4 Satz 1 und 3 findet auf die poli-
zeilichen Führungspersonen einer Vertrauensperson 
Anwendung, soweit dies zur Vorbereitung, Durchfüh-
rung, Lenkung oder Absicherung ihres Einsatzes er-
forderlich ist.

Art. 39

Automatisierte Kennzeichenerkennungssysteme

(1) 1Die Polizei kann durch den verdeckten Ein-
satz automatisierter Kennzeichenerkennungssyste-
me bei Vorliegen entsprechender Lageerkenntnisse 
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in den Fällen des Art. 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 Kennzei-
chen von Kraftfahrzeugen sowie Ort, Datum, Uhrzeit 
und Fahrtrichtung erfassen. 2Zulässig ist der Abgleich 
der Kennzeichen mit polizeilichen Fahndungsbestän-
den, die erstellt wurden

1.	 über Kraftfahrzeuge oder Kennzeichen,

a)	 die durch Straftaten oder sonst abhanden-
gekommen sind oder

b)	 hinsichtlich derer auf Grund tatsächlicher 
Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass sie bei 
der Begehung von Straftaten benutzt wer-
den,

2.	 über Personen, die ausgeschrieben sind

a)	 zur polizeilichen Beobachtung, gezielten 
Kontrolle oder verdeckten Registrierung,

b)	 aus Gründen der Strafverfolgung, Strafvoll-
streckung, Auslieferung oder Überstellung,

c)	 zum Zweck der Durchführung ausländer-
rechtlicher Maßnahmen,

d)	 wegen gegen sie veranlasster polizeilicher 
Maßnahmen der Gefahrenabwehr.

3Ein Abgleich mit polizeilichen Dateien, die zur Ab-
wehr von im Einzelfall oder im Hinblick auf bestimmte 
Ereignisse allgemein bestehenden Gefahren errich-
tet wurden, ist nur zulässig, wenn dies zur Abwehr 
einer solchen Gefahr erforderlich ist und diese Ge-
fahr Anlass für die Kennzeichenerfassung war. 4Die 
Kennzeichenerfassung darf nicht flächendeckend 
eingesetzt werden.

(2) 1Maßnahmen nach Abs. 1 dürfen nur von den 
in Art. 36 Abs. 4 Satz 2 und 3 genannten Personen 
angeordnet werden. 2Art. 36 Abs. 4 Satz 4 gilt ent-
sprechend.

(3) 1Die nach Abs.  1 erfassten Kennzeichen 
sind nach Durchführung des Datenabgleichs unver-
züglich zu löschen. 2Soweit ein Kennzeichen in den 
abgeglichenen Fahndungsbeständen oder Dateien 
enthalten und seine Speicherung oder Nutzung im 
Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr oder für Zwecke, 
zu denen die Fahndungsbestände erstellt oder die 
Dateien errichtet wurden, erforderlich ist, gelten ab-
weichend hiervon Art. 54 Abs. 1 und 2 sowie die Vor-
schriften der StPO. 3Außer in den Fällen des Abs. 1 
Satz  2 Nr.  2 Buchst.  a dürfen Einzelerfassungen 
nicht zu einem Bewegungsbild verbunden werden. 
4Abgleiche nach Abs. 1 dürfen nicht protokolliert wer-
den.

Art. 40

Ausschreibung zur polizeilichen Beobachtung

(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten, 
insbesondere die Personalien einer Person sowie 
Kennzeichen eines von ihr benutzten Fahrzeugs, zur 
polizeilichen Beobachtung oder gezielten Kontrolle 
ausschreiben, wenn

1.	 die Gesamtwürdigung der Person einschließlich 
ihrer bisher begangenen Straftaten erwarten 
lässt, dass von ihr auch künftig eine Gefahr für 
bedeutende Rechtsgüter ausgeht,

2.	 sie für eine drohende Gefahr für bedeutende 
Rechtsgüter verantwortlich ist oder

3.	 tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass es sich um eine mutmaßlich mit 
der Gefahrenlage im Zusammenhang stehen-
de Kontaktperson einer Person nach Nr. 1 oder 
Nr. 2 handelt.

(2) 1Im Fall eines Antreffens der Personen im Sinn 
des Abs. 1 Nr. 1 bis 3 oder des Fahrzeugs können 
Erkenntnisse über das Antreffen sowie über mutmaß-
lich in Zusammenhang mit der Gefahrenlage stehen-
de Begleitpersonen, Fahrzeugführer und mitgeführte 
Sachen an die ausschreibende Polizeidienststelle 
übermittelt werden. 2Ist die Ausschreibung zur ge-
zielten Kontrolle erfolgt, gilt dies insbesondere auch 
für die aus Maßnahmen nach den Art. 13, 21 und 22 
gewonnenen Erkenntnisse.

(3) 1Die Ausschreibung zur polizeilichen Beob-
achtung oder gezielten Kontrolle darf nur durch die 
in Art. 36 Abs. 4 Satz 2 und 3 genannten Personen 
angeordnet werden. 2Art. 36 Abs. 4 Satz 4 gilt ent-
sprechend. 3Die Maßnahme ist auf höchstens ein 
Jahr zu befristen und kann um jeweils längstens ein 
Jahr verlängert werden.

(4) Liegen die Voraussetzungen für die Anord-
nung nicht mehr vor, ist der Zweck der Maßnahme 
erreicht oder zeigt sich, dass er nicht erreicht werden 
kann, ist die Ausschreibung zur polizeilichen Beob-
achtung oder gezielten Kontrolle unverzüglich zu lö-
schen.“

30.	 Der bisherige Art. 34 wird Art. 41 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 41

Einsatz technischer Mittel in Wohnungen“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
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aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person“ durch die Wörter „ein in Art. 11 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, 2 oder Nr. 5 genanntes 
bedeutendes Rechtsgut“ ersetzt.

bb)	 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 bis 
4 ersetzt:

„2Eine Maßnahme nach Satz  1 ist nur zu-
lässig, wenn und soweit die dort genannten 
Gefahren nicht anders abgewehrt werden 
können und

1.	 falls zu privaten Wohnzwecken genutzte 
Räumlichkeiten betroffen sind, in denen 
sich die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, allein oder ausschließlich 
mit engsten Familienangehörigen, mit in 
gleicher Weise Vertrauten oder mit Be-
rufsgeheimnisträgern nach den §§  53, 
53a StPO aufhält,

a)	 tatsächliche Anhaltspunkte die An-
nahme rechtfertigen, dass Gesprä-
che geführt werden, die einen un-
mittelbaren Bezug zu den in Satz 1 
genannten Gefahren haben, ohne 
dass über ihren Inhalt das Zeugnis 
nach den §§ 53, 53a StPO verwei-
gert werden könnte, oder

b)	 die Maßnahme sich auch gegen die 
Familienangehörigen, Vertrauten 
oder Berufsgeheimnisträger richtet, 
oder

2.	 falls sich die Maßnahme gegen einen 
Berufsgeheimnisträger nach den §§ 53, 
53a StPO selbst richtet und die zu sei-
ner Berufsausübung bestimmten Räum-
lichkeiten betroffen sind, die Vorausset-
zungen der Nr. 1 Buchst. a vorliegen.

3Die Daten können erhoben werden, indem 
das nichtöffentlich gesprochene Wort abge-
hört oder aufgezeichnet oder Bildaufnahmen 
oder -aufzeichnungen, auch unter Verwen-
dung von Systemen zur automatischen 
Steuerung, angefertigt werden. 4Wort- und 
bildbezogene Maßnahmen dürfen nur dann 
gemeinsam erfolgen, wenn die Abwehr der 
Gefahr auf andere Weise aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre.“

c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1, in Halbsatz 1 wird 

die Angabe „Nrn. 2 und 3“ durch die Angabe 
„Nr. 1 und 2“ ersetzt und Halbsatz 2 wird ge-
strichen.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Soweit begründete Zweifel bestehen, ob 
ein Fall des Art.  49 Abs.  3 Satz  1 vorliegt, 
oder wenn auf Grund tatsächlicher Anhalts-
punkte anzunehmen ist, dass Gespräche 
geführt werden, die einen unmittelbaren 
Bezug zu den in Abs.  1 Satz  1 genannten 
Gefahren haben, darf eine Maßnahme nach 
Abs. 1 Satz 1 in Form einer ausschließlich 
automatischen Aufzeichnung fortgeführt 
werden.“

d)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Nr. 1 wird das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt.

bbb)	 In Nr. 2 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

ccc)		 Es wird folgende Nr. 3 angefügt:

„3.	Informationen gewonnen werden 
können, die für die Abwehr der Ge-
fahr von Bedeutung sind.“

bb)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Die Maßnahme darf auch durchgeführt 
werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen 
sind.“

e)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Maßnahmen nach Abs. 1 Satz 1 dürfen nur 
durch den Richter angeordnet werden, bei 
Gefahr im Verzug auch durch die in Art. 36 
Abs. 4 Satz 2 genannten Personen.“

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

cc)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

dd)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„3Die Anordnung darf auch zum Betreten 
der Wohnung des Betroffenen ermächtigen, 
soweit dies erforderlich ist, um Maßnahmen 
nach Abs. 1 durchzuführen.“
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ee)	 In Satz 4 wird nach dem Wort „ist“ das Wort 
„einzelfallabhängig“ eingefügt und werden 
die Wörter „nicht mehr als“ durch das Wort 
„längstens“ ersetzt.

ff)	 Satz 5 wird aufgehoben.

f)	 Die Abs. 5 bis 7 werden durch folgenden Abs. 5 
ersetzt:

„(5) 1Personenbezogene Daten, die durch 
Maßnahmen nach Abs.  1 erlangt wurden, dür-
fen nur verarbeitet werden, soweit die hierfür 
eingerichtete unabhängige Stelle oder, soweit 
dieses angerufen wurde, das zuständige Ge-
richt sie freigegeben hat. 2Zur Herbeiführung ih-
rer Entscheidung sind der unabhängigen Stelle 
die erhobenen Daten vollständig vorzulegen, in 
den Fällen des Abs. 2 Satz 2 möglichst bereits 
ohne vorhergehende inhaltliche Kenntnisnahme. 
3Die unabhängige Stelle gibt die Daten für die 
Weiterverarbeitung durch die Polizei frei, soweit 
sie nicht dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung zuzurechnen sind. 4Nicht freigegebene 
Daten löscht die unabhängige Stelle, sobald die 
Frist für einen Antrag auf gerichtliche Überprü-
fung der von ihr getroffenen Entscheidung abge-
laufen ist, ohne dass ein entsprechender Antrag 
gestellt wurde, oder das zuständige Gericht die 
Löschung angeordnet hat. 5Löschungen sind 
zu dokumentieren. 6Bei Gefahr im Verzug kann 
die Entscheidung nach Satz 1 auch durch die in 
Art. 36 Abs. 4 Satz 2 und 3 genannten Personen 
getroffen werden. 7Für die nachträgliche Kontrol-
le der Entscheidung durch die unabhängige Stel-
le gilt Art. 92 Abs. 3 sinngemäß.“

g)	 Der bisherige Abs.  8 wird Abs.  6 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„1Die Anordnung eines verdeckten Einsatzes 
technischer Mittel in Wohnungen als Perso-
nenschutzmaßnahme obliegt den in Art. 36 
Abs.  4 Satz  2 und 3 sowie Abs.  5 Satz  2 
genannten Personen. 2Außer in Fällen der 
Gefahr im Verzug ist eine anderweitige Ver-
wendung der hierbei erlangten Erkenntnisse 
zu Zwecken der Gefahrenabwehr oder der 
Strafverfolgung erst zulässig, wenn zuvor 
die Rechtsmäßigkeit der Maßnahme richter-
lich festgestellt ist.“

bb)	 Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben.

cc)	 Der bisherige Satz 5 wird Satz 3.

h)	 Die bisherigen Abs. 9 und 10 werden aufgeho-
ben.

31.	 Der bisherige Art. 34a wird Art. 42 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 42

Eingriffe in den Telekommunikationsbereich“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 Nr. 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„1.	 über die für eine Gefahr oder eine dro-
hende Gefahr Verantwortlichen, soweit 
dies zur Abwehr einer Gefahr oder ei-
ner drohenden Gefahr für ein in Art. 11 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, 2 oder Nr. 5 genann-
tes bedeutendes Rechtsgut erforderlich 
ist, oder

2.	 über Personen, soweit bestimmte Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass

a)	 sie für Personen nach Nr.  1 be-
stimmte oder von diesen herrühren-
de Mitteilungen entgegennehmen 
oder weitergeben, ohne insoweit 
das Recht zur Verweigerung des 
Zeugnisses nach den §§  53, 53a 
StPO zu haben, oder

b)	 die unter Nr. 1 genannten Personen 
deren Kommunikationssysteme be-
nutzen werden und sie daher mut-
maßlich in Zusammenhang mit der 
Gefahrenlage stehen.“

bb)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Die Maßnahme darf dabei auch auf Kom-
munikationssysteme erstreckt werden, die 
räumlich von den durch die Betroffenen ge-
nutzten Kommunikationssystemen getrennt 
sind, soweit sie im Rahmen des Telekommu-
nikationsvorgangs verwendet werden.“

cc)	 Der bisherige Satz  2 wird Satz  3 und die 
Angabe „Satz 1“ wird durch die Wörter „den 
Sätzen 1 und 2“ ersetzt.

dd)	 Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden aufge-
hoben.

c)	 Abs. 1a wird Abs. 2 und wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 5 wird aufgehoben.

bb)	 Der bisherige Satz  6 wird Satz  5 und die 
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Angabe „Art.  34d“ wird durch die Angabe 
„Art. 45“ ersetzt.

d)	 Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und es wird fol-
gender Satz 4 angefügt:

„4Die Löschung ist zu dokumentieren.“

e)	 Der bisherige Abs.  3 wird Abs.  4 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Der Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die Polizei kann bei Gefahr oder dro-
hender Gefahr für ein in Art. 11 Abs. 3 
Satz  2 Nr.  2 genanntes bedeutendes 
Rechtsgut hinsichtlich des Betroffe-
nen“.

bbb)	 In Nr. 1 werden die Wörter „über diese 
Person“ gestrichen.

bb)	 In Satz 2 wird die Angabe „Art. 34b Abs. 1 
und 2“ durch die Angabe „Art. 43 Abs. 1 und 
2“ ersetzt.

f)	 Der bisherige Abs.  4 wird Abs.  5 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr 
für ein in Art. 11 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, 2 oder 
Nr.  5 genanntes bedeutendes Rechtsgut 
unter den übrigen Voraussetzungen des 
Abs. 1 Kommunikationsverbindungen durch 
den Einsatz technischer Mittel unterbrechen 
oder verhindern oder die Verfügungsgewalt 
darüber in anderer geeigneter Weise entzie-
hen.“

bb)	 Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Unter den Voraussetzungen des Satzes 2 
darf auch der Zugang der in Abs. 1 genann-
ten Personen zu Rundfunk und Fernsehen 
sowie zu vergleichbaren Medien vorüber-
gehend unterbrochen werden, auch wenn 
Dritte hiervon unvermeidlich mitbetroffen 
werden.“

g)	 Es werden die folgenden Abs. 6 und 7 angefügt:

„(6) 1Maßnahmen nach den Abs. 1 bis 5 dür-
fen nur durch den Richter angeordnet werden, 
bei Gefahr im Verzug auch durch die in Art. 36 

Abs. 4 Satz 2 und 3 genannten Personen. 2So-
weit Maßnahmen nach Abs.  4 ausschließlich 
dazu dienen, den Aufenthaltsort einer dort ge-
nannten Person zu ermitteln, dürfen sie durch 
die in Art.  36 Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 Satz 2 
genannten Personen angeordnet werden.

(7) Für personenbezogene Daten, die durch 
Maßnahmen nach Abs. 1 im Wege einer automa-
tischen Aufzeichnung ohne zeitgleiche Prüfung, 
ob der Kernbereich privater Lebensgestaltung 
berührt ist, erlangt wurden, gilt Art. 41 Abs. 5 ent-
sprechend.“

32.	 Der bisherige Art. 34b wird Art. 43 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs. 1 werden die Wörter „Art. 34a Abs. 1 oder 
Abs.  3 Satz  1 Nr.  1“ durch die Wörter „Art.  42 
Abs. 1, auch mit Mitteln des Art. 42 Abs. 2, oder 
Art. 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Der Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Unter den Voraussetzungen des 
Art. 42 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 4 Satz 1 
kann die Polizei von Diensteanbietern 
verlangen,“.

bbb)	 In Nr.  1 werden die Wörter „Art.  34a 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1“ durch 
die Wörter „Art. 42 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 4 Satz 1“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „Art. 34a Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 3 Satz 1“ durch die Wörter 
„Art. 42 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1“ er-
setzt.

c)	 In Abs. 3 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „im 
Zusammenhang mit einer Telekommunikation“ 
durch die Wörter „bei der Erbringung eines Te-
lekommunikationsdienstes“ und die Wörter „er-
hoben und erfasst“ durch das Wort „verarbeitet“ 
ersetzt.

d)	 Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingefügt:

„(4) 1Unter den Voraussetzungen des Art. 42 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 4 Satz 1 kann die Poli-
zei von denjenigen, die geschäftsmäßig eigene 
oder fremde Telemedien zur Nutzung bereithal-
ten oder den Zugang zur Nutzung vermitteln, 
Auskunft über dort gespeicherte Nutzungsdaten 
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im Sinn des § 15 Abs. 1 des Telemediengeset-
zes (TMG) verlangen. 2Das Auskunftsverlangen 
kann auch auf künftige Nutzungsdaten erstreckt 
werden.“

e)	 Der bisherige Abs.  4 wird Abs.  5 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die Polizei kann von Diensteanbietern 
verlangen, dass diese ihr Auskunft über die 
nach den §§  95 und 111 TKG sowie §  14 
Abs.  1 TMG erhobenen Bestandsdaten er-
teilen, soweit dies zur Abwehr einer Gefahr 
oder einer drohenden Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist.“

bb)	 In Satz  2 wird die Angabe „(§  113 Abs.  1 
Satz 2 TKG)“ gestrichen.

f)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6 und die Angabe 
„Abs. 4“ wird durch die Angabe „Abs. 5“ ersetzt 
und die Angabe „(§ 113 Abs. 1 Satz 3 TKG)“ wird 
gestrichen.

g)	 Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7 und die Anga-
be „Abs. 2, 4 und 5“ wird durch die Angabe „den 
Abs. 2 und 4 bis 6“ ersetzt.

h)	 Nach Abs. 7 wird folgender Abs. 8 eingefügt:

„(8) 1Maßnahmen nach den Abs. 2, 4 und 5 
Satz 2 dürfen nur durch den Richter angeordnet 
werden, bei Gefahr im Verzug auch durch die in 
Art. 36 Abs. 4 Satz 2 und 3 genannten Personen. 
2Dies gilt nicht im Fall des Abs. 5 Satz 2, wenn 
der Betroffene von dem Auskunftsverlangen be-
reits Kenntnis hat oder haben muss oder wenn 
die Nutzung der Daten bereits durch eine ge-
richtliche Entscheidung gestattet wird; das Vor-
liegen dieser Voraussetzungen ist aktenkundig 
zu machen.“

i)	 Der bisherige Abs.  7 wird Abs.  9 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Nach dem Wort „Justizvergütungs- und 
-entschädigungsgesetzes“ wird die Angabe 
„(JVEG)“ eingefügt.

bb)	 Das Wort „Telekommunikationsgesetz“ wird 
durch die Wörter „TKG oder dem TMG“ er-
setzt.

33.	 Der bisherige Art. 34c wird Art. 44 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 44

Besondere Verfahrensregelungen  
für Maßnahmen nach den Art. 42 und 43“.

b)	 Die Abs. 1 und 2 werden aufgehoben.

c)	 Der bisherige Abs.  3 wird Abs.  1 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Anordnungen nach den Art.  42 und 43 
Abs. 2, 4 und 5 Satz 2 sind schriftlich zu er-
lassen.“

bb)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Halbsatz 1 werden nach dem Wort 
„muss“ die Wörter „  ,  soweit mög-
lich,“ eingefügt und wird die Angabe 
„Art.  34a Abs.  1a“ durch die Angabe 
„Art. 42 Abs. 2“ ersetzt.

bbb)	 Halbsatz 2 wird gestrichen.

cc)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„3Es genügt eine räumlich und zeitlich hinrei-
chende Bezeichnung der Telekommunika-
tion, sofern andernfalls die Erreichung des 
Zwecks der Maßnahme aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre.“

dd)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

ee)	 Die bisherigen Sätze 4 bis 6 werden durch 
folgenden Satz 5 ersetzt:

„5Die Anordnung von Maßnahmen nach 
Art.  42 darf auch zur nicht offenen Durch-
suchung von Sachen sowie zum verdeckten 
Betreten und Durchsuchen der Wohnung 
des Betroffenen ermächtigen, soweit dies 
zur Durchführung der Maßnahme erforder-
lich ist.“

d)	 Die bisherigen Abs. 4 bis 6 werden durch folgen-
den Abs. 2 ersetzt:

„(2) 1Die Anordnung ist einzelfallabhängig 
wie folgt zu befristen:

1.	 im Fall des Art. 42 Abs. 5 Satz 1 auf höchs-
tens zwei Wochen,

2.	 in den Fällen des Art. 42 Abs. 5 Satz 2 und 3 
auf höchstens drei Tage,
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3.	 in allen anderen Fällen auf höchstens drei 
Monate.

2In der Anordnung sind Adressat, Art, Umfang 
und Dauer der Maßnahme zu bestimmen und 
die wesentlichen Gründe anzugeben. 3Eine Ver-
längerung um jeweils längstens den in Satz  1 
genannten Zeitraum ist möglich, soweit die Vo-
raussetzungen fortbestehen.“

34.	 Der bisherige Art. 34d wird Art. 45 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Die Polizei kann mit technischen Mitteln 
verdeckt auf informationstechnische Systeme 
zugreifen, um Zugangsdaten und gespeicherte 
Daten zu erheben,

1.	 von den für eine Gefahr oder drohende Ge-
fahr Verantwortlichen, soweit dies erforder-
lich ist zur Abwehr einer Gefahr oder einer 
drohenden Gefahr für ein in Art.  11 Abs.  3 
Satz 2 Nr. 1 oder Nr. 2 genanntes bedeuten-
des Rechtsgut oder für Güter der Allgemein-
heit, deren Bedrohung die Grundlagen der 
Existenz der Menschen berührt, oder

2.	 von anderen Personen, soweit bestimmte 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
die unter Nr.  1 genannten Personen deren 
informationstechnischen Systeme benutzen 
oder benutzt haben und die Personen daher 
mutmaßlich in Zusammenhang mit der Ge-
fahrenlage stehen.

2Auf informationstechnische Systeme und Spei-
chermedien, die räumlich von dem von dem 
Betroffenen genutzten informationstechnischen 
System getrennt sind, darf die Maßnahme er-
streckt werden, soweit von dem unmittelbar un-
tersuchten informationstechnischen System aus 
auf sie zugegriffen werden kann oder diese für 
die Speicherung von Daten des Betroffenen ge-
nutzt werden. 3Maßnahmen nach den Sätzen 1 
und 2 dürfen nur durchgeführt werden, wenn die 
Erfüllung einer polizeilichen Aufgabe auf andere 
Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert 
wäre. 4Sie dürfen auch durchgeführt werden, 
wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 
5Die eingesetzten Mittel sind entsprechend dem 
Stand der Technik gegen unbefugte Benutzung 
zu schützen. 6Bei dringender Gefahr für ein in 
Satz  1 in Bezug genommenes Rechtsgut darf 
die Polizei Daten unter den übrigen Vorausset-
zungen des Satzes  1 löschen oder verändern, 
wenn die Gefahr nicht anders abgewehrt werden 
kann. 7Im Übrigen dürfen Veränderungen am 

informationstechnischen System nur vorgenom-
men werden, wenn sie für die Datenerhebung 
unerlässlich sind. 8Vorgenommene Veränderun-
gen sind, soweit technisch möglich, automatisiert 
rückgängig zu machen, wenn die Maßnahme be-
endet wird.“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe 
„Abs. 1“ durch die Wörter „Abs. 1 Satz 1 bis 
5“ ersetzt.

bb)	 Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Die Löschung ist zu dokumentieren“.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Maßnahmen nach den Abs.  1 und 2 dür-
fen nur durch den Richter angeordnet wer-
den, bei Gefahr im Verzug auch durch die in 
Art. 36 Abs. 4 Satz 2 genannten Personen.“

bb)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

cc)	 Der bisherige Satz  4 wird Satz  2 und die 
Wörter „von Maßnahmen nach Abs. 1 und 2“ 
werden durch die Wörter „der Maßnahmen“ 
ersetzt.

dd)	 Der bisherige Satz  5 wird Satz  3 und die 
Wörter „Betroffenen, gegen den sich die 
Maßnahme richtet,“ werden durch das Wort 
„Adressaten“ ersetzt.

ee)	 Der bisherige Satz 6 wird Satz 4.

ff)	 Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 eingefügt:

„5Die Anordnung darf auch zur nicht offe-
nen Durchsuchung von Sachen sowie zum 
verdeckten Betreten und Durchsuchen der 
Wohnung des Betroffenen ermächtigen, so-
weit dies zur Durchführung von Maßnahmen 
nach Abs. 1 oder Abs. 2 erforderlich ist.“

gg)	 Der bisherige Satz 7 wird Satz 6 und nach 
dem Wort „ist“ wird das Wort „einzelfallab-
hängig“ und nach dem Wort „befristen“ 
werden die Wörter „und kann um jeweils 
längstens drei Monate verlängert werden“ 
eingefügt.

hh)	 Die bisherigen Sätze 8 und 9 werden aufge-
hoben.
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d)	 Die bisherigen Abs. 4 bis 8 werden durch folgen-
den Abs. 4 ersetzt:

„(4) Art. 41 Abs. 5 gilt für die durch Maßnah-
men nach Abs. 1 erlangten personenbezogenen 
Daten entsprechend.“

35.	 Die bisherigen Art. 35 und 36 werden durch die fol-
genden Art. 46 bis 52 ersetzt:

„Art. 46

Rasterfahndung

(1) 1Öffentliche und nichtöffentliche Stellen kön-
nen verpflichtet werden, der Polizei personenbezoge-
ne Daten bestimmter Personengruppen aus Dateien 
zum Zwecke des Abgleichs mit anderen Datenbe-
ständen zu übermitteln, soweit dies zur Abwehr einer 
Gefahr für ein in Art. 11 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, 2 oder 
Nr. 5 genanntes bedeutendes Rechtsgut erforderlich 
ist. 2Eine Verpflichtung der Verfassungsschutzbehör-
den des Bundes oder der Länder, des Bundesnach-
richtendienstes sowie des Militärischen Abschirm-
dienstes zur Übermittlung nach Satz 1 erfolgt nicht.

(2) 1Das Ersuchen um Übermittlung ist auf Na-
men, Anschriften, Tag und Ort der Geburt und andere 
für den Einzelfall benötigte Daten zu beschränken. 
2Soweit die zu übermittelnden Daten von anderen 
Daten nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand getrennt werden können, sind auf Anordnung 
auch die anderen Daten zu übermitteln; die Nutzung 
dieser Daten ist nicht zulässig. 3Berufsgeheimnisträ-
ger nach den §§ 53, 53a StPO sind nicht verpflichtet, 
personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder 
besonderen Amtsgeheimnis unterliegen, zu übermit-
teln; hierauf ist im Ersuchen um Übermittlung hinzu-
weisen.

(3) 1Die Maßnahmen dürfen nur durch den 
Richter angeordnet werden, bei Gefahr im Verzug 
auch durch die in Art.  36 Abs. 4 Satz 2 genannten 
Personen. 2Die Anordnung ist schriftlich zu erlassen 
und zu begründen. 3Sie muss den zur Übermittlung 
Verpflichteten bezeichnen und ist auf die Daten und 
Prüfungsmerkmale zu beschränken, die für den Ein-
zelfall benötigt werden. 4Von der Maßnahme ist der 
Landesbeauftragte unverzüglich zu unterrichten.

(4) 1Ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder 
zeigt sich, dass er nicht erreicht werden kann, sind 
die übermittelten und im Zusammenhang mit der 
Maßnahme zusätzlich angefallenen Daten unverzüg-
lich zu löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht 
für eine nach Art.  48 Abs.  1 bis 3 zulässige Verar-
beitung erforderlich sind, unverzüglich zu vernichten. 
2Die Löschung und Vernichtung ist zu dokumentie-
ren.

Art. 47

Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen

(1) Bei den nachfolgenden Maßnahmen dürfen 
Daten unter den dort genannten Voraussetzungen 
auch durch den Einsatz unbemannter Luftfahrtsyste-
me erhoben werden:

1.	 offene Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeich-
nungen nach Art. 33 Abs. 1 bis 3,

2.	 Einsatz besonderer Mittel der Datenerhebung 
nach Art. 36 Abs. 1,

3.	 Einsatz technischer Mittel in Wohnungen nach 
Art. 41 Abs. 1,

4.	 Eingriffe in den Telekommunikationsbereich 
nach Art. 42 Abs. 1 bis 5 und

5.	 verdeckter Zugriff auf informationstechnische 
Systeme nach Art. 45 Abs. 1 und 2.

(2) 1In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 dürfen unbe-
mannte Luftfahrtsysteme nur dann eingesetzt wer-
den, wenn die Offenheit der Maßnahme gewahrt 
bleibt. 2In diesen Fällen soll auf die Verwendung un-
bemannter Luftfahrtsysteme durch die Polizei geson-
dert hingewiesen werden.

(3) Soweit in den Fällen des Abs. 1 eine richterli-
che Anordnung erforderlich ist, muss diese auch den 
Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen umfas-
sen.

(4) Diese unbemannten Luftfahrtsysteme dürfen 
nicht bewaffnet werden.

Art. 47a

Überwindung besonderer Sicherungen

(1) 1Soweit Maßnahmen auf Grund besonderer 
Sicherungen an Sachen, durch die der Zutritt von 
Personen verhindert werden soll, nicht hinreichend 
durchgeführt werden können, kann die Polizei die-
jenigen dritten Personen, welche die besondere Si-
cherung geschaffen oder deren Schaffung beauftragt 
haben, im Rahmen des Zumutbaren verpflichten, die 
Sicherung selbst zu überwinden oder der Polizei die 
zur Überwindung der Sicherung erforderlichen Daten 
oder Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, wenn dies 
zur Abwehr einer Gefahr für ein nach der jeweiligen 
Befugnisnorm zu schützendes Rechtsgut unerläss-
lich ist. 2Die Verpflichtung nach Satz 1 ist auf den zur 
Überwindung der Sicherung unverzichtbaren Um-
fang zu beschränken. 3Sie kann mit der Verpflichtung 
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verbunden werden, im Rahmen des Zumutbaren da-
für Sorge zu tragen, dass eine Maßnahme verdeckt 
vorbereitet oder durchgeführt werden kann.

(2) 1Eine Verpflichtung nach Abs. 1 darf nur durch 
den Richter angeordnet werden, bei Gefahr im Ver-
zug auch durch diejenigen Personen, die die Maß-
nahme nach diesem Unterabschnitt, zu deren Durch-
führung die Verpflichtung erforderlich geworden ist, 
anordnen dürfen. 2Die Anordnung ist schriftlich zu 
erlassen und zu begründen. 3Sie muss Namen und 
Anschrift des Adressaten und soweit möglich den 
konkreten Umfang der benötigten Mitwirkung enthal-
ten. 4Die Umstände, die die Verpflichtung unerläss-
lich machen, sind darzulegen.

(3) 1Die Polizei darf die übermittelten Daten oder 
Hilfsmittel nur zur Überwindung der Sicherung im 
konkreten Einzelfall nutzen und verarbeiten. 2Nach 
Beendigung der Maßnahme sind die übermittelten 
Daten unverzüglich zu löschen. 3Von den Verpflichte-
ten überlassene Hilfsmittel sind auf deren Verlangen 
zurückzugeben, zu vernichten oder unbrauchbar zu 
machen. 4Maßnahmen nach den Sätzen 2 und 3 sind 
zu dokumentieren.

(4) Für die Entschädigung der Verpflichteten ist 
§ 23 Abs. 2 JVEG entsprechend anzuwenden.

(5) Die Nutzung und Verarbeitung von Daten 
oder Hilfsmitteln zur Überwindung von besonderen 
Sicherungen, die der Polizei unabhängig von einer 
Verpflichtung nach Abs. 1 oder auf Grund des Einver-
ständnisses der Verpflichteten zur Verfügung stehen, 
bleibt unberührt.

Art. 48

Weiterverarbeitung von Daten,  
Datenübermittlung, Kennzeichnung und Sicherung

(1) Die Polizei darf die durch folgende Maßnah-
men erhobenen personenbezogenen Daten für Zwe-
cke der Gefahrenabwehr zum Schutz eines Rechts-
guts, das in der jeweiligen Befugnisnorm enthalten 
ist, weiterverarbeiten:

1.	 elektronische Aufenthaltsüberwachung nach 
Art. 34 Abs. 1,

2.	 Postsicherstellung nach Art. 35 Abs. 1,

3.	 Einsatz besonderer Mittel der Datenerhebung 
nach Art. 36 Abs. 2,

4.	 Einsatz Verdeckter Ermittler nach Art. 37 Abs. 1,

5.	 Einsatz von Vertrauenspersonen nach Art.  38 
Abs. 1,

6.	 Eingriffe in den Telekommunikationsbereich 
nach Art. 42 Abs. 1 und 3 bis 4 oder Inanspruch-
nahme von Diensteanbietern nach Art. 43 Abs. 2 
und 4 oder

7.	 Rasterfahndung nach Art. 46 Abs. 1;

ausreichend ist dabei auch ein Ansatz für weitere 
Sachverhaltsaufklärungen.

(2) Die Polizei darf die in Abs.  1 bezeichneten 
Daten an andere für die Gefahrenabwehr zuständige 
Behörden nur übermitteln, wenn dies zum Schutz ei-
nes Rechtsguts, das in der jeweiligen Befugnisnorm 
enthalten ist, erforderlich ist und die Daten insoweit 
einen konkreten Ermittlungsansatz erkennen lassen.

(3) Die Polizei darf personenbezogene Daten, 
die durch in Abs. 1 genannte Maßnahmen erhoben 
wurden, für Zwecke der Strafverfolgung weiterver-
arbeiten und an andere Strafverfolgungsbehörden 
übermitteln, wenn die Daten insoweit einen konkre-
ten Ermittlungsansatz erkennen lassen und

1.	 wenn die Daten mittels elektronischer Aufent-
haltsüberwachung nach Art. 34 Abs. 1 erhoben 
wurden,

a)	 und die Voraussetzungen des § 68b Abs. 1 
Satz 3 StGB vorliegen, zur

aa)	 Feststellung des Verstoßes gegen eine 
Führungsaufsichtsweisung nach §  68b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 StGB,

bb)	 Ergreifung von Maßnahmen der Füh-
rungsaufsicht, die sich an einen Verstoß 
gegen eine Führungsaufsichtsweisung 
nach § 68b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 
StGB anschließen können, oder

cc)	 Ahndung eines Verstoßes gegen eine 
Führungsaufsichtsweisung nach §  68b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 StGB oder

b)	 zur Verfolgung von Straftaten der in §  66 
Abs. 3 Satz 1 StGB genannten Art, oder

2.	 wenn die Daten durch eine der in Abs. 1 Nr. 2 bis 
7 genannten Maßnahmen erhoben wurden, zur 
Verfolgung von Straftaten, zu deren Aufklärung 
eine solche Maßnahme nach den entsprechen-
den strafprozessualen Befugnissen angeordnet 
werden dürfte.

(4) 1Die Polizei darf die erhobenen Daten bei 
folgenden Maßnahmen in dem jeweiligen Verfahren 
verarbeiten:
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1.	 Einsatz technischer Mittel in Wohnungen nach 
Art.  41 Abs.  1 Satz  1, auch wenn dieser nach 
Art. 41 Abs. 6 als Personenschutzmaßnahme er-
folgt ist, und

2.	 verdeckter Zugriff auf informationstechnische 
Systeme nach Art. 45 Abs. 1 und 2.

2Wenn die Daten einen konkreten Ermittlungsansatz 
erkennen lassen, darf sie die Polizei

1.	 unter den in der jeweiligen Befugnisnorm ge-
nannten Erhebungsvoraussetzungen für Zwecke 
der Gefahrenabwehr auch in anderen Verfahren 
weiterverarbeiten und an andere für die Gefah-
renabwehr zuständige Behörden übermitteln so-
wie

2.	 für Zwecke der Strafverfolgung weiterverarbei-
ten und an eine andere Strafverfolgungsbehörde 
übermitteln, sofern die Daten der Verfolgung von 
Straftaten dienen, zu deren Aufklärung eine sol-
che Maßnahme nach den entsprechenden straf-
prozessualen Befugnissen angeordnet werden 
dürfte, in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 jedoch 
nur, soweit die Erhebung durch das ausschließ-
lich akustische Abhören und Aufzeichnen des 
nichtöffentlich gesprochenen Wortes erfolgt ist.

(5) 1Personenbezogene Daten, die durch die in 
den Abs.  1 und 4 bezeichneten Maßnahmen erho-
ben wurden, sind besonders zu kennzeichnen. 2Bei 
Daten, die unter Inanspruchnahme von Dienstean-
bietern nach Art. 43 Abs. 2 erlangt wurden, ist dabei 
auch zwischen Daten nach § 96 Abs. 1 TKG und Da-
ten nach § 113b TKG zu unterscheiden. 3Durch ge-
eignete technische Maßnahmen ist sicherzustellen, 
dass die Kennzeichnung auch nach einer Übermitt-
lung an eine andere Stelle erhalten bleibt.

(6) Jede Zweckänderung ist festzustellen, zu 
kennzeichnen und zu dokumentieren.

(7) Personenbezogene Daten, die durch die in 
den Abs. 1 und 4 bezeichneten Maßnahmen erhoben 
wurden, sind entsprechend dem Stand der Technik 
gegen unbefugte Kenntnisnahme, Veränderung und 
Löschung besonders zu sichern.

(8) Die Weiterverarbeitung von Daten, die mit-
tels automatischer Kennzeichenerkennungssysteme 
nach Art. 39 Abs. 1 erhoben wurden, richtet sich aus-
schließlich nach Art. 39 Abs. 3 Satz 2.

Art. 49

Schutz von Berufsgeheimnisträgern  
und des Kernbereichs privater Lebensgestaltung

(1) 1Ist oder wird bei folgenden Maßnahmen er-
kennbar, dass in ein durch ein Berufsgeheimnis nach 
den §§ 53, 53a StPO geschütztes Vertrauensverhält-
nis eingegriffen wird, ist die Datenerhebung insoweit 
unzulässig, es sei denn, die Maßnahme richtet sich 
gegen den Berufsgeheimnisträger selbst:

1.	 offene Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeich-
nungen in Wohnungen nach Art. 33 Abs. 4 Satz 3,

2.	 Postsicherstellung nach Art. 35 Abs. 1,

3.	 längerfristige Observation, Anfertigung von Bild-
aufnahmen oder -aufzeichnungen oder Abhören 
oder Aufzeichnen des nichtöffentlich gesproche-
nen Wortes nach Art. 36 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 
Buchst. a oder Buchst. c, Abs. 2,

4.	 Eingriffe in den Telekommunikationsbereich 
nach Art. 42 Abs. 1 oder

5.	 verdeckter Zugriff auf informationstechnische 
Systeme nach Art. 45 Abs. 1.

2Eine bereits laufende Datenerhebung ist unverzüg-
lich und solange erforderlich zu unterbrechen oder 
zu beenden. 3Dennoch erlangte Erkenntnisse dürfen 
nicht weiter verarbeitet werden. 4Art. 41 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 und 2, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 sowie 
Art. 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bleiben unberührt.

(2) 1Telekommunikationsverkehrsdaten nach 
Art.  43 Abs.  2 Satz  2, durch deren Verarbeitung in 
ein durch ein Berufsgeheimnis nach den §§ 53, 53a 
StPO geschütztes Vertrauensverhältnis eingegriffen 
würde, dürfen nicht erhoben werden, es sei denn, die 
Maßnahme richtet sich gegen den Berufsgeheimnis-
träger selbst. 2Dennoch erlangte Erkenntnisse dürfen 
nicht weiterverarbeitet werden.

(3) 1Ist oder wird bei folgenden Maßnahmen er-
kennbar, dass dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung zuzurechnende Daten (Kernbereichsdaten) 
betroffen sind und bestehen keine Anhaltspunkte da-
für, dass diese Daten dazu dienen sollen, ein Erhe-
bungsverbot herbeizuführen, ist die Datenerhebung 
unzulässig:

1.	 offene Bild- und Tonaufnahmen oder -aufzeich-
nungen in Wohnungen nach Art.  33 Abs.  4 
Satz 3,

2.	 Postsicherstellung nach Art. 35 Abs. 1,

3.	 längerfristige Observation, Anfertigung von Bild-
aufnahmen oder -aufzeichnungen oder Abhören 
oder Aufzeichnen des nichtöffentlich gesproche-
nen Wortes nach Art. 36 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 
Buchst. a oder c, Abs. 2,
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4.	 Einsatz Verdeckter Ermittler nach Art. 37 Abs. 1,

5.	 Einsatz von Vertrauenspersonen nach Art.  38 
Abs. 1,

6.	 Einsatz technischer Mittel in Wohnungen nach 
Art. 41 Abs. 1,

7.	 Eingriffe in den Telekommunikationsbereich 
nach Art. 42 Abs. 1 oder

8.	 verdeckter Zugriff auf informationstechnische 
Systeme nach Art. 45 Abs. 1.

2Eine bereits laufende Datenerhebung ist

1.	 bei den in Satz 1 Nr. 4 und 5 genannten Maß-
nahmen sobald dies ohne Gefährdung der ein-
gesetzten Personen möglich ist,

2.	 bei den übrigen in Satz  1 genannten Maßnah-
men unverzüglich

und solange erforderlich zu unterbrechen oder zu 
beenden. 3Dennoch erlangte Erkenntnisse dürfen 
nicht weiter verarbeitet werden. 4Art. 41 Abs. 2 Satz 2 
bleibt unberührt. 5Bei den in Satz 1 Nr. 8 genannten 
Maßnahmen hat die Polizei, soweit dies informa-
tions- und ermittlungstechnisch möglich ist, sicher-
zustellen, dass die Erhebung von Kernbereichsdaten 
unterbleibt. 6Können in diesen Fällen Kernbereichs-
daten vor oder bei der Datenerhebung nicht ausge-
sondert werden, darf auf das informationstechnische 
System auch dann zugegriffen werden, wenn hierbei 
eine Wahrscheinlichkeit besteht, dass dabei in unter-
geordnetem Umfang höchstpersönliche Daten miter-
fasst werden.

(4) Werden bei Maßnahmen der elektronischen 
Aufenthaltsüberwachung nach Art. 34 Daten im Sinn 
von Art. 34 Abs. 2 Satz 2 erhoben, dürfen diese nicht 
verarbeitet werden.

(5) Ergibt sich bei der Auswertung von Daten, die 
durch die nachfolgend benannten Maßnahmen erho-
ben wurden, dass sie Inhalte betreffen, über die das 
Zeugnis nach den §§ 53, 53a StPO verweigert wer-
den könnte, dass sie einem Vertrauensverhältnis mit 
anderen Berufsgeheimnisträgern zuzuordnen sind 
oder dass es sich um Kernbereichsdaten handelt 
und die Daten keinen unmittelbaren Bezug zu den 
in der jeweiligen Befugnisnorm genannten Gefahren 
haben, dürfen diese nicht weiterverarbeitet werden:

1.	 Postsicherstellung nach Art. 35 Abs. 1,

2.	 Einsatz besonderer Mittel der Datenerhebung 
nach Art. 36 Abs. 2,

3.	 Einsatz Verdeckter Ermittler nach Art. 37 Abs. 1,

4.	 Einsatz von Vertrauenspersonen nach Art.  38 
Abs. 1,

5.	 Einsatz technischer Mittel in Wohnungen nach 
Art.  41 Abs.  1 Satz  1, auch wenn dieser nach 
Art. 41 Abs. 6 als Personenschutzmaßnahme er-
folgt ist,

6.	 Eingriffe in den Telekommunikationsbereich 
nach Art. 42 Abs. 1 und 3 oder Inanspruchnahme 
von Diensteanbietern nach Art. 43 Abs. 2 und 4 
oder

7.	 verdeckter Zugriff auf informationstechnische 
Systeme nach Art. 45 Abs. 1 und 2.

(6) 1Daten, die dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung zuzurechnen sind und nicht verarbei-
tet werden dürfen, sind unverzüglich zu löschen. 2Im 
Übrigen ist die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, die durch die in Abs. 5 genannten Maßnahmen 
erlangt wurden und

1.	 die für eine nach Art. 48 Abs. 1 bis 4 zulässige 
Verarbeitung nicht erforderlich sind oder

2.	 für die ein Verbot der Weiterverarbeitung be-
steht,

einzuschränken, wenn sie zum Zweck der Informa-
tion der Betroffenen oder zur gerichtlichen Überprü-
fung der Erhebung oder Verwendung der Daten noch 
benötigt werden. 3Andernfalls sind die Daten unver-
züglich zu löschen.

(7) 1Wurde der von einer Maßnahme Betroffe-
ne nach Art. 50 unterrichtet, sind Daten im Sinn des 
Abs. 6 Satz 2 zu löschen, wenn der Betroffene sich 
nicht innerhalb eines Monats nach Zugang der Be-
nachrichtigung mit einem Rechtsbehelf gegen die 
Maßnahme gewendet hat. 2Auf die Frist ist in der 
Benachrichtigung hinzuweisen. 3Wurde ein Rechts-
behelf nach Satz  1 eingelegt, sind die Daten nach 
rechtskräftigem Abschluss des Rechtsbehelfsverfah-
rens zu löschen.

(8) Löschungen sind zu dokumentieren.

Art. 50

Benachrichtigungspflichten

(1) 1Bei folgenden Maßnahmen sind die dort je-
weils benannten Personen unverzüglich zu benach-
richtigen, sobald dies ohne Gefährdung des Zwecks 
der Maßnahme, der eingesetzten Polizeibeamten 
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oder Vertrauenspersonen oder der in der jeweiligen 
Befugnisnorm genannten Rechtsgüter geschehen 
kann:

1.	 bei offenen Bild- und Tonaufnahmen oder -auf-
zeichnungen mit automatischem Abgleich nach 
Art. 33 Abs. 5 Satz 2 die Betroffenen, wenn im 
Rahmen der Maßnahmen Aufzeichnungen von 
ihnen gefertigt wurden,

2.	 bei elektronischer Aufenthaltsüberwachung 
nach Art. 34 Abs. 1 die Adressaten der Maßnah-
me, wenn Bewegungsbilder nach Art. 34 Abs. 2 
Satz  3 erstellt wurden, wobei die Benachrichti-
gung spätestens zwei Monate nach deren Been-
digung zu erfolgen hat,

3.	 bei Postsicherstellung nach Art.  35 Abs.  1 der 
Absender und der Adressat der Postsendung,

4.	 bei Einsatz besonderer Mittel der Datenerhe-
bung nach Art.  36 Abs.  2, Einsatz Verdeckter 
Ermittler nach Art.  37 Abs.  1 oder Einsatz von 
Vertrauenspersonen nach Art. 38 Abs. 1

a)	 die Adressaten der Maßnahme,

b)	 diejenigen, deren personenbezogene Daten 
erhoben und weiterverarbeitet wurden, und

c)	 diejenigen, deren nicht allgemein zugängli-
che Wohnung betreten wurde,

5.	 bei Ausschreibung zur polizeilichen Beobach-
tung oder gezielten Kontrolle nach Art. 40

a)	 die Adressaten der Maßnahme und

b)	 diejenigen, deren personenbezogene Daten 
erhoben und weiterverarbeitet wurden,

6.	 bei Einsatz technischer Mittel in Wohnungen 
nach Art. 41 Abs. 1 Satz 1 die von der Maßnah-
me Betroffenen, auch wenn die Maßnahme nach 
Art. 41 Abs. 6 als Personenschutzmaßnahme er-
folgt ist,

7.	 bei Eingriffen in den Telekommunikationsbereich 
nach Art. 42 Abs. 1, 3 und 5, Inanspruchnahme 
von Diensteanbietern nach Art. 43 Abs. 2, 4 und 
5 Satz 2 oder verdecktem Zugriff auf informati-
onstechnische Systeme nach Art. 45 Abs. 1 und 
2

a)	 die Adressaten der Maßnahme und

b)	 die jenigen, deren personenbezogene Daten 
im Rahmen einer solchen Maßnahme erho-
ben und weiterverarbeitet wurden, und

8.	 bei Rasterfahndung nach Art. 46 Abs. 1 die Per-
sonen, gegen die nach Auswertung der Daten 
weitere Maßnahmen durchgeführt wurden.

2In den Fällen des Satzes  1 Nr.  4 und, wenn die 
Maßnahme nach Art. 41 Abs. 6 als Personenschutz-
maßnahme erfolgt ist, des Satzes 1 Nr. 6, ist auch 
eine Gefährdung der weiteren Verwendung von 
Vertrauenspersonen und Verdeckten Ermittlern als 
bedeutender Belang zu berücksichtigen. 3Erfolgen 
Maßnahmen mit Mitteln des Art. 42 Abs. 2, sind die 
in Satz 1 Nr. 7 genannten Personen auch darüber zu 
unterrichten, dass mit technischen Mitteln verdeckt 
auf informationstechnische Systeme zugegriffen wur-
de. 4Die Benachrichtigung unterbleibt, soweit über-
wiegende schutzwürdige Belange eines Betroffenen 
entgegenstehen. 5Zudem kann die Benachrichtigung 
einer in Satz 1 Nr. 1, 3 bis 5 und 7 bezeichneten Per-
son, gegen die sich die Maßnahme nicht gerichtet 
hat, unterbleiben, wenn diese von der Maßnahme 
nur unerheblich betroffen wurde. 6Nachforschungen 
zur Feststellung der Identität oder des Aufenthalts-
ortes einer in Satz 1 bezeichneten Person sind nur 
vorzunehmen, wenn dies unter Berücksichtigung der 
Eingriffsintensität der Maßnahme gegenüber dieser 
Person, des Aufwands für die Feststellung sowie der 
daraus für diese oder andere Personen folgenden 
Beeinträchtigungen geboten ist.

(2) Art. 31 Abs. 4 Satz 5 und 6 gilt entsprechend.

(3) Ist wegen desselben Sachverhalts ein straf-
rechtliches Ermittlungsverfahren gegen den Betroffe-
nen eingeleitet worden, ist die Unterrichtung im Sinn 
des Abs. 1 in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft 
nachzuholen, sobald dies der Stand des Ermittlungs-
verfahrens zulässt.

(4) 1Die weitere Zurückstellung der Benachrich-
tigung im Sinn des Abs.  1 bedarf der richterlichen 
Zustimmung, wenn sie nicht innerhalb des folgenden 
Zeitraums erfolgt:

1.	 sechs Monate nach Beendigung des Einsatzes 
technischer Mittel in Wohnungen nach Art.  41 
Abs. 1 Satz 1 oder des verdeckten Zugriffs auf 
informationstechnische Systeme nach Art.  45 
Abs. 1 oder Abs. 2 oder

2.	 ein Jahr nach Beendigung der übrigen in Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 8 bezeichneten Maßnah-
men.

2Sind mehrere Maßnahmen in einem engen zeitlichen 
Zusammenhang durchgeführt worden, so beginnt 
die in Satz 1 genannte Frist mit der Beendigung der 
letzten Maßnahme. 3Die richterliche Entscheidung ist 
vorbehaltlich einer anderen richterlichen Anordnung 
jeweils nach einem Jahr erneut einzuholen. 4Eine 
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Unterrichtung kann mit richterlicher Zustimmung frü-
hestens nach dem Ablauf von fünf Jahren auf Dauer 
unterbleiben, wenn

1.	 überwiegende Interessen eines Betroffenen ent-
gegenstehen oder

2.	 die Voraussetzungen für eine Benachrichtigung 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
auch in Zukunft nicht eintreten werden 

und eine Verwendung der Daten gegen den Betrof-
fenen ausgeschlossen ist. 5In diesem Fall sind die 
Daten zu löschen und ist die Löschung zu dokumen-
tieren. 6Im Fall des Abs. 3 richten sich die gerichtliche 
Zuständigkeit und das Verfahren nach den Regelun-
gen der StPO.

(5) Die Gründe für die Zurückstellung oder das 
Unterbleiben der Benachrichtigung sind zu dokumen-
tieren.

Art. 51

Protokollierung, Kontrolle durch den  
Landesbeauftragten für den Datenschutz

(1) 1Die nach den Art. 34 bis 46 durchgeführten 
Maßnahmen sind zu protokollieren, soweit dies ohne 
Gefährdung der jeweiligen Maßnahme möglich ist. 
2Aus den Protokollen müssen ersichtlich sein:

1.	 der für die Maßnahmen und Datenerhebungen 
Verantwortliche,

2.	 Ort, Zeitpunkt und Dauer der Maßnahme,

3.	 Zweck und Art der Ausführung,

4.	 Angaben über die Weiterverarbeitung der erho-
benen Daten,

5.	 Angaben zu den nach Art. 50 Abs. 1 Satz 1 zu 
unterrichtenden Personen, wobei Art. 50 Abs. 1 
Satz 6 entsprechend gilt, und

6.	 das wesentliche Ergebnis der Maßnahme.

3Die Protokolldaten dürfen nur zur Erfüllung der Be-
nachrichtigungspflichten nach Art. 50 Abs. 1 und der 
Unterrichtungspflichten nach Art. 52 sowie zu den in 
Art. 63 Abs. 3 Satz 1 genannten Zwecken verwendet 
werden; Art. 63 Abs. 3 Satz 4 gilt entsprechend.

(2) 1Der Landesbeauftragte führt im Bereich der 
Maßnahmen nach den Art. 34 bis 46 im Abstand von 
längstens zwei Jahren eine Kontrolle durch. 2Zu die-
sem Zweck sind ihm die Protokolle nach Abs. 1 sowie 

die Dokumentationen von Datenlöschungen und Ver-
nichtungen von Unterlagen in auswertbarer Weise 
zur Verfügung zu stellen. 3Sobald sie hierfür oder für 
die weiteren in Abs. 1 Satz 3 genannten Zwecke nicht 
mehr benötigt werden, sind sie zu löschen.

Art. 52

Parlamentarische Kontrolle,  
Unterrichtung der Öffentlichkeit

(1) 1Das Staatsministerium des Innern und für 
Integration unterrichtet das Parlamentarische Kon-
trollgremium nach dem Parlamentarischen Kon-
trollgremium-Gesetz (PKGG) jährlich über folgende 
durchgeführte Maßnahmen:

1.	 Postsicherstellung nach Art. 35 Abs. 1,

2.	 Einsatz besonderer Mittel der Datenerhebung 
nach Art. 36 Abs. 2,

3.	 Einsatz Verdeckter Ermittler nach Art. 37 Abs. 1,

4.	 Einsatz von Vertrauenspersonen nach Art. 38 
Abs. 1,

5.	 Einsatz technischer Mittel in Wohnungen nach 
Art. 41 Abs. 1 Satz 1, auch wenn dieser nach 
Art. 41 Abs. 6 als Personenschutzmaßnahme 
erfolgt ist,

6.	 Eingriffe in den Telekommunikationsbereich 
nach Art. 42 Abs. 1 und 5 oder Inanspruchnahme 
von Diensteanbietern nach Art. 43 Abs. 2 und, 
soweit dort auf Art. 42 Abs. 1 Bezug genommen 
wird, Art. 43 Abs. 4,

7.	 verdeckter Zugriff auf informationstechnische 
Systeme nach Art. 45 Abs. 1 und

8.	 Rasterfahndung nach Art. 46 Abs. 1,

in den Fällen der Nrn. 5 bis 7 einschließlich etwaiger 
Betretungen und Durchsuchungen. 2In den Berichten 
ist darzustellen, in welchem Umfang von den Befug-
nissen aus Anlass welcher Art von Gefahrenlagen 
Gebrauch gemacht wurde und Betroffene informiert 
wurden. 3Das Parlamentarische Kontrollgremium 
erstattet dem Landtag jährlich einen Bericht auf der 
Grundlage der Unterrichtung nach den Sätzen 1 und 
2. 4Die Grundsätze des Art. 9 Abs. 1 PKGG sind zu 
beachten.

(2) Das Staatsministerium des Innern und für 
Integration unterrichtet in geeigneter Weise jährlich 
die Öffentlichkeit über die Anzahl der in Abs. 1 Satz 1 
genannten Maßnahmen.“
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36.	 In Abschnitt  III wird der bisherige 2.  Unterabschnitt 
der 3.  Unterabschnitt und die Überschrift wird wie 
folgt gefasst:

„3. Unterabschnitt

Datenspeicherung, -übermittlung  
und sonstige Datenverarbeitung“.

37.	 Der bisherige Art. 37 wird Art. 53 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 53

Allgemeine Regeln der Datenspeicherung  
und sonstigen Datenverarbeitung“.

b)	 In Abs. 1 werden die Wörter „  ,  verändern und 
nutzen, soweit dies durch dieses Gesetz oder 
andere Rechtsvorschriften“ durch die Wörter 
„und anderweitig verarbeiten, soweit dies durch 
Rechtsvorschrift“ ersetzt.

c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „ , Veränderung 
oder Nutzung“ durch die Wörter „und ander-
weitige Verarbeitung“ und das Wort „erlangt“ 
durch das Wort „erhoben“ ersetzt.

bb)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Die Verarbeitung einschließlich einer er-
neuten Speicherung und einer Veränderung 
sowie die Übermittlung zu einem anderen 
polizeilichen Zweck ist zulässig, soweit die 
Polizei die Daten zu diesem Zweck erheben 
dürfte oder dies anderweitig besonders ge-
stattet ist.“

d)	 Nach Abs. 2 werden die folgenden Abs. 3 und 4 
eingefügt:

„(3) 1Daten, die erhoben wurden, ohne dass 
die Voraussetzungen für ihre Erhebung vorge-
legen haben, dürfen nur dann weiterverarbeitet 
werden, wenn

1.	 dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 
für ein in Art. 11 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 oder Nr. 2 
genanntes bedeutendes Rechtsgut oder für 
Güter der Allgemeinheit, deren Bedrohung 
die Grundlagen der Existenz der Menschen 
berührt, erforderlich ist und

2.	 die hierfür eingerichtete unabhängige Stelle 
oder das zuständige Gericht sie freigegeben 
hat, weil nach deren Prüfung 

a)	 keine Inhalte betroffen sind, über die 
das Zeugnis nach den §§ 53, 53a StPO 
verweigert werden könnte, und

b)	 die Daten nicht dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung oder einem Ver-
trauensverhältnis mit anderen Berufs-
geheimnisträgern zuzuordnen sind.

2Hinsichtlich der Entscheidung nach Satz 1 Nr. 2 
gilt Art. 41 Abs. 5 Satz 4 bis 7 entsprechend.

(4) Die Polizei darf folgende Grunddaten ei-
ner Person stets verarbeiten, um die Identität der 
Person festzustellen:

1.	 Familiennamen,

2.	 Vornamen,

3.	 Geburtsnamen,

4.	 sonstige Namen wie Spitznamen und ande-
re Namensschreibweisen,

5.	 Geschlecht,

6.	 Geburtsdatum,

7.	 Geburtsort,

8.	 Geburtsstaat,

9.	 derzeitige Staatsangehörigkeit und frühere 
Staatsangehörigkeiten,

10.	 gegenwärtiger Aufenthaltsort und frühere 
Aufenthaltsorte,

11.	 Wohnanschrift,

12.	 Sterbedatum sowie

13.	 abweichende Angaben zu den Nrn. 1 bis 12.“

e)	 Der bisherige Abs.  3 wird Abs.  5 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 werden die Wörter „werden muß, 
ob die suchfähige“ durch die Wörter „wird, 
ob die“ ersetzt.

bb)	 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„4Dabei ist Folgendes zu berücksichtigen:

1.	 der Umstand, dass es sich um Daten 
handelt, die besonderen Kategorien im 
Sinn des Art. 30 Abs. 2 zugehören,
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2.	 der Umstand, ob es sich um tatsachen- 
oder einschätzungsbasierte Daten im 
Sinn des Art. 30 Abs. 3 handelt,

3.	 die verschiedenen Kategorien Betroffe-
ner im Sinn des Art. 30 Abs. 4,

4.	 der Speicherungszweck und

5.	 Art und Bedeutung des Anlasses der 
Speicherung.“

cc)	 Es wird folgender Satz 5 angefügt:

„5Es ist ein Verfahren festzulegen, das die 
Einhaltung der Fristen sicherstellt.“

f)	 Der bisherige Abs. 4 wird aufgehoben.

38.	 Der bisherige Art. 38 wird Art. 54 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs. 1 werden die Wörter „  ,  verändern und 
nutzen“ durch die Wörter „und anderweitig verar-
beiten“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden die Wörter „  ,  verändern 
und nutzen“ durch die Wörter „und ander-
weitig verarbeiten“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 wird nach dem Wort „Daten“ das 
Wort „unverzüglich“ eingefügt.

cc)	 In Satz 3 wird die Angabe „Art.  37 Abs.  3“ 
durch die Angabe „Art.  53 Abs.  5“ ersetzt 
und das Wort „(Regelfristen)“ gestrichen.

c)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

d)	 Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und in Satz 1 
wird die Angabe „Art.  36“ durch die Angabe 
„Art. 40“ ersetzt.

e)	 Der bisherige Abs.  5 wird Abs.  4 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „nutzen“ durch die 
Wörter „oder zu statistischen Zwecken wei-
terverarbeiten“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „offensichtlich“ ge-
strichen.

cc)	 Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 an-
gefügt:

„3Zu wissenschaftlichen Zwecken können 

personenbezogene Daten durch die Polizei 
weiterverarbeitet werden, soweit eine Ver-
wendung anonymisierter oder pseudonymi-
sierter Daten nicht möglich ist und das öffent-
liche Interesse das schutzwürdige Interesse 
des Betroffenen erheblich überwiegt. 4Aus-
genommen sind personenbezogene Daten, 
die mittels Maßnahmen nach Art. 41 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 6 Satz 1 sowie Art. 45 Abs. 1 
und 2 erhoben wurden.“

f)	 Es wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Die Polizei soll angemessene Maßnah-
men ergreifen, dass gespeicherte personenbe-
zogene Daten sachlich richtig, vollständig und 
erforderlichenfalls auf dem neusten Stand sind, 
und zu diesem Zweck die Qualität der Daten 
überprüfen.“

39.	 Der bisherige Art. 39 wird Art. 55 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „sowie ande-
ren Behörden und“ durch die Wörter „und sonsti-
gen“ ersetzt.

b)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Die übermittelnde Stelle unterlässt die 
Übermittlung personenbezogener Daten, die er-
kennbar unrichtig, unvollständig oder nicht mehr 
auf dem gegenwärtigen Stand sind. 2Soweit 
möglich unterzieht sie die Daten vor Übermitt-
lung einer diesbezüglichen Überprüfung. 3Die 
empfangende Stelle beurteilt die Richtigkeit, 
Vollständigkeit, die Zuverlässigkeit und Aktualität 
der Daten in eigener Zuständigkeit. 4Die übermit-
telnde Stelle fügt nach Möglichkeit die zur Prü-
fung erforderlichen Informationen bei.“

c)	 Der bisherige Abs.  2 wird Abs.  3 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die empfangende Stelle darf die übermit-
telten personenbezogenen Daten, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem 
Zweck verarbeiten, zu dem sie ihr übermit-
telt worden sind.“

bb)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Bestehen für die Verarbeitung besondere 
Bedingungen, ist die empfangende Stelle 
darauf hinzuweisen, soweit dieses Gesetz 
dies nicht besonders regelt.“
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cc)	 Der bisherige Satz  2 wird Satz  3 und das 
Wort „darauf“ wird durch die Wörter „auf die 
Sätze 1 und 2“ ersetzt.

dd)	 Es werden die folgenden Sätze 4 und 5 an-
gefügt:

„4Erweist sich die Übermittlung der Daten 
als unrechtmäßig, ist dies der empfangen-
den Stelle unverzüglich mitzuteilen. 5Die 
Daten dürfen von dieser nicht mehr verar-
beitet werden und sind unverzüglich in der 
Verarbeitung einzuschränken, wenn sie zu 
Zwecken der Dokumentation noch benötigt 
werden, andernfalls sind sie von dieser un-
verzüglich zu löschen.“

d)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

e)	 Der bisherige Abs. 4 wird aufgehoben.

40.	 Der bisherige Art. 40 wird durch die folgenden Art. 56 
bis 58 ersetzt:

„Art. 56

Übermittlung an öffentliche Stellen im Inland

(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten 
übermitteln

1.	 von sich aus oder auf Ersuchen an andere Poli-
zeidienststellen, soweit dies zur Erfüllung polizei-
licher Aufgaben erforderlich ist,

2.	 von sich aus an Behörden oder sonstige öffent-
liche Stellen, soweit dies der Erfüllung polizeili-
cher Aufgaben oder der Gefahrenabwehr durch 
die empfangende Stelle dient,

3.	 auf Ersuchen an Behörden oder sonstige öffent-
liche Stellen, soweit dies der

a)	 Wahrnehmung von Aufgaben der Gefahren-
abwehr durch die empfangende Stelle,

b)	 Verhütung oder Beseitigung erheblicher 
Nachteile für das Gemeinwohl oder

c)	 Wahrung sonstiger schutzwürdiger Interes-
sen

dient, oder

4.	 von sich aus oder auf Ersuchen an Verfassungs-
schutzbehörden des Bundes oder der Länder, 
den Bundesnachrichtendienst und den Militäri-
schen Abschirmdienst, wenn die Daten zugleich 
konkrete Erkenntnisse zu einer Gefährdung der 

jeweiligen Rechtsgüter erkennen lassen, die für 
die Lagebeurteilung nach Maßgabe der Aufga-
ben der genannten Behörden bedeutsam sind.

(2) 1Art. 48 Abs. 1 bis 4 bleibt unberührt. 2Die in 
Abs. 1 Nr. 4 genannten Behörden sind andere für die 
Gefahrenabwehr zuständige Behörden im Sinn des 
Art. 48.

Art. 57

Übermittlung an öffentliche Stellen  
der Mitgliedstaaten und an  

Organisationen der Europäischen Union

Die Polizei kann personenbezogene Daten unter 
den gleichen Voraussetzungen wie im Inland an Be-
hörden und sonstige öffentliche Stellen 

1.	 eines Mitgliedstaats oder einer Organisation der 
Europäischen Union oder

2.	 eines Staats, der die Bestimmungen des Schen-
gen-Besitzstandes auf Grund eines Assoziie-
rungsübereinkommens mit der Europäischen 
Union über die Umsetzung, Anwendung und 
Entwicklung des Schengen-Besitzstandes an-
wendet (Schengenassoziierter Staat)

übermitteln.

Art. 58

Übermittlung an öffentliche Stellen in  
Drittstaaten und an internationale Organisationen

(1) 1Die Polizei kann personenbezogene Daten 
an Behörden und sonstige öffentliche Stellen ande-
rer als der in Art. 57 genannten Staaten (Drittstaaten) 
sowie an internationale Organisationen übermitteln, 
wenn dies auf Grund eines konkreten Ermittlungsan-
satzes zur Verhütung, Unterbindung oder Verfolgung 
von Straftaten oder zur Abwehr von sonstigen Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist, die 
empfangende Stelle für diese Zwecke zuständig ist 
und

1.	 die Europäische Kommission einen Beschluss 
gefasst hat, wonach der Drittstaat oder die inter-
nationale Organisation ein angemessenes Da-
tenschutzniveau bietet,

2.	 auf Grund völkerrechtlicher Vereinbarungen oder 
anderer geeigneter Garantien der Schutz perso-
nenbezogener Daten sichergestellt ist oder,

3.	 soweit die Voraussetzungen der Nr. 1 oder Nr. 2 
nicht vorliegen, die Übermittlung erforderlich ist
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a)	 zur Abwehr von Gefahren für Leben, Ge-
sundheit oder Freiheit einer Person oder für 
Güter der Allgemeinheit, deren Bedrohung 
die Grundlagen der Existenz der Menschen 
berührt,

b)	 zur Wahrung schutzwürdiger Interessen 
oder Belange des Betroffenen, sofern Rech-
te oder Interessen Dritter nicht überwiegen, 
oder

c)	 zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit eines Mitglied-
staats der Europäischen Union oder eines 
Drittstaats.

2Art. 48 Abs. 1 bis 4 bleibt unberührt. 3Eine Übermitt-
lung unterbleibt, soweit im konkreten Einzelfall

1.	 begründete Zweifel an der Angemessenheit des 
Datenschutzniveaus im Empfängerstaat beste-
hen,

2.	 schutzwürdige Interessen oder Belange des Be-
troffenen das öffentliche Interesse an der Über-
mittlung überwiegen oder

3.	 begründete Zweifel bestehen, ob die Weiterver-
arbeitung nach Übermittlung der Daten im Ein-
klang mit der Charta der Grundrechte der Euro-
päischen Union oder der Konvention zum Schutz 
der Menschrechte und Grundfreiheiten steht.

4Die Polizei berücksichtigt die in der Aufstellung nach 
§ 28 Abs. 3 des Bundeskriminalamtgesetzes aufge-
führten Erkenntnisse.

(2) 1Für Übermittlungen nach Abs. 1 gilt Art. 63 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 entsprechend. 2Infor-
mationen über die Art der übermittelten personenbe-
zogenen Daten sind in die Protokolle aufzunehmen. 
3Die Protokollinhalte können angemessen kategori-
siert werden. 4Für die Verwendung der Protokollda-
ten gilt Art. 63 Abs. 3 Satz 1 und 4, für die Kontrolle 
durch den Landesbeauftragten gilt Art. 51 Abs. 2 ent-
sprechend.

(3) 1In Fällen, in denen personenbezogene Da-
ten aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union übermittelt wurden, muss dieser der 
Übermittlung durch die Polizei zuvor nach seinem 
Recht zugestimmt haben. 2Ohne Zustimmung ist 
eine Übermittlung durch die Polizei nur dann zuläs-
sig, wenn diese erforderlich ist, um eine gegenwär-
tige Gefahr für 

1.	 die öffentliche Sicherheit eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Union oder eines Drittstaats oder

2.	 die wesentlichen Interessen des Bundes, eines 
Landes oder eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Union

abzuwehren und die Zustimmung nicht rechtzeitig 
eingeholt werden kann. 3Die Behörde oder Stelle 
des anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union, 
die für die Erteilung der Zustimmung zuständig ist, 
wird im Fall des Satzes 2 unverzüglich unterrichtet. 
4Die Polizei stellt in geeigneter Weise sicher, dass 
ein empfangender Drittstaat oder eine empfangende 
internationale Organisation personenbezogene Da-
ten nur dann an einen anderen Drittstaat oder eine 
andere internationale Organisation weiterleitet, wenn 
hierfür eine Zustimmung der übermittelnden Stelle 
vorliegt.

(4) 1Die Polizei kann personenbezogene Da-
ten im Einzelfall unmittelbar an andere als in Abs. 1 
Satz  1 genannte öffentliche Stellen in Drittstaaten 
übermitteln, wenn

1.	 dies zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben erfor-
derlich ist,

2.	 eine Übermittlung an eine in Abs. 1 Satz 1 ge-
nannte Behörde oder sonstige öffentliche Stelle 
wirkungslos, nicht rechtzeitig möglich oder zur 
Gefahrenabwehr ungeeignet wäre,

3.	 Grundrechte des Betroffenen das öffentliche In-
teresse an der Übermittlung nicht überwiegen 
und

4.	 die übrigen für die Übermittlung von Daten in 
Drittstaaten geltenden Voraussetzungen vorlie-
gen.

2Die Polizei teilt dem Empfänger die festgelegten 
Zwecke mit, zu denen die Verarbeitung der Daten er-
folgen darf. 3Soweit vorhanden, soll die Polizei unver-
züglich die an sich nach Abs. 1 Satz 1 zuständige Be-
hörde oder öffentliche Stelle des Drittstaats über die 
Übermittlung unterrichten. 4Abs. 2 gilt entsprechend.

(5) Die Abs. 1, 2 und 4 sind auch anzuwenden, 
wenn ein Ersuchen der Polizei an die dort genannten 
Behörden, Stellen und Organisationen die Übermitt-
lung personenbezogener Daten erforderlich macht.

(6) 1Das Staatsministerium des Innern und für 
Integration unterrichtet das Parlamentarischen Kon-
trollgremium jährlich über erfolgte Übermittlungen 
nach den Abs. 1 und 4. 2Art. 52 Abs. 1 Satz 2 bis 4 
gilt entsprechend. 3Für die Unterrichtung der Öffent-
lichkeit gilt Art. 52 Abs. 2 entsprechend.“

41.	 Der bisherige Art. 41 wird Art. 59 und wird wie folgt 
geändert:
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a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 59

Übermittlung an nichtöffentliche Stellen“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Polizei kann von sich aus personenbe-
zogene Daten an nichtöffentliche Stellen im 
Inland übermitteln, soweit dies erforderlich 
ist“.

bb)	 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3.	 zur Wahrung schutzwürdiger Interes-
sen oder Belange Einzelner, wenn kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass 
schutzwürdige Interessen oder Belange 
des Betroffenen an dem Ausschluss der 
Übermittlung überwiegen.“

c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Satzteil vor Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Polizei kann nichtöffentlichen Stellen im 
Inland auf Antrag personenbezogene Daten 
übermitteln, soweit diese Stellen“.

bb)	 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1.	 ein rechtliches Interesse an der Kennt-
nis der zu übermittelnden Daten glaub-
haft machen und kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass schutzwürdige 
Interessen oder Belange des Betroffe-
nen an dem Ausschluss der Übermitt-
lung überwiegen oder“.

cc)	 In Nr.  2 wird das Wort „macht“ durch das 
Wort „machen“ ersetzt.

d)	 Es werden die folgenden Abs. 3 bis 5 angefügt:

„(3) 1Daten, die durch eine der in Art.  48 
Abs.  1 genannten Maßnahmen erhoben wur-
den, dürfen an nichtöffentliche Stellen nur über-
mittelt werden, wenn dies zum Schutz eines in 
der jeweiligen Befugnisnorm genannten Rechts-
guts erforderlich ist. 2Daten die durch eine der 
in Art. 48 Abs. 4 Satz 1 genannten Maßnahmen 
erhoben wurden, dürfen darüber hinaus nur 
dann übermittelt werden, wenn der in der jewei-
ligen Befugnisnorm enthaltende Gefahrengrad 
erreicht wird und die Übermittlung erforderlich 
macht.

(4) Für die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten an nichtöffentliche Stellen eines Mit-
gliedstaats der Europäischen Union oder eines 
Schengenassoziierten Staats gelten die Abs.  1 
bis 3 entsprechend.

(5) 1Die Polizei kann personenbezogene 
Daten unter den Voraussetzungen des Art.  58 
Abs. 4 an nichtöffentliche Stellen in Drittstaaten 
übermitteln. 2Art.  58 Abs.  2 und  6 gilt entspre-
chend.“

42.	 Der bisherige Art. 42 wird Art. 60 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 60

Datenempfang durch die Polizei“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Satznummerierung in Satz 1 wird gestri-
chen.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

bb)	 Der bisherige Satz 4 wird Satz 2 und nach 
dem Wort „Prüfung“ werden die Wörter „des 
Ersuchens“ eingefügt.

cc)	 Der bisherige Satz 5 wird Satz 3.

d)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Polizei kann die Verfassungsschutz-
behörden des Bundes oder der Länder, den 
Bundesnachrichtendienst und den Militärischen 
Abschirmdienst um Übermittlung mit nachrich-
tendienstlichen Mitteln erhobener personenbe-
zogener Daten nur ersuchen,

1.	 zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden 
Gefahr oder einer drohenden Gefahr für ein 
bedeutendes Rechtsgut oder

2.	 wenn die Informationen auch mit eigenen 
Befugnissen in gleicher Weise hätten erho-
ben werden können.“

43.	 Der bisherige Art. 43 wird Art. 61 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:
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„(2) Maßnahmen im Sinn des Abs.  1 kön-
nen auch unter Verwendung bildverarbeitender 
Systeme und durch Auswertung biometrischer 
Daten erfolgen, wenn andernfalls die Erfüllung 
polizeilicher Aufgaben gefährdet oder wesentlich 
erschwert würde.“

b)	 Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

44.	 Der bisherige Art. 44 wird aufgehoben.

45.	 Der bisherige Art. 45 wird Art. 62 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 62

Berichtigung, Löschung und  
Verarbeitungseinschränkung von Daten“.

b)	 In Abs.  1 werden die Sätze  2 und 3 durch die 
folgenden Sätze 2 bis 6 ersetzt:

„2Die Berichtigung kann auch eine Ergänzung 
der Daten erforderlich machen, wenn eine man-
gelnde Vollständigkeit die Unrichtigkeit der Daten 
für den Verarbeitungszweck zur Folge hat. 3Wur-
den die Daten zuvor an die Polizei übermittelt, ist 
der übermittelnden Stelle die Berichtigung mit-
zuteilen, soweit dies möglich und zumutbar ist. 
4Erweisen sich personenbezogene Daten nach 
ihrer Übermittlung durch die Polizei als unrich-
tig, sind sie unverzüglich gegenüber der emp-
fangenden Stelle zu berichtigen, wenn dies zur 
Wahrung schutzwürdiger Interessen des Betrof-
fenen erforderlich ist. 5Ist die Berichtigung nicht 
möglich oder nicht hinreichend, ist eine weitere 
Verarbeitung der Daten unzulässig. 6Die Daten 
sind durch die empfangende Stelle unverzüglich 
zu löschen oder, wenn dies nicht möglich ist, un-
verzüglich in der Verarbeitung einzuschränken.“

c)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und wird wie folgt 
geändert:

aaa)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter 
„suchfähig gespeicherte personenbe-
zogene Daten sind“ durch die Wörter 
„gespeicherte personenbezogene Da-
ten sind unverzüglich“ ersetzt.

bbb)	 Nr. 1 wird durch die folgenden Nrn. 1 
und 2 ersetzt:

„1. � �ihre Erhebung oder weitere Verar-
beitung unzulässig war,

2.	 sie zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung gelöscht werden müs-
sen oder“.

ccc)		 Die bisherige Nr.  2 wird Nr.  3 und in 
Satz  2 werden die Wörter „Art.  38 
Abs. 2 Sätze 3 bis 5 gelten“ durch die 
Wörter „Art. 54 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt“ 
ersetzt.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Wurden die Daten übermittelt, ist dem 
Empfänger die Löschung unverzüglich mit-
zuteilen.“

d)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Im Satzteil vor Nr.  1 wird das Wort 
„wenn“ durch die Wörter „soweit und 
solange“ ersetzt.

bbb)	 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. � �die Daten für Beweiszwecke einer 
weiteren Aufbewahrung bedürfen,“.

ccc)		 Nr. 3 wird aufgehoben.

ddd)	 Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 3 und die 
Wörter „wegen der besonderen Art der 
Speicherung“ werden durch die Wörter 
„im Einzelfall“ und der Punkt am Ende 
wird durch das Wort „oder“ ersetzt.

eee)	 Es wird folgende Nr. 4 angefügt:

„4. � �ein Fall des Art.  53 Abs.  3 oder 
Art. 54 Abs. 4 vorliegt.“

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „zu sperren und 
mit einem Sperrvermerk zu versehen“ durch 
die Wörter „in der Verarbeitung einzuschrän-
ken“ ersetzt.

cc)	 In Satz 3 werden die Wörter „Satz 1 Nrn. 2 
und 3“ durch die Wörter „Satz 1 Nr. 2 und 4“ 
ersetzt.

dd)	 Es wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Wurden die Daten übermittelt, ist dem 
Empfänger die Verarbeitungseinschränkung 
unverzüglich mitzuteilen.“

e)	 Abs. 4 wird durch die folgenden Abs. 4 bis 6 er-
setzt:
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„(4) 1Der Betroffene kann nach Maßgabe 
der Abs. 1 bis 3 die unverzügliche Berichtigung 
oder Löschung verlangen. 2Im Fall von Aussa-
gen, Beurteilungen oder anderweitigen Wertun-
gen betrifft die Frage der Richtigkeit nicht deren 
Inhalt, sondern die Tatsache, ob die Aussage, 
Beurteilung oder anderweitige Wertung so er-
folgt ist. 3Kann die Richtigkeit der Daten nicht 
erwiesen werden, werden die Daten in der Ver-
arbeitung eingeschränkt. 4In diesem Fall wird der 
Betroffene unterrichtet, bevor die Verarbeitungs-
einschränkung aufgehoben wird. 5Bestehen 
begründete Zweifel an der Identität der antrag-
stellenden Person, kann die Bearbeitung ihres 
Anliegens von der Erbringung geeigneter Nach-
weise abhängig gemacht werden.

(5) 1Der Betroffene wird unverzüglich da-
rüber in Kenntnis gesetzt, wie mit dem Antrag 
nach Abs. 4 verfahren wird, falls über ihn nicht 
unverzüglich entschieden wird. 2Soweit ein An-
trag abgelehnt wird, ist der Betroffene hierüber 
schriftlich und unter Mitteilung der Gründe zu 
unterrichten. 3Der Betroffene ist darauf hinzuwei-
sen, dass er Beschwerde bei dem Landesbeauf-
tragten einlegen, seine Rechte auch über diesen 
ausüben oder gerichtlichen Rechtsschutz in An-
spruch nehmen kann. 4Unterrichtungen können 
unterbleiben, soweit und solange hierdurch

1.	 die Erfüllung polizeilicher Aufgaben gefähr-
det oder wesentlich erschwert würde,

2.	 die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ge-
fährdet würde oder

3.	 überwiegende Rechte Dritter gefährdet wür-
den.

(6) Bei offensichtlich unbegründeten oder 
in ungebührlichem Umfang gestellten Anträgen 
können angemessene Kosten erhoben werden, 
soweit nicht ausnahmsweise schon von der Be-
arbeitung abgesehen werden kann.“

46.	 Der bisherige Art. 46 wird Art. 63 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „das 
die“ die Wörter „Verarbeitung, insbesondere die“ 
eingefügt.

b)	 Abs. 2 wird durch die folgenden Abs. 2 und 3 er-
setzt:

„(2) 1Folgende Verarbeitungsvorgänge nach 
Abs. 1 müssen protokolliert werden:

1.	 Erhebung,

2.	 Veränderung,

3.	 Abruf,

4.	 Offenlegung einschließlich Übermittlung,

5.	 Verknüpfung und

6.	 Löschung.

2Die Protokolle über Abrufe und Offenlegungen 
müssen die dafür maßgeblichen Gründe nennen 
sowie Datum und Uhrzeit dieser Vorgänge ent-
halten und, soweit möglich, die Feststellung der 
Identität der abrufenden oder offenlegenden Per-
son sowie des Empfängers ermöglichen.

(3) 1Die nach Abs.  2 erstellten Protokolle 
dürfen nur verwendet werden zur 

1.	 Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Daten-
verarbeitung, einschließlich der Eigenüber-
wachung,

2.	 Gewährleistung der Integrität und Sicherheit 
der personenbezogenen Daten,

3.	 Verhütung oder Verfolgung von Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten und

4.	 Kontrolle durch den Landesbeauftragten.

2Sie sind dem Landesbeauftragten auf Anfor-
derung in auswertbarer Weise zur Verfügung 
zu stellen. 3Soweit sie für Zwecke des Satzes 1 
nicht mehr benötigt werden, sind sie zu löschen. 
4Die Auswertung für Zwecke des Satzes 1 Nr. 3 
bedarf der Anordnung einer der in Art. 36 Abs. 4 
Satz 2 oder Satz 3 genannten Personen.“

c)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

47.	 Der bisherige Art. 47 wird Art. 64 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 64

Errichtungsanordnung für Dateien,  
Datenschutz-Folgenabschätzung“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Nr. 10 durch die folgenden 
Nrn. 10 bis 12 ersetzt:

„10.	Protokollierung von Verarbeitungsvor-
gängen nach Art. 63 Abs. 2,
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11.	 besondere Regelungen über die Verar-
beitung von Daten, die nach dem 2. Un-
terabschnitt erhoben wurden, insbeson-
dere zum Verhältnis von Speicherinhalt 
und Abrufberechtigung, und

12.	 Angaben nach Abs. 2 Satz 4 Halbsatz 2.“

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „des Staatsmi-
nisteriums des Innern, für Bau und Verkehr“ 
durch die Wörter „gemäß Satz 1“ ersetzt und 
die Wörter „für den Datenschutz“ gestrichen.

c)	 Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Birgt eine Datenverarbeitung oder de-
ren Änderung auf Grund ihrer Art, ihres Umfangs, 
ihres Zwecks, des Einsatzes neuer Technologien 
oder sonstiger Umstände voraussichtlich ein ho-
hes Risiko für die Rechte natürlicher Personen, 
führt die Polizei vor ihrer erstmaligen Anwendung 
eine Abschätzung der Folgen für den Schutz per-
sonenbezogener Daten durch. 2In den Fällen des 
Art. 61 Abs. 2 gilt dies insbesondere dann, wenn 
durch den Abgleich Bild- oder anderweitige Auf-
nahmen automatisch gesteuert werden können. 
3Der Landesbeauftragte kann zudem festlegen, 
welche Verarbeitungsvorgänge vor ihrer erst-
maligen Anwendung einer Folgenabschätzung 
bedürfen. 4Die Folgenabschätzung muss den 
Rechten und schutzwürdigen Interessen Betrof-
fener Rechnung tragen und eine allgemeine Be-
schreibung der vorgesehenen Verarbeitungsvor-
gänge und -zwecke, eine Bewertung der Risiken 
im Hinblick auf die Rechte der Betroffenen sowie 
eine Darstellung der vorgesehenen Abhilfe- und 
Schutzmaßnahmen enthalten. 5Ist zugleich eine 
Errichtungsanordnung nach Abs. 1 erforderlich, 
so ist vor deren Erstellung eine entsprechende 
Folgenabschätzung vorzunehmen; die Angaben 
nach Satz  4 sind in die Errichtungsanordnung 
aufzunehmen. 6Abs. 1 Satz 2 findet mit der Maß-
gabe Anwendung, dass dem Landesbeauftrag-
ten vor der erstmaligen Anwendung vorgese-
hener Verarbeitungsvorgänge Gelegenheit zur 
Stellungnahme binnen sechs Wochen zu geben 
ist, wobei diese Frist auf dessen Ersuchen hin 
auf zehn Wochen verlängert werden kann. 7Bei 
Gefahr im Verzug findet Satz  6 keine Anwen-
dung; die Mitteilung an den Landesbeauftragten 
ist in diesen Fällen unverzüglich nachzuholen. 
8Ihm sind auf Anforderung alle für seine Kontrolle 
erforderlichen und für die Polizei verfügbaren In-
formationen zu übermitteln.“

d)	 Der bisherige Abs.  2 wird Abs.  3 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Dabei berücksichtigt sie auch die Katego-
rien personenbezogener Daten nach Art. 30 
Abs. 2 bis 4.“

e)	 Der bisherige Abs. 3 wird aufgehoben.

48.	 Der bisherige Art. 48 wird Art. 65 und wird wie folgt 
gefasst:

„Art. 65

Auskunftsrecht

(1) 1Die Polizei teilt einer Person auf Antrag mit, 
ob sie betreffende personenbezogene Daten verar-
beitet werden. 2Ist dies der Fall, erhält die Person 
ihrem Antrag entsprechend Auskunft über sie betref-
fende personenbezogene Daten und über

1.	 die Rechtsgrundlage und die Zwecke der Verar-
beitung,

2.	 verfügbare Informationen zur Herkunft der Daten 
oder, falls dies im Einzelfall nicht möglich ist, zu 
den Kategorien personenbezogener Daten, die 
verarbeitet werden,

3.	 die Empfänger, gegenüber denen die personen-
bezogenen Daten offengelegt wurden, 

4.	 die für deren Speicherung vorgesehene Dauer 
oder, falls dies im Einzelfall nicht möglich ist, die 
Kriterien für deren Festlegung,

5.	 die bestehenden Rechte auf Berichtigung, Lö-
schung oder Verarbeitungseinschränkung und

6.	 die Kontaktdaten des Landesbeauftragten und 
die Möglichkeit, bei ihm Beschwerde einzulegen.

3Bestehen begründete Zweifel an der Identität der 
antragstellenden Person, kann die Erteilung der 
Auskunft von der Erbringung geeigneter Nachweise 
abhängig gemacht werden. 4Auskunft zur Herkunft 
personenbezogener Daten von oder zu deren Über-
mittlung an Verfassungsschutzbehörden des Bundes 
oder der Länder, den Bundesnachrichtendienst oder 
den Militärischen Abschirmdienst, wird nur mit Zu-
stimmung dieser Stellen erteilt.

(2) 1Die Auskunft kann unterbleiben, soweit und 
solange andernfalls

1.	 die Erfüllung polizeilicher Aufgaben gefährdet 
oder wesentlich erschwert würde,

2.	 die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefähr-
det würde oder
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3.	 die im Einzelfall erforderliche Geheimhaltung 
verarbeiteter Daten gefährdet würde und das In-
teresse der antragstellenden Person an der Aus-
kunftserteilung nicht überwiegt.

2Art. 50 bleibt unberührt.

(3) 1Art. 62 Abs. 5 gilt entsprechend. 2Die Gründe 
für die Ablehnung eines Antrags sind von der Polizei 
zu dokumentieren. 3Sie sind dem Landesbeauftrag-
ten für dessen Kontrolle in auswertbarer Weise zur 
Verfügung zu stellen, soweit nicht das Staatsminis-
terium des Innern und für Integration im Einzelfall 
feststellt, dass dadurch die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes gefährdet würde. 4Eine Mitteilung 
des Landesbeauftragten an den Betroffenen im Be-
schwerdeverfahren darf keine Rückschlüsse auf den 
Erkenntnisstand der Polizei zulassen, sofern diese 
nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.

(4) Art. 62 Abs. 6 gilt entsprechend.“

49.	 In Abschnitt  III wird der bisherige 3.  Unterabschnitt 
der 4. Unterabschnitt.

50.	 Der bisherige Art. 49 wird Art. 66 und wird wie folgt 
gefasst:

„Art. 66

Anwendung  
des Bayerischen Datenschutzgesetzes

1Das Bayerische Datenschutzgesetz (BayDSG) 
findet für den Bereich der Polizei ergänzend Anwen-
dung, soweit in diesem Gesetz nichts Besonderes 
geregelt ist. 2Art. 24 BayDSG gilt ausschließlich in 
Ausübung des Hausrechts.“

51.	 Die bisherigen Art. 50 bis 53 werden die Art. 67 bis 
70.

52.	 Der bisherige Art. 54 wird Art. 71 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 1 wird die Angabe „Art. 55“ durch die 
Angabe „Art. 72“ ersetzt.

bb)	 In Nr. 2 wird die Angabe „Art. 56“ durch die 
Angabe „Art. 73“ ersetzt.

cc)	 In Nr. 3 wird die Angabe „Art. 58“ durch die 
Angabe „Art. 75“ ersetzt.

b)	 In Abs. 2 wird die Angabe „Art. 59 und 64“ durch 
die Angabe „Art. 76 und 81“ ersetzt.

53.	 Der bisherige Art. 55 wird Art. 72 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „(vertretbare Hand-
lung)“ gestrichen.

b)	 In Satz  2 werden die Wörter „(Gebühren und 
Auslagen)“ gestrichen.

54.	 Der bisherige Art. 56 wird Art. 73 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs. 1 werden die Wörter „mindestens fünf und 
höchstens zweitausendfünfhundert Euro“ durch 
die Wörter „mindestens fünfzehn und höchstens 
fünftausend Euro“ ersetzt.

b)	 In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „(Gebühren 
und Auslagen)“ gestrichen.

55.	 Der bisherige Art. 57 wird Art. 74 und in Abs. 2 wer-
den die Wörter „der Zivilprozeßordnung“ durch die 
Angabe „ZPO“ ersetzt.

56.	 Der bisherige Art. 58 wird Art. 75 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „gelten die 
Art. 60 ff“ durch die Wörter „gilt der 2. Unterab-
schnitt“ ersetzt.

b)	 In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „(Gebühren 
und Auslagen)“ gestrichen.

57.	 Der bisherige Art. 59 wird Art. 76 und in Abs. 7 Satz 1 
werden die Wörter „(Gebühren und Auslagen)“ gestri-
chen.

58.	 Der bisherige Art. 60 wird Art. 77 und in Abs. 1 wird 
die Angabe „Art. 61 bis 69“ durch die Angabe „Art. 78 
bis 86“ ersetzt.

59.	 Der bisherige Art. 61 wird Art. 78 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs. 1 werden die Wörter „und durch Waffen“ 
durch die Wörter „  , Waffen und Explosivmittel“ 
ersetzt.

b)	 In Abs. 3 werden nach dem Wort „Dienstfahrzeu-
ge,“ die Wörter „Luftfahrzeuge,“ eingefügt.

c)	 In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „  , Maschi-
nengewehr und Handgranate“ durch die Wörter 
„und Maschinengewehr“ ersetzt.

d)	 Es wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) 1Explosivmittel sind besondere Spreng-
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mittel, namentlich Handgranaten, Sprengge-
schosse, die aus Schusswaffen verschossen 
werden können und sonstige explosionsfähige 
Stoffe, die vor Umsetzung von einem festen 
Mantel umgeben sind. 2Abs.  4 Satz  2 gilt ent-
sprechend.“

60.	 Die bisherigen Art. 62 und 63 werden die Art. 79 und 
80.

61.	 Der bisherige Art. 64 wird Art. 81 und in Abs. 2 wird 
das Wort „Handgranaten“ durch das Wort „Explosiv-
mittel“ ersetzt.

62.	 Der bisherige Art. 65 wird Art. 82.

63.	 Der bisherige Art. 66 wird Art. 83 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs.  2 Satz  2 werden die Wörter „Lebens-
gefahr oder der gegenwärtigen Gefahr einer 
schwerwiegenden Verletzung der körperlichen 
Unversehrtheit“ durch die Wörter „Gefahr für 
Leib oder Leben einer Person“ ersetzt.

b)	 In Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „Lebensgefahr“ 
durch die Wörter „Gefahr für das Leben einer 
Person“ ersetzt.

64.	 Der bisherige Art. 67 wird Art. 84 und Abs. 1 wird wie 
folgt geändert:

a)	 In Nr.  2 wird das Wort „Explosivmitteln“ durch 
das Wort „Sprengmitteln“ ersetzt.

b)	 In Nr.  3 Buchst.  b und Nr.  4 Buchst.  b wird je-
weils das Wort „Explosivmittel“ durch das Wort 
„Sprengmittel“ ersetzt.

65.	 Der bisherige Art. 68 wird Art. 85 und in Abs. 2 wird 
die Angabe „(Art. 66 Abs. 4)“ gestrichen.

66.	 Der bisherige Art. 69 wird Art. 86 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Die Abs.  1 und 2 werden durch die folgenden 
Abs. 1 bis 3 ersetzt:

„(1) 1Maschinengewehre dürfen gegen Per-
sonen nur in den Fällen des Art. 84 Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 5 angewendet werden, wenn

1.	 diese Personen von Schusswaffen oder 
Sprengmitteln Gebrauch gemacht haben 
und

2.	 der vorherige Gebrauch anderer Waffen er-
folglos geblieben ist.

2Der Einsatz von Explosivmitteln gegen Perso-
nen ist bereits dann zulässig, wenn diese selbst 
erkennbar den unmittelbaren Gebrauch von 
Schusswaffen, Sprengmitteln oder anderer, im 
Einzelfall vergleichbar gefährlicher Mittel beab-
sichtigen und der vorherige Gebrauch anderer 
Waffen durch die Polizei ersichtlich aussichtlos 
oder unzureichend ist.

(2) 1Einsätze nach Abs. 1 bedürfen der Zu-
stimmung des Landespolizeipräsidenten als Lei-
ter der zuständigen Abteilung im Staatsministe-
rium des Innern und für Integration oder eines 
von ihm hierfür besonders Beauftragten. 2Explo-
sivmittel dürfen bei Gefahr im Verzug auch ohne 
vorhergehende Zustimmung eingesetzt werden; 
das Staatsministerium des Innern und für Integ-
ration ist unverzüglich zu unterrichten.

(3) 1Maschinengewehre und Explosivmittel 
dürfen nicht gebraucht werden,

1.	 um fluchtunfähig zu machen oder

2.	 gegen Personen in einer Menschenmenge.

2Andere Sprengmittel dürfen nicht gegen Perso-
nen angewendet werden.“

b)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

c)	 Der bisherige Abs. 4 wird aufgehoben.

67.	 Der bisherige Art. 70 wird Art. 87 und in Abs. 3 werden 
die Wörter „des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ durch die 
Angabe „BGB“ ersetzt.

68.	 Der bisherige Art. 71 wird Art. 88 und in den Abs. 1 
und 2 wird jeweils die Angabe „Art. 70“ durch die An-
gabe „Art. 87“ ersetzt.

69.	 Der bisherige Art. 72 wird Art. 89 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs.  1 wird die Angabe „Art.  70“ durch die 
Angabe „Art. 87“ und wird die Angabe „Art. 71“ 
durch die Angabe „Art. 88“ ersetzt.

b)	 In Abs. 2 wird die Angabe „Art. 71“ durch die An-
gabe „Art. 88“ ersetzt.

70.	 Der bisherige Art. 73 wird Art. 90 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 In Abs. 1 wird die Angabe „Art. 70“ durch die An-
gabe „Art. 87“ ersetzt und nach dem Wort „Ge-
richte“ werden die Wörter „nach den Vorschriften 
der ZPO“ eingefügt.
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b)	 In Abs.  2 wird die Angabe „Art.  71“ durch die 
Angabe „Art. 88“ und wird die Angabe „Art. 72“ 
durch die Angabe „Art. 89“ ersetzt und nach dem 
Wort „Verwaltungsgerichte“ werden die Wörter 
„nach den Vorschriften der Verwaltungsgerichts-
ordnung“ eingefügt.

71.	 Der bisherige Art. 74 wird durch die folgenden Art. 91 
und 92 ersetzt:

„Art. 91

Einschränkung von Grundrechten

Auf Grund dieses Gesetzes können die Grund-
rechte auf Leben und körperliche Unversehrtheit, 
Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des 
Grundgesetzes und Art. 102 Abs. 1 der Verfassung), 
auf Versammlungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 des Grund-
gesetzes und Art.  113 der Verfassung), des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses (Art.  10 des 
Grundgesetzes und Art. 112 Abs. 1 der Verfassung) 
sowie auf Freizügigkeit (Art. 11 des Grundgesetzes 
und Art. 109 der Verfassung) und auf Unverletzlich-
keit der Wohnung (Art.  13 des Grundgesetzes und 
Art. 106 Abs. 3 der Verfassung) eingeschränkt wer-
den.

Art. 92

Verfahren und Zuständigkeit für  
gerichtliche Entscheidungen,  

Wegfall der Anordnungsvoraussetzungen

(1) 1Soweit Vorschriften dieses Gesetzes eine 
gerichtliche Entscheidung vorsehen, gelten vorbe-
haltlich abweichender Regelung die Vorschriften des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit entsprechend. 2Die Rechtsbeschwerde ist aus-
geschlossen.

(2) 1Für die gerichtliche Entscheidung ist vorbe-
haltlich abweichender Regelung das Amtsgericht am 
Sitz des Landgerichts zuständig, in dessen Bezirk die 
beantragende Polizeidienststelle ihren Sitz hat. 2Ab-
weichend hiervon ist zuständig

1.	 für die Entscheidung nach Art. 18 Abs. 1 Satz 1 
das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Freiheits-
entziehung vollzogen wird, und

2.	 für die Entscheidung nach Art.  18 Abs.  2 das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Person von 
der Polizei in Gewahrsam genommen wurde.

(3) 1Wurde bei Maßnahmen, die einem Richter-
vorbehalt unterliegen, bei Gefahr im Verzug jedoch 

durch bestimmte Polizeivollzugsbeamte angeordnet 
werden können, von der Eilfallkompetenz Gebrauch 
gemacht, ist unverzüglich eine richterliche Bestäti-
gung der Maßnahme einzuholen. 2Satz 1 gilt außer in 
Fällen des Art. 41 Abs. 1 nicht, wenn die Maßnahme 
bereits vorher erledigt ist. 3Die Maßnahme tritt außer 
Kraft, soweit sie nicht binnen drei Werktagen richter-
lich bestätigt wird.

(4) 1Maßnahmen, die eine richterliche Anord-
nung oder Bestätigung erfordern, sind unverzüglich 
zu beenden, sobald die Anordnungsvoraussetzun-
gen entfallen. 2Besondere Regelungen dieses Geset-
zes bleiben unberührt. 3Die Beendigung einer Maß-
nahme nach dem III. Abschnitt 2. Unterabschnitt, die 
richterlicher Anordnung bedarf, und das Ergebnis der 
Maßnahme sind dem anordnenden Gericht mitzutei-
len.“

72.	 Der bisherige Art. 76 wird Art. 93 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b)	 In Satz  1 werden die Wörter „(Gebühren und 
Auslagen) gestrichen.

c)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2In diesen Fällen können Kosten auch dann er-
hoben werden, wenn auf Grund desselben Le-
benssachverhalts neben Maßnahmen nach die-
sem Gesetz auch Maßnahmen nach der StPO 
oder dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) getroffen werden, wobei etwaige für die 
zuletzt genannten Maßnahmen erhobene Kos-
ten in Abzug zu bringen sind.“

d)	 Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die Sätze 3 
bis 5.

73.	 Der bisherige Art. 77 wird durch die folgenden Art. 94 
und 94a ersetzt:

„Art. 94

Opferschutzmaßnahmen

(1) 1Für eine Person, die Opfer einer Straftat 
wurde oder bei der davon auszugehen ist, dass sie 
in absehbarer Zeit Opfer einer Straftat werden kann, 
dürfen auf Anordnung der in Art. 36 Abs. 4 Satz 2 und 
3 genannten Personen Urkunden und sonstige Doku-
mente zum Aufbau und zur Aufrechterhaltung einer 
vorübergehend geänderten Identität hergestellt, vo-
rübergehend verändert und die entsprechend geän-
derten Daten verarbeitet werden, wenn
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1.	 dies zu ihrem Schutz vor einer Gefahr für ein in 
Art. 11 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 oder Nr. 3 genanntes 
bedeutendes Rechtsgut erforderlich ist und

2.	 die Person für diese Schutzmaßnahme geeignet 
ist.

2Die zu schützende Person darf unter der vorüber-
gehend geänderten Identität am Rechtsverkehr teil-
nehmen.

(2) Soweit erforderlich, können Maßnahmen 
nach Abs. 1 auch auf Angehörige einer in Abs. 1 ge-
nannten Person oder ihr sonst nahe stehende Perso-
nen erstreckt werden.

(3) Art. 37 Abs. 4 Satz 1 und 3 findet auf die mit 
dem Schutz betrauten Polizeibeamten Anwendung, 
soweit dies zur Vorbereitung, Durchführung, Lenkung 
oder Absicherung der Schutzmaßnahmen erforder-
lich ist.

Art. 94a

Übergangsbestimmungen

(1) Abweichend von Art. 30 Abs. 2 Satz 2 sowie 
Art. 48 Abs. 5 dürfen personenbezogene Daten auch 
ohne eine dort vorgesehene Kennzeichnung nach 
den am 24. Mai 2018 für die betreffenden Dateien 
und automatisierten Verfahren geltenden Errich-
tungsanordnungen weiterverarbeitet, insbesondere 
übermittelt werden.

(2) 1Protokollierungen im Sinn von Art. 63 Abs. 2 
müssen bei vor dem 6. Mai 2016 eingerichteten, au-
tomatisierten Verarbeitungssystemen erst bis zum 
6.  Mai 2023 erfolgen, wenn andernfalls ein unver-
hältnismäßiger Aufwand entstünde. 2Die Anwendung 
von Satz 1 ist zu begründen, zu dokumentieren und 
dem Staatsministerium des Innern und für Integration 
mitzuteilen. 3Der Landesbeauftragte ist über das be-
troffene Verarbeitungssystem und die Gründe für die 
Anwendung von Satz 1 zu unterrichten.

(3) 1Der Turnus für Prüfungen nach Art. 51 Abs. 2 
Satz  1 und Unterrichtungen nach den Art.  52, 58 
Abs. 6 und Art. 59 Abs. 5 Satz 2 beginnt erstmals am 
1. Januar 2019. 2Bis zum 31. Dezember 2018 finden 
Art. 34 Abs. 9 sowie Art. 34d Abs. 8 in der am 24. Mai 
2018 geltenden Fassung sinngemäß Anwendung.“

74.	 Der bisherige Art. 78 wird Art. 95 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „  , Außerkrafttre-
ten“ angefügt.

b)	 Der Wortlaut wird Abs. 1.

c)	 Es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Außer Kraft treten:

1.	 Art. 94a Abs. 3 mit Ablauf des 31. Dezember 
2020,

2.	 Art. 94a Abs. 2 mit Ablauf des 6. Mai 2023 
sowie

3.	 Art. 94a Abs. 1 mit Ablauf des 25. Mai 2028.“

§ 2

Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes

Das Polizeiorganisationsgesetz (POG) in der in der 
Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2012-2-1-I) veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Art. 10b 
Abs. 1 des Gesetzes vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 178) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In der Überschrift wird das Wort „Staatlichen“ gestri-
chen.

2.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Der Angabe zu Art. 4 wird das Wort „  , Verord-
nungsermächtigung“ angefügt.

b)	 Der Angabe zu Art. 6 wird das Wort „  , Verord-
nungsermächtigung“ angefügt.

c)	 Der Angabe zu Art. 10 wird das Wort „ , Verord-
nungsermächtigung“ angefügt.

d)	 Die Angaben zu den Art. 13 und 14 werden wie 
folgt gefasst:

„Art. 13	 Zentrale Datenprüfstelle

Art. 14	� Verfahren der Zentralen Datenprüfstelle“.

3.	 In Art. 2 Abs. 2 wird die Fußnote 1 gestrichen.

4.	 In Art. 3 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Absatzes 1“ 
durch die Angabe „Abs. 1“ ersetzt.

5.	 Art. 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b)	 In Abs. 4 wird das Wort „Verordnung“ durch das 
Wort „Rechtsverordnung“ ersetzt.
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6.	 Art. 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b)	 In Abs. 5 wird das Wort „Verordnung“ durch das 
Wort „Rechtsverordnung“ ersetzt.

7.	 Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3Das Landeskriminalamt ist weiterhin zugleich 
zentrale Dienststelle der Kriminalpolizei im Sinn 
des Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG), Zen-
tralstelle für die polizeiliche Datenverarbeitung 
einschließlich Datenübermittlung, Fernmeldeleit-
stelle für die polizeiliche Nachrichtenübermitt-
lung sowie zentrale Stelle für den Digitalfunk der 
Behörden und Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben in Bayern (Autorisierte Stelle).“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 7 wird der Punkt am Ende durch einen 
Strichpunkt ersetzt.

bb)	 Es wird folgende Nr. 8 angefügt: 

„8.	 die Aufgaben nach dem Fluggastdaten-
gesetz sowie einer sich daraus erge-
benden polizeilichen Datenverarbeitung 
wahrzunehmen.“

c)	 In Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 werden die Wörter „Art. 7 
des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes6)“ 
durch die Wörter „§  1 des NATO-Truppen-
Schutzgesetzes“ ersetzt.

d)	 Abs. 5 wird aufgehoben.

8.	 Art. 9 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  2 werden die Wörter „Gerichtsverfas-
sungsgesetzes8), der Strafprozeßordnung9) und 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten1)“ 
durch die Wörter „Gerichtsverfassungsgesetzes, 
der Strafprozeßordnung (StPO) und des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten“ ersetzt.

b)	 In Abs.  3 Satz  1 wird die Angabe „Absatz  2“ 
durch die Angabe „Abs. 2“ ersetzt.

9.	 Art. 10 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ , Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b)	 In Abs. 1 wird das Wort „Verordnung“ durch das 
Wort „Rechtsverordnung“ ersetzt.

c)	 In Abs.  2 werden die Wörter „den Fällen des 
Art. 11 Abs. 3 dieses Gesetzes und des Art. 91 
Abs.  2 des Grundgesetzes10)“ durch die Wörter 
„den Art. 11 Abs. 3 entsprechenden Fällen und 
nach Art. 91 Abs. 2 des Grundgesetzes“ ersetzt.

10.	 Art. 11 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 wird die Fußnote 10 gestrichen.

b)	 In Abs.  2 Satzteil vor Nr.  1 werden die Wörter 
„§  4 Abs.  2 Nr.  1 und §  17 Abs.  1 Satz  1 des 
Gesetzes über das Bundeskriminalamt und die 
Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in 
kriminalpolizeilichen Angelegenheiten“ durch die 
Wörter „§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und § 35 Abs. 1 
Satz 1 BKAG“ ersetzt.

c)	 In Abs.  3 Satz  1 Satzteil vor Nr.  1 werden die 
Wörter „in Bayern“ durch die Wörter „im Zustän-
digkeitsbereich des Freistaates Bayern“ ersetzt.

d)	 In Abs.  4 Satz  1 wird die Angabe „Absatz  3“ 
durch die Angabe „Abs. 3“ ersetzt und wird das 
Wort „Staatliche“ gestrichen.

e)	 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Die Absätze 3 
und 4“ durch die Wörter „Die Abs. 3 und 4“ 
und wird das Wort „Zolldienstbeamte“ durch 
das Wort „Zollbedienstete“ ersetzt.

bb)	 In Satz  2 Halbsatz  2 werden die Wörter 
„die Absätze 3 und 4“ durch die Wörter „die 
Abs. 3 und 4“ ersetzt.

11.	 In Art. 12 Abs. 1 werden die Fußnoten 11 und 12 ge-
strichen.

12.	 Nach Art. 12 werden die folgenden Art. 13 und 14 ein-
gefügt: 

„Art. 13

Zentrale Datenprüfstelle

(1) 1Die Zentrale Datenprüfstelle nimmt die Auf-
gaben wahr, die nach dem Polizeiaufgabengesetz 
der Entscheidung einer hierfür eingerichteten unab-
hängigen Stelle bedürfen. 2Sie übt ihre Tätigkeit im 
Rahmen der Gesetze unabhängig und in eigener 
Verantwortung aus und gilt als oberste Dienstbe-
hörde im Sinn des § 96 Satz 1 StPO und des Art. 6 
Abs. 3 Satz 3 des Bayerischen Beamtengesetzes.

(2) 1Die Zentrale Datenprüfstelle wird von einem 
Beamten mit der Befähigung zum Richteramt gelei-
tet, der durch das Staatsministerium für die Dauer 
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von fünf Jahren bestellt wird. 2Die Wiederbestellung 
ist zulässig. 3Die Bestellung kann ohne die schriftli-
che Zustimmung des Beamten nur widerrufen wer-
den, wenn eine entsprechende Anwendung der Vor-
schriften des Deutschen Richtergesetzes über die 
Versetzung oder die Amtsenthebung von Richtern 
auf Lebenszeit dies zulässt. 4Der Leiter der Zentralen 
Datenprüfstelle untersteht der Dienstaufsicht durch 
das Staatsministerium; Abs.  1 Satz  2 bleibt unbe-
rührt.

(3) 1Die Stellen der Bediensteten sind im Einver-
nehmen mit dem Leiter der Zentralen Datenprüfstelle 
zu besetzen. 2Die Bediensteten können gegen ihren 
Willen nur im Einvernehmen mit dem Leiter versetzt, 
abgeordnet oder umgesetzt werden. 3Sie sind in ihrer 
Tätigkeit im Sinn des Abs. 1 nur an die Weisungen 
des Leiters gebunden. 4Der Leiter und die Bediens-
teten nehmen im Rahmen ihrer Tätigkeit für die Zen-
trale Datenprüfstelle keine darüber hinausgehenden 
Aufgaben wahr. 5Art. 19 Abs. 5 des Bayerischen Da-
tenschutzgesetzes (BayDSG) gilt entsprechend.

(4) 1Die Zentrale Datenprüfstelle kann sich zur 
Aufgabenerfüllung der Unterstützung von Polizei-
dienststellen bedienen. 2Die inhaltliche Prüfung und 
Entscheidungsverantwortung obliegt allein der Zen-
trale Datenprüfstelle. 3Die nach Satz 1 eingesetzten 
Dienstkräfte sind hinsichtlich der ihnen bekannt ge-
wordenen Umstände auch ihren Dienststellen ge-
genüber zur Verschwiegenheit verpflichtet. 4Art.  19 
Abs. 5 Satz 2 BayDSG gilt entsprechend.

(5) Die Zentrale Datenprüfstelle wird an das Poli-
zeiverwaltungsamt organisatorisch angegliedert.

Art. 14

Verfahren der Zentralen Datenprüfstelle

(1) 1Die Zentrale Datenprüfstelle entscheidet 
über die Freigabe der ihr nach den Vorschriften des 
Polizeiaufgabengesetzes vorgelegten Daten. 2So-
weit die Zentrale Datenprüfstelle Daten nicht für die 
Verarbeitung durch die Polizei freigibt, begründet sie 
ihre Entscheidung schriftlich. 3Der für die Maßnahme 
zuständigen Polizeidienststelle gibt sie eine Ausferti-
gung der Entscheidung ohne Gründe bekannt.

(2) 1Auf Antrag der zuständigen Polizeidienststel-
le legt die Zentrale Datenprüfstelle die Entscheidung 
zusammen mit den Daten, auf die sie sich bezieht, 
dem Amtsgericht vor, in dessen Bezirk die Zentrale 
Datenprüfstelle ihren Sitz hat. 2Dieses entscheidet in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Ge-
setzes über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
3Eine Beteiligung des durch die polizeiliche Maßnah-

me Betroffenen unterbleibt, es sei denn der Zweck 
der polizeilichen Maßnahme wird hierdurch nicht 
gefährdet. 4Der Antrag nach Satz 1 ist binnen einer 
Woche ab der Bekanntgabe der Entscheidung der 
Zentralen Datenprüfstelle beim Amtsgericht zu stel-
len. 5Zu seiner Begründung soll die für die Maßnah-
me zuständige Polizeidienststelle darlegen, warum 
sie der Kenntnis des Inhalts der Daten bedarf.

(3) 1Die Entscheidung des Amtsgerichts ist unan-
fechtbar. 2Gibt das Amtsgericht die Daten nicht für die 
Verarbeitung durch die Polizei frei, soll die Entschei-
dung den Inhalt der Daten nur offenlegen, soweit dies 
für die Abgrenzung der vorzunehmenden Löschung 
erforderlich ist.“

13.	 Art. 15 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 wird die bisherige Fußnote 13 die Fuß-
note 1.

b)	 In Abs. 2 wird die Angabe „Absatz 1“ durch die 
Angabe „Abs. 1“ ersetzt.

§ 3

Änderung des Sicherheitswachtgesetzes

Das Sicherheitswachtgesetz (SWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. April 1997 (GVBl. S. 88, 
BayRS 2012-2-3-I), das zuletzt durch § 1 Nr. 32 der Ver-
ordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In Art. 4 Satz 2 werden die Wörter „(Name, Vorname, 
Tag und Ort der Geburt, Wohnanschrift und Staats-
angehörigkeit)“ durch die Wörter „  – Name, Vorna-
me, Datum und Ort der Geburt, Wohnanschrift und 
Staatsangehörigkeit – “ ersetzt.

2.	 Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Satz  1 werden die Wörter „und zum Schutz 
privater Rechte“ gestrichen.

b)	 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 2 und 3 
ersetzt:

„2Sie können die dazu erforderlichen Maßnahmen 
treffen. 3Sie können insbesondere die Person 
anhalten, sie nach ihren Personalien befragen, 
verlangen, dass sie mitgeführte Ausweispapie-
re zur Prüfung aushändigt und Kleidungsstücke 
sowie Gegenstände, die eine Feststellung der 
Identität verhindern oder erschweren, abnimmt.“

c)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.
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3.	 Dem Art. 7 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Die Angehörigen der Sicherheitswacht haben ihre 
Polizeiinspektion hierüber unverzüglich zu informie-
ren.“

4.	 Art. 9 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird vor dem Wort „Daten-
schutz“ das Wort „Rechtsbehelfe,“ eingefügt.

b)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung gestrichen 
und er wird wie folgt gefasst:

„In Bezug auf das Rechtsbehelfsverfahren gegen 
Maßnahmen der Angehörigen der Sicherheits-
wacht sowie in Bezug auf die datenschutzrechtli-
chen Pflichten, die Geltendmachung der Rechte 
der Betroffenen und die Kontrolle durch den Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz gelten die 
Angehörigen der Sicherheitswacht als Angehöri-
ge ihrer Polizeiinspektion (Art. 10 Abs. 1 Satz 2 
und Art. 13 Satz 2).“

c)	 Satz 2 wird aufgehoben.

5.	 Art. 10 wird aufgehoben.

6.	 Der bisherige Art. 11 wird Art. 10.

7.	 Der bisherige Art. 12 wird Art. 11 und wird wie folgt 
geändert:

a)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

b)	 Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden die Abs. 2 
und 3.

8.	 Der bisherige Art. 13 wird Art. 12.

9.	 Der bisherige Art. 14 wird Art. 13 und in Satz 2 wird 
die Angabe „Art. 11 Abs. 1 Satz 2“ durch die Angabe 
„Art. 10 Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

10.	 Der bisherige Art. 15 wird Art. 14 und in Abs. 1 Halb-
satz 1 werden die Wörter „Zivilkleidung mit einer 
Kennzeichnung, die ihre Eigenschaft als Angehörige 
der Sicherheitswacht deutlich macht“ durch die Wör-
ter „die dienstlich zur Verfügung gestellte Bekleidung“ 
ersetzt.

11.	 Die bisherigen Art. 16 bis 20 werden die Art. 15 bis 19.

§ 4

Änderung des  
Parlamentarischen Kontrollgremium-Gesetzes

Das Parlamentarische Kontrollgremium-Gesetz (PKGG) 

vom 8. November 2010 (GVBl. S. 722, BayRS 12-4-I), das 
zuletzt durch Art. 29a Abs. 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2016 
(GVBl. S. 145, BayRS 12-1-I) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.	 Art. 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und die Wörter „ , Art. 34 
Abs. 9 und Art. 34d Abs. 8 des Polizeiaufgaben-
gesetzes (PAG)“ werden gestrichen.

b)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Das Parlamentarische Kontrollgremium übt 
ferner die Kontrolle über den Vollzug der Maß-
nahmen im Sinn des Art. 52 Abs. 1 Satz 1 des 
Polizeiaufgabengesetzes (PAG) sowie die Da-
tenübermittlungen im Sinn der Art. 58 Abs. 6 und 
Art. 59 Abs. 5 Satz 2 PAG aus.“

2.	 In Art.  4 Abs.  3 Satz  1 werden die Wörter „Art.  34 
Abs. 9 und Art. 34d Abs. 8“ durch die Wörter „Art. 52 
Abs. 1 Satz 1 und 2, Art. 58 Abs. 6 Satz 1 und 2 und 
Art. 59 Abs. 5 Satz 2“ ersetzt.

§ 5

Änderung des  
Landesstraf- und Verordnungsgesetzes

Das Landesstraf- und Verordnungsgesetz (LStVG) in 
der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 3 
des Gesetzes vom 24. Juli 2017 (GVBl. S. 388) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In Art. 2 werden die Fußnoten 1 bis 4 gestrichen.

2.	 In Art. 3 wird die Fußnote 5 gestrichen.

3.	 In Art. 5 werden die Fußnoten 6 und 5 gestrichen.

4.	 In Art. 7 Abs. 4 werden die Fußnoten 7 und 8 gestri-
chen.

5.	 Art. 11 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „Art. 70 des Poli-
zeiaufgabengesetzes9)“ durch die Angabe 
„Art.  87 des Polizeiaufgabengesetzes“ er-
setzt.

bb)	 In Satz 2 wird die Fußnote 10 gestrichen.

b)	 In Abs. 2 wird die Fußnote 11 gestrichen.
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6.	 In Art. 21 Abs. 2 wird die Fußnote 5 gestrichen.

7.	 In Art. 23 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 wird die Fußno-
te 13 gestrichen.

8.	 In Art. 24 Abs. 2 Satz 3 wird die Fußnote 14 gestri-
chen.

9.	 In Art. 25 Abs. 2 Satz 4 wird die Fußnote 15 gestri-
chen.

10.	 In Art. 27 Abs. 3 wird die Fußnote 16 gestrichen.

11.	 In Art. 28 Abs. 1 Satz 2 und Art. 29 Abs. 1 Satz 3 wird 
jeweils die Fußnote 15 gestrichen.

12.	 Art. 30 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „(außerhalb 
von Gebäuden und genehmigten Freischankflä-
chen) den Verzehr alkoholischer Getränke in der 
Zeit von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr“ durch die Wörter 
„–  außerhalb von Gebäuden und genehmigten 
Freischankflächen  – den Verzehr alkoholischer 
Getränke“ ersetzt und die Wörter „von erhebli-
cher Bedeutung“ gestrichen.

b)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

c)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2.

13.	 In Art. 33 Abs. 1 Satz 2 werden die Fußnoten 17 und 
5 gestrichen.

14.	 Art. 50 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Satz 3 wird die Fußnote 19 gestrichen.

b)	 In Abs. 3 werden die Fußnoten 18 und 16 gestri-
chen.

15.	 In Art. 51 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „im Rund-
funk, im Fernsehfunk, durch“ durch die Wörter „im 
Rundfunk oder Fernsehen, im Internet, durch geeig-
nete elektronische Kommunikationsmittel,“ ersetzt.

16.	 Art. 54 wird aufgehoben.

17.	 In Art. 62 wird die bisherige Fußnote 20 die Fußno-
te 1.

§ 6

Änderung des  
Bayerischen Datenschutzgesetzes

Das Bayerische Datenschutzgesetz (BayDSG) vom 
15. Mai 2018 (GVBl. S. 230, BayRS 204-1-I) wird wie folgt 
geändert: 

1.	 In der Inhaltsübersicht wird der Angabe zu Art. 29 das 
Wort „ , DNA-Untersuchungen“ angefügt.

2.	 Art. 29 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ , DNA-Untersu-
chungen“ angefügt.

b)	 Es werden die folgenden Abs. 3 bis 6 angefügt:

„(3) 1Zur Vermeidung von DNA-Trugspuren 
können Personen, die regelmäßig Aufgaben im 
Rahmen polizeilicher oder strafprozessualer Er-
mittlungen wahrnehmen und dabei möglicher-
weise mit Spurenmaterial in Kontakt geraten, 
mit deren schriftlicher Zustimmung Körperzellen 
entnommen und molekulargenetisch untersucht 
werden, um hieraus gewonnene DNA-Identifizie-
rungsmuster zu verarbeiten und mit Spurenmateri-
al automatisiert abzugleichen. 2Die Entnahme der 
Körperzellen erfolgt mittels eines Mundschleim-
hautabstrichs oder eines hinsichtlich seiner Ein-
griffsintensität vergleichbaren Verfahrens. 3Vor 
Erteilung der Zustimmung ist die betroffene Per-
son über den Zweck der Verarbeitung sowie das 
Verfahren der Erkennung von DNA-Trugspuren 
zu belehren und darüber aufzuklären, dass sie die 
Zustimmung verweigern sowie jederzeit widerru-
fen kann. 4Die Verwendung der entnommenen 
Körperzellen ist nur zur Feststellung des DNA-
Identifizierungsmusters nach Satz 1, die Verarbei-
tung des DNA-Identifizierungsmusters nur zu den 
in Satz 1 genannten Zwecken zulässig.

(4) 1Die DNA-Identifizierungsmuster werden 
in einer hierfür eingerichteten polizeilichen Datei 
gespeichert. 2Eine Datenschutzfolgenabschät-
zung ist nicht erforderlich.

(5) 1Die DNA-Identifizierungsmuster sind zu 
pseudonymisieren. 2Abgleiche mit diesen sind 
zu protokollieren. 3Die Protokolldaten sind eigen-
ständig zu speichern und dürfen nur zur Überprü-
fung der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung 
verwendet werden. 4Soweit die Protokolldaten 
hierfür nicht mehr benötigt werden, spätestens 
aber nach Ablauf des dritten Kalenderjahres, das 
dem Jahr der Protokollierung folgt, sind sie zu 
löschen.

(6) 1Die nach Abs. 3 gewonnenen Körperzel-
len sind zu vernichten und die erhobenen Daten 
zu löschen, wenn sie für die genannten Zwecke 
nicht mehr erforderlich sind. 2Die Vernichtung der 
Körperzellen und die Löschung der erhobenen 
Daten hat spätestens drei Jahre nach dem Zeit-
punkt zu erfolgen, zu dem die betroffene Person 
letztmals mit Spurenmaterial in Kontakt treten 
konnte.“ 



340 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/2018

§ 7

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 4 am 1. Januar 2019 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 24. Mai 2018 tritt die Verordnung 
über die Wahrnehmung von Aufgaben und Befugnissen 
der „Polizeibehörden“ durch die Polizei (PolAufgV) vom 
20. Januar 2010 (GVBl. S. 59, BayRS 2012-1-1-1-I) au-
ßer Kraft. 

München, den 18. Mai 2018

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung 
des Bayerischen E-Government-Gesetzes

Das Bayerische E-Government-Gesetz (BayEGovG) 
vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 458, BayRS 206-1-F), 
das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 27. November 
2017 (GVBl. S. 518) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	 Art. 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Die Art. 2 bis 4, 5 Abs. 1 und Art. 6 bis 8 
gelten nicht für 

1.	 Schulen, Krankenhäuser, das Landesamt für 
Verfassungsschutz und Beliehene,

2.	 die Tätigkeit der Finanzbehörden nach der Abga-
benordnung,

3.	 die in Art.  2 Abs.  1, 2 Nr.  2 und Abs.  3 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG) genannten Bereiche und

4.	 die Verwaltungstätigkeit nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch.

2Auf die Tätigkeit des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz finden die Art.  7 und 8 keine Anwen-
dung.“

2.	 Art. 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst1:

„1Unabhängig vom Anwendungsbereich gemäß 
Art. 1 stellen Auftraggeber im Sinn von § 98 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

(GWB) den Empfang und die Verarbeitung elek-
tronischer Rechnungen sicher, soweit

1.	 für sie eine Vergabekammer des Freistaates 
Bayern zuständig ist,

2.	 sie im Rahmen der Organleihe für den Bund 
tätig werden oder

3.	 dies durch Rechtsverordnung der Staatsre-
gierung vorgesehen ist.“

b)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Das Nähere sowie Vorschriften, die sich auf die 
Ausgestaltung des elektronischen Rechnungs-
verkehrs, insbesondere auf die Verbindlichkeit 
der elektronischen Form beziehen, kann die 
Staatsregierung durch Rechtsverordnung fest-
legen.“

3.	 Art. 7 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Nutzt eine Behörde die elektronische 
Aktenführung, soll sie Akten, Vorgänge und Do-
kumente gegenüber anderen Behörden unter 
Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen elektronisch übermitteln.“

4.	 Art. 8 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung gestri-
chen.

bb)	 Die Sätze 2 bis 4 werden aufgehoben.

b)	 In Abs.  3 Satz  4 werden die Wörter „erhoben, 
verarbeitet und genutzt“ durch das Wort „verar-
beitet“ ersetzt.

5.	 Art. 11 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „die in den Anwen-
dungsbereich des Teils 1 fallen“ durch die Wörter 
„für die der Anwendungsbereich von Teil 1 ganz 
oder zum Teil eröffnet ist“ ersetzt.

b)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst2:

Gesetz 
zum weiteren Nachvollzug der 

Datenschutz-Grundverordnung im Landesrecht

vom 18. Mai 2018

1	 Das Inkrafttreten des durch dieses Gesetz neu gefassten Sat-
zes 1 erfolgt gemäß Art. 19 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 BayEGovG erst 
am 18. April 2020.
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„2Die Behörden treffen zu diesem Zweck ange-
messene technische und organisatorische Maß-
nahmen im Sinn von Art. 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) und 
Art.  32 des Bayerischen Datenschutzgesetzes 
und erstellen die hierzu erforderlichen Informa-
tionssicherheitskonzepte.“

6.	 Art. 12 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz  1 werden die Wörter „oder programm-
technische Sicherheitslücken, unbefugte Da-
tennutzung oder unbefugte Datenverarbeitung 
durch Dritte“ durch die Wörter „ , programmtech-
nische Sicherheitslücken oder unbefugte Daten-
verarbeitung“ ersetzt. 

b)	 In Satz 2 werden die Wörter „Datennutzung und 
-verarbeitung“ durch das Wort „Datenverarbei-
tung“ ersetzt. 

7.	 Art. 16 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Verwendung“ durch 
das Wort „Verarbeitung“ ersetzt.

bb)	 In Satz  2 wird das Wort „Verwendungsbe-
schränkungen“ durch das Wort „Verarbei-
tungseinschränkungen“ ersetzt. 

b)	 In Abs.  2 Satz  5 wird das Wort „Verwendung“ 
durch das Wort „Verarbeitung“ ersetzt.

c)	 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In dem Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter 
„und Nutzung“ gestrichen.

bb)	 In Nr. 1 werden die Wörter „oder programm-
technische Sicherheitslücken, unbefugte 
Datennutzung“ durch die Wörter „  ,  pro-
grammtechnische Sicherheitslücken“ er-
setzt. 

cc)	 In Nr. 3 werden die Wörter „oder Nutzung“ 
gestrichen.

8.	 Art. 19 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „  , Außerkrafttre-
ten“ angefügt.

b)	 In Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „befris-
ten“ die Wörter „und kann nicht verlängert wer-
den“ eingefügt.

c)	 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr.  3 wird die Angabe „1. Januar 2019“ 
durch die Angabe „1. Januar 2020“ ersetzt.

bb)	 In Nr.  4 wird die Angabe „27.  Novem-
ber 2019“ durch die Angabe „18. April 2020“ 
ersetzt.

d)	 Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Art. 19 Abs. 1 tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2026 außer Kraft.“

§ 2

Änderung 
des Bayerischen Geodateninfrastrukturgesetzes

Das Bayerische Geodateninfrastrukturgesetz 
(BayGDIG) vom 22. Juli 2008 (GVBl. S. 453, BayRS 
219-5-F), das zuletzt durch § 1 Nr. 208 der Verordnung 
vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 Die Art. 1 und 2 werden aufgehoben.

2.	 Der bisherige Art. 3 wird Art. 1 und wie folgt gefasst:

„Art. 1

Begriffsbestimmungen

(1) 1Behörden im Sinn dieses Gesetzes sind

1.	 die in Art. 1 des Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes genannten Behörden und

2.	 natürliche oder juristische Personen des Privat-
rechts, soweit sie im Zusammenhang mit der Um-
welt öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öffent-
liche Dienstleistungen erbringen, insbesondere 
solche der umweltbezogenen Daseinsvorsorge, 
und dabei der Kontrolle des Freistaates Bayern 
oder einer unter seiner Aufsicht stehenden juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts unterliegen.

2Öffentliche Gremien, die Behörden im Sinn des Sat-
zes 1 Nr. 1 beraten, gelten dabei als Teil derjenigen 
Stelle, die deren Mitglieder beruft.

(2) Integrale Geodatenbasis sind Geodaten, 
Geodatendienste, Metadaten und Netzdienste der 
öffentlichen Verwaltung.

2	 Das Inkrafttreten des durch dieses Gesetz neu gefassten Sat-
zes 2 erfolgt gemäß Art. 19 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 BayEGovG am 
1. Januar 2020.
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(3) Im Übrigen gelten für dieses Gesetz die Be-
griffsbestimmungen nach Art. 3 der Richtlinie 2007/2/
EG entsprechend.“

3.	 Der bisherige Art. 4 wird Art. 2 und wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr.  3 Buchst. b wird die Angabe „Art.  8 
Abs. 3“ durch die Angabe „Art. 6 Abs. 3“ er-
setzt.

bb)	 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4.	 sie betreffen eines oder mehrere The-
men nach den Anhängen I, II oder III der 
Richtlinie 2007/2/EG.“

b)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

c)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2 und in Satz 2 
wird die Angabe „Art.  11“ durch die Angabe 
„Art. 8 Abs. 2 bis 4“ ersetzt.

d)	 Die bisherigen Abs. 4 bis 7 werden die Abs. 3 bis 
6.

4.	 Der bisherige Art. 5 wird Art. 3 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 werden die Wörter „Die Geodaten nach 
Art.  4 Abs.  1 sind entsprechend Art.  12a des 
Gesetzes über die Landesvermessung und das 
Liegenschaftskataster – Vermessungs- und Ka-
tastergesetz – VermKatG – (BayRS 219-1-F) in 
der jeweils geltenden Fassung“ durch die Wörter 
„Geodaten sind entsprechend Art. 12a des Ver-
messungs- und Katastergesetzes“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Beziehen sich Geodaten auf einen 
Standort oder ein geografisches Gebiet nicht 
ausschließlich innerhalb Bayerns, stimmen die 
zuständigen Behörden deren Darstellung und 
Position mit den dort zuständigen Stellen ab.“

5.	 Der bisherige Art. 6 wird Art. 4 und wie folgt gefasst:

„Art. 4

Bereitstellung der 
Geodatendienste und Netzdienste

(1) Die Behörden gewährleisten, dass für die 
bei ihnen vorgehaltenen Geo- und Metadaten die in 
Art.  11 Abs.  1 Satz  1 der Richtlinie 2007/2/EG ge-
nannten Such-, Darstellungs-, Transformations- und 
Downloaddienste (Netzdienste) sowie die Dienste 
zum Abrufen von Geodatendiensten bereitstehen 

und die in Art. 11 Abs. 1 Satz 2 der Richtlinie 2007/2/
EG genannten Anforderungen erfüllen. 

(2) Suchdienste müssen durch die in Art.  11 
Abs. 2 der Richtlinie 2007/2/EG genannten Suchkri-
terien erschlossen sein, Transformationsdienste die 
in Art. 11 Abs. 3 der Richtlinie 2007/2/EG genannten 
Voraussetzungen erfüllen.“

6.	 Der bisherige Art. 7 wird Art. 5 und Abs. 4 wird aufge-
hoben.

7.	 Der bisherige Art. 8 wird Art. 6 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 werden nach dem Wort „Geoportal“ die 
Wörter „des Landes“ eingefügt.

b)	 In Abs. 3 wird die Angabe „nach Abs. 2“ durch 
die Wörter „des Landes“ ersetzt und nach den 
Wörtern „sofern diese“ werden die Wörter „zu-
stimmen und“ eingefügt.

c)	 Die Abs. 4 und 5 werden aufgehoben.

8.	 Der bisherige Art. 9 wird Art. 7 und wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 wird das Wort „eine“ durch die Wörter 
„das Koordinierungsgremium Geodateninfra-
struktur Bayern als“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird durch die folgenden Abs. 2 und 3 er-
setzt:

„(2) 1Das Koordinierungsgremium besteht 
aus je einem Mitglied der Staatsministerien, in 
deren Geschäftsbereich Geodaten vorhanden 
sind. 2Den Vorsitz hat das vom Staatsministe-
rium der Finanzen, für Landesentwicklung und 
Heimat benannte Mitglied, das den Freistaat 
Bayern auch im Lenkungsgremium Geodatenin-
frastruktur Deutschland vertritt.

(3) Zur Unterstützung des Koordinierungs-
gremiums, insbesondere beim Ausbau und Be-
trieb der Geodateninfrastruktur Bayern, besteht 
beim Landesamt für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung eine Geschäftsstelle.“

9.	 Der bisherige Art. 10 wird Art. 8 und wie folgt geän-
dert:

a)	 In der Überschrift wird das Wort „Allgemeine“ ge-
strichen.

b)	 Der Wortlaut wird Abs. 1 und wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1 und es werden die 
Wörter „des Art. 11 und nach Maßgabe des 
Art.  12 der Öffentlichkeit und anderen Be-
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hörden“ durch die Wörter „der Abs. 2 bis 5 
öffentlich“ ersetzt.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Die Daten unterliegen den Regelungen 
des Urheberrechtsgesetzes.“

c)	 Es werden die folgenden Abs. 2 bis 5 angefügt:

„(2) Der Zugang der Öffentlichkeit zu Geo-
daten und Geodatendiensten über Suchdienste 
kann beschränkt werden, wenn dieser Zugang 
nachteilige Auswirkungen auf die internationalen 
Beziehungen, die öffentliche Sicherheit oder die 
Verteidigung haben kann, es sei denn, das öf-
fentliche Interesse am Zugang überwiegt.

(3) 1Der Zugang der Öffentlichkeit und der 
Behörden im Sinn von Art.  1 Abs.  1 Nr.  2 zu 
Geodaten und Geodatendiensten, die keine 
Suchdienste sind, kann beschränkt werden, 
wenn dieser Zugang nachteilige Auswirkungen 
hätte auf

1.	 die internationalen Beziehungen, die Vertei-
digung oder die öffentliche Sicherheit,

2.	 die Vertraulichkeit der Beratungen von Be-
hörden,

3.	 die Durchführung eines laufenden Gerichts-
verfahrens, den Anspruch einer Person auf 
ein faires Verfahren oder die Durchführung 
strafrechtlicher, ordnungswidrigkeitenrechtli-
cher oder disziplinarrechtlicher Ermittlungen 
oder

4.	 den Zustand der Umweltbereiche, auf die 
sich diese Daten beziehen,

es sei denn, das öffentliche Interesse am Zu-
gang überwiegt. 2Soweit

1.	 durch den Zugang zu Geodaten personen-
bezogene Daten offenbart und dadurch 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen 
beeinträchtigt würden,

2.	 Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse zu-
gänglich gemacht würden,

ist der Zugang zu beschränken, es sei denn, die 
Betroffenen haben zugestimmt, das öffentliche 
Interesse an dem Zugang überwiegt oder die 
Geodaten sind nach anderen Rechtsvorschriften 
für die Öffentlichkeit zugänglich. 3Die Behörde 
hat in der Regel von einer Betroffenheit im Sinn 
des Satzes 2 Nr. 2 auszugehen, soweit übermit-

telte Informationen als Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse gekennzeichnet sind. 4Soweit die 
Behörde dies verlangt, haben mögliche Betroffe-
ne im Einzelnen darzulegen, dass ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis vorliegt. 5Informatio-
nen, die private Dritte einer Behörde übermittelt 
haben, ohne rechtlich dazu verpflichtet zu sein 
oder ohne rechtlich dazu verpflichtet werden zu 
können, und deren Offenbarung nachteilige Aus-
wirkungen auf die Interessen der Dritten hätte, 
dürfen ohne deren Einwilligung anderen nicht 
zugänglich gemacht werden, es sei denn, das 
öffentliche Interesse an der Bekanntgabe über-
wiegt. 6Der Zugang zu Geodaten über Emissio-
nen kann nicht unter Berufung auf die in Satz 1 
Nr. 2 und 4, Satz 2 Nr. 1 und 2 sowie in Satz 5 
genannten Gründe abgelehnt werden.

(4) Gegenüber Behörden im Sinn von Art. 1 
Abs.  1 Nr.  1 sowie gegenüber entsprechenden 
Stellen der Länder, des Bundes, der Kommunen 
und anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sowie gegenüber Organen und Einrichtun-
gen der Europäischen Union können der Zugang 
zu Geodaten und Geodatendiensten sowie der 
Austausch und die Nutzung von Geodaten be-
schränkt werden, wenn hierdurch

1.	 die Durchführung eines laufenden Gerichts-
verfahrens,

2.	 der Anspruch einer Person auf ein faires 
Verfahren,

3.	 die Durchführung strafrechtlicher, ordnungs-
widrigkeitenrechtlicher oder disziplinarrecht-
licher Ermittlungen,

4.	 die öffentliche Sicherheit,

5.	 die Verteidigung oder

6.	 die internationalen Beziehungen

gefährdet werden. 

(5) Behörden, die Geodaten oder Geodaten-
dienste anbieten, können Dritten unter nachfol-
genden Voraussetzungen Nutzungsrechte ein-
räumen:

1.	 Bei Geodaten, die über Darstellungsdienste 
bereitgestellt werden, kann die Behörde den 
Export von Geodaten oder deren Integration 
in die Arbeitsumgebung oder den Internet-
auftritt des Nutzers sowie den Import und 
die Bearbeitung eigener Daten des Nutzers 
ausschließen.
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2.	 Für Suchdienste und Darstellungsdienste, 
soweit Letztere nicht über eine netzgebun-
dene Bildschirmdarstellung hinausgehen, 
werden gegenüber der Öffentlichkeit Ge-
bühren und Auslagen nicht erhoben. Dies 
gilt im Fall der Darstellungsdienste jedoch 
nicht für die Erhebung von Gebühren und 
Auslagen zur Sicherung der Pflege der 
Geodaten und der entsprechenden Geoda-
tendienste, insbesondere in Fällen, in de-
nen große Datenmengen häufig aktualisiert 
werden.

3.	 Werden Geodaten oder Geodatendienste 
Organen oder Einrichtungen der Europä-
ischen Union zur Erfüllung von aus dem 
Unionsumweltrecht erwachsenden Berichts-
pflichten zur Verfügung gestellt, werden Ge-
bühren und Auslagen nicht erhoben.

4.	 Soweit gegenüber Behörden oder gegen-
über Organen und Einrichtungen der Eu-
ropäischen Union Gebühren und Auslagen 
erhoben werden, müssen sie mit dem Ziel 
des Austauschs von Geodaten und Geoda-
tendiensten zwischen Behörden vereinbar 
sein. Bei der Bemessung von Gebühren und 
Auslagen, die gegenüber Behörden oder 
Organen oder Einrichtungen der Europäi-
schen Union erhoben werden, darf das zur 
Gewährleistung der nötigen Qualität und 
des Angebots von Geodaten und Geoda-
tendiensten notwendige Minimum zuzüglich 
einer angemessenen Rendite nicht über-
schritten werden, wobei die Selbstfinanzie-
rungserfordernisse der Behörden, die Geo-
daten und Geodatendienste anbieten, zu 
beachten sind.

5.	 Nr.  4 findet auch Anwendung für die Erhe-
bung von Gebühren und Auslagen gegen-
über Behörden anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, soweit diese öffentli-
che Aufgaben wahrnehmen, die Auswirkun-
gen auf die Umwelt haben können. Dies gilt 
auf der Grundlage von Gegenseitigkeit und 
Gleichwertigkeit auch für durch internationa-
le Übereinkünfte geschaffene Einrichtungen, 
soweit die Europäische Union und ihre Mit-
gliedstaaten zu deren Vertragsparteien ge-
hören.

6.	 Soweit nicht anders bestimmt, gelten die Be-
stimmungen des Kostenrechts.“

10.	 Die Art. 11 bis 13 werden aufgehoben.

11.	 Der bisherige Art. 14 wird Art. 9.

§ 3

Änderung des 
Bayerischen Behindertengleichstellungsgesetzes

Art. 13 des Bayerischen Behindertengleichstellungs-
gesetzes (BayBGG) vom 9.  Juli 2003 (GVBl. S.  419, 
BayRS 805-9-A), das zuletzt durch § 6 des Gesetzes vom 
9. Januar 2018 (GVBl. S. 2) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.	 Der Überschrift wird das Wort „  ,  Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

2.	 Der Wortlaut wird Abs. 1 und wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Halbsatz  1 werden die Wörter „im Sinn 
des Art. 9 Abs. 1 Satz 1“ gestrichen und die 
Wörter „Verordnung schrittweise technisch 
so, dass sie von behinderten Menschen“ 
werden durch die Wörter „Rechtsverordnung 
schrittweise technisch so, dass sie von Men-
schen mit Behinderung“ ersetzt.

bb)	 In Halbsatz  2 werden nach dem Wort 
„Staatsanwaltschaften“ die Wörter „und Ge-
richte“ eingefügt.

b)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nr. 1 wird aufgehoben.

bb)	 Die bisherigen Nrn. 2 und 3 werden die Nrn. 1 
und 2. 

cc)	 Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 3 und der Punkt 
am Ende wird durch ein Komma ersetzt.

dd)	 Die folgenden Nrn. 4 bis 6 werden angefügt:

„4.	 Informationspflichten bei Internetauftrit-
ten und -angeboten, die zur Barrierefrei-
heit veröffentlicht werden sollen,

5.	 Verfahren zur Überwachung nach den 
Vorgaben des Art.  8 Abs.  1 bis 3 der 
Richtlinie (EU) 2016/2102 sowie Verfah-
ren zur Berichterstattung, um die Vorga-
ben des Art. 8 Abs. 4 bis 6 der Richtlinie 
(EU) 2016/2102 zu erfüllen, 

6.	 Verfahren um die Einhaltung der Anfor-
derungen der Art. 4, 5 und 7 Abs. 1 der 
Richtlinie (EU) 2016/2102 zu gewähr-
leisten.“

3.	 Es wird folgender Abs. 2 angefügt:
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„(2) Für Websites und mobile Anwendungen im 
Sinn des Art. 1 der Richtlinie (EU) 2016/2102 öffent-
licher Stellen im Sinn des Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
(EU) 2016/2102 gilt Abs. 1 entsprechend.“

§ 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 24. Mai 2018 tritt die GDI-Koor-
dinierungsgremiumsverordnung (GDI-V) vom 3. Sep-
tember 2012 (GVBl. S. 476, BayRS 219-5-1-F), die zu-
letzt durch § 2 Abs. 14 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 
(GVBl. S. 243) geändert worden ist, außer Kraft. 

München, den 18. Mai 2018

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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